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Demokratie auf dem Weg 
 
 
 
Als Mehr Demokratie vor 16 Jahren 
gegrÜndet wurde, war die direkte 
Demokratie in StÄdten und Gemein-
den noch eine WÜstenei. Lediglich 
Baden-WÜrttemberg kannte den 
kommunalen BÜrgerentscheid. Dieser 
war aber mit hohen HÜrden ver-
sehen, so dass BÜrgerbegehren eine 
Ausnahme blieben. 
 

Nach einem 
beispiellosen 
Siegeszug der 
direkten Demo-
kratie in 
Deutschland 
sind BÜrger-
begehren und 
BÜrgerentschei

de nun in fast allen LÄndern mÖglich. 
In einigen LÄndern wurden die 
BeteiligungshÜrden einige Jahre nach 
EinfÜhrung des BÜrgerentscheids 
bereits erstmals gesenkt. Immer 
mehr BÜrgerinnen und BÜrger nutzen 
diese MÖglichkeit zur politischen 
Selbstbestimmung fÜr ihre Anliegen, 
Interessierte kÖnnen auf einen 
gro¿en Pool von Praxiserfahrungen 
zurÜck greifen.  
 
Grund, sich zufrieden zurÜck zu 
lehnen sind diese Erfolge aber 

dennoch nicht. Noch hindern The-
menverbote und hohe HÜrden die 
direkte Demokratie am vollen 
ErblÜhen. Vielerorts wird mit Boy-
kottaktionen versucht, BÜrgerbe-
gehren zu Fall zu bringen. Immer 
grÖ¿er werdende LÖcher in den 
Gemeindehaushalten engen zudem 
den Spielraum auch fÜr direktdemo-
kratische Entscheidungen wieder ein. 
 
Auf der Tagung „BÜrgermacht vor Ort 
– Demokratie in den Kommunen“ 
zogen die Teilnehmer eine Zwi-
schenbilanz der Entwicklung. Sie 
warfen einen Blick auf Verfahren und 
Praxis in den Kommunen. Betrachtet 
wurden die Erfahrungen in anderen 
LÄndern und Ideen fÜr eine moderne 
Demokratie in StÄdten und Gemein-
den entwickelt. Diskutiert wurden 
auch verwandte BÜrgerbeteiligungs-
verfahren und MÖglichkeiten fÜr ein 
demokratischeres Kommunalwahl-
recht.  
 
Dieser Tagungsband gibt eine 
¼bersicht Über die wichtigen Themen 
und Fragestellungen. Ich wÜnsche 
Ihnen eine spannende und erkennt-
nisreiche LektÜre. 

 
 
 
 
 
 
 

Thorsten Sterk 
Tagungsleiter 
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Direkte Demokratie auf Gemeindeebene in 
Deutschland und der Schweiz 

 
Prof. Dr. Silvano Moeckli, UniversitÄt St. Gallen  

 
 

In diesem kurzen Artikel wird die direkte 
Demokratie auf kommunaler Ebene in 
Deutschland und der Schweiz verglichen. 
Der Ist-Zustand wird dargestellt, d.h. die 
direktdemokratischen Institutionen, 
Verfahren und ihre Wirkungen. DarÜber 
hinaus erfolgt eine Beurteilung: Wie weit 
sind QuantitÄt und QualitÄt der direkten 
Demokratie in Deutschland von jener in 
der Schweiz entfernt, und ist die Schweiz 
tatsÄchlich ein anzustrebender „Muster-
fall“? Zahlreiche Informationen und 
Bewertungen Über die Situation in 
Deutschland verdanke ich der Diskussion 
in einer Arbeitsgruppe an der Tagung 
„BÜrgermacht vor Ort – Demokratie in 
den Kommunen“ am 3. Juli 2004 auf 
Schloss Buchenau in Eiterfeld/Hessen.  
 
Wenn man an den Vergleich herangeht, 
so fallen zunÄchst die unterschiedlichen 
quantitativen VerhÄltnisse auf: die 
Schweiz zÄhlt 7,2 Millionen Einwohner 
und hat 2815 Gemeinden, Deutschland 
hat 82 Millionen Einwohner und 13’416 
Gemeinden. Obwohl beide Staaten 
fÖderalistisch organisiert sind, ist der 
FÖderalismus in der Schweiz stÄrker 
ausgeprÄgt als in Deutschland. Dies 
heisst, dass die Gemeinden in der 
Schweiz eher mehr Kompetenzen haben, 
woraus folgt, dass der Wirkungsbereich 
der direkten Demokratie grÖsser ist. 
Insbesondere verfÜgen die Schweizer 
Gemeinden Über das Recht, im Rahmen 
der kantonalen Gesetzgebung den 
„Steuerfuss“ der direkten 
Einkommenssteuer selbst festzusetzen. 
In der Schweiz variiert somit die 
Steuerbelastung von Gemeinde zu 
Gemeinde. 
 
Auffallend ist auch die unterschiedliche 
Begriffsbildung.1 Die Begriffe „BÜrgerbe-

                                            
1 Siehe Philipp Karr, Institutionen direkter 

Demokratie in den Gemeinden Deutschlands 

und der Schweiz. Eine rechtsvergleichende 

Untersuchung. Baden-Baden: Nomos, 2003, 

gehen“ und „BÜrgerentscheid“ werden in 
der Schweiz nicht verwendet. Vielmehr 
spricht man von der Volksinitiative (ein 
Teil des Elektorats kann einen 
Gegenstand zur Volksabstimmung 
bringen) – dies entspricht in Deutschland 
dem „initiierenden BÜrgerbegehren“ -, 
vom obligatorischen Referendum (ein 
Gegenstand untersteht nach Verfassung 
oder Gesetz zwingend der Volksab-
stimmung) – dies ist in Deutschland nur 
in seltenen AusnahmefÄllen vorgesehen - 
und vom fakultativen Referendum (ein 
Teil des Elektorats kann Über einen 
Beschluss eines Parlaments oder eines 
Gemeinderates eine Volksabstimmung 
auslÖsen) – dies entspricht in Deutsch-
land dem „kassierenden BÜrgerbe-
gehren“. Der Schweizer „Volksabstim-
mung“ entspricht in Deutschland der 
„BÜrgerentscheid“. Gemieden wird in der 
Schweiz ferner der Begriff „plebiszitÄre 
Demokratie“, der mit der „direkten 
Demokratie von oben“ in Verbindung 
gebracht wird.   

Institutionen 

 
85 Prozent der Schweizer Gemeinden 
kennen die Gemeindeversammlung 
(auch BÜrgerversammlung genannt). 
Alle Stimmberechtigten treffen sich 
(mindestens) einmal jÄhrlich und 
befinden obligatorisch Über die Rechnung 
des vergangenen Jahres, den Haushalt 
des laufenden Jahres, Kredite, 
BÜrgerrechtsbestÄtigungen, die Mitglied-
schaft in ZweckverbÄnden und anderes. 
Je nach kantonalem Recht unterliegen 
Kredite ab einer bestimmten HÖhe der 
Urnenabstimmung. Das Gleiche gilt auch 
fÜr Wahlen, die fast Überall an der Urne 
erfolgen. Die obligatorische Mitsprache 
des Volkes ist der Normalfall, wÄhrend 
dies in Deutschland der Ausnahmefall ist. 
Fakultativ besteht ein Mitspracherecht 

                                                                
S. 200. - In den USA ist die Begriffsbildung 
übrigens gleich wie in der Schweiz. 
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der Stimmberechtigten zum Beispiel bei 
FinanzbeschlÜssen der Lokalregierung 
oder beim Erwerb und Verkauf von 
GrundstÜcken.2 In allen Gemeinden 
besteht auch das Recht der Volks-
initiative. Die Gemeindeversammlung 
gibt es in Deutschland nur theoretisch in 
Schleswig-Holstein. Es empfiehlt sich 
aber ohnehin, die Schweizer Gemeinden 
mit Parlament zum Vergleich 
heranzuziehen, da die Gemeinden mit 
BÜrgerversammlung im internationalen 
Vergleich eher ein Kuriosum sind.   
 
Die meisten Sachabstimmungen in 
Schweizer Gemeinden erfolgen obliga-
torisch, wÄhrend es in Deutschland einer 
AuslÖsung durch einen Teil des 
Elektorats oder eines Beschlusses eines 
Gemeindeorgans bedarf. Viele Schweizer 
Gemeinden mit Parlament kennen das 
sog. „BehÖrdenreferendum“: eine Min-
derheit des Parlaments (im Kanton St. 
Gallen ein Drittel) kann einen 
Gegenstand, der dem fakultativen 
Referendum untersteht, zur Volks-
abstimmung bringen. In Deutschland 
gibt es in sieben von sechzehn Bundes-
lÄndern das sogenannte „Ratsbegeh-
ren“, bei dem der Rat mit einfacher oder 
Zwei-Drittel-Mehrheit einen BÜrgerent-
scheid anberaumen kann. Die unter-
schiedlichen AuslÖsungsmechanismen 
fÜhren auch zu einer unterschiedlichen 
Zahl an Volksabstimmungen auf 
kommunaler Ebene. WÜrde man in der 
Schweiz alle Entscheide von 
Gemeindeversamm-lungen und von 
Urnenabstimmungen zusammenzÄhlen, 
kÄme man jedes Jahr auf zehntausende. 
Die Zahl der Sachabstimmungen auf 
Gemeindeebene in Deutschland hat in 
den vergangenen zehn Jahren zwar 
zugenommen, sie sind aber – im 
Vergleich zur Schweiz – noch immer 
Ausnahme- und nicht Routineereignisse. 

                                            
2 Als Beispiele kann man auf der Website 

http://www.buergerbegehren.de/ die 
Gemeindeordnungen der Stadt St. Gallen 
und der Stadt Rorschach ansehen. In der 
Stadt St. Gallen (70'500 Einwohner) 
genügen für ein fakultatives Referendum 
1000 Unterschriften (2,2 Prozent der 
Stimmberechtigten). In Rorschach (8'600 
Einwohner) braucht es 400 Unterschriften (9 
Prozent).  

Ausgestaltung und Reichweite der 
direktdemokratischen Instrumente 

 
Die QualitÄt der direkten Demokratie 
misst sich nicht allein am Vorhandensein 
von Institutionen, sondern an deren 
konkreter Ausgestaltung. Welche 
Bereiche decken die 
direktdemokratischen Institutionen ab, 
und welche HÜrden bestehen? 
 
Einen „Negativkatalog“ – nicht zulÄssige 
Initiativ- und ReferendumsgegenstÄnde 
– gibt es in der Schweiz zwar auch, aber 
er ist weniger umfangreich als in 
Deutschland. Steuern und Abgaben sind 
in der Schweiz dem Zugriff der direkten 
Demokratie nicht entzogen, in 
Deutschland indessen ist dies der 
Regelfall (ausser in Bayern). Es ist in 
Schweizer Gemeinden gewÖhnlich sogar 
sehr heilsam, wenn die StimmbÜr-
gerschaft den Zusammenhang zwischen 
Ausgaben und Einnahmen klar sieht und 
selbst sowohl Über Kredite als auch Über 
Steuern entscheidet.  Ein Kostendek-
kungsvorschlag bei Volksinitiativen – in 
Deutschland ausser in Bayern Standard 
– ist in der Schweiz auf kommunaler 
Ebene unbekannt. Eine Ausnahme stellt 
die Beratung Über den Haushaltsplan 
dar. Entscheide, die dem fakultativen 
Referendum unterstehen, kÖnnen bis 
zum Ablauf der Referendumsfrist nicht 
vollzogen werden, wÄhrend diese 
aufschiebende Wirkung in Deutschland 
nicht Überall gegeben ist.  
 
In der Schweiz besteht auf kommunaler 
Ebene das Vertrauen in die 
StimmbÜrgerschaft, dass sie auch in 
finanziellen Fragen verantwortlich ent-
scheidet. In der Tat haben obligato-
risches und fakultatives Finanzre-
ferendum substantielle Vorwirkungen auf 
die Ausgabendisziplin von Regierung und 
Verwaltung.3 Alle Ausgaben mÜssen 
notfalls Öffentlich verteidigt werden 
kÖnnen, jeder einzelne Stimmberechtigte 
kann den Finger auf wunde Punkte legen 
und gegebenenfalls auch eine Volks-

                                            
3 Ein Beispiel aus meinem Wohnort 

Rorschach. Nachdem die Stimmberechtigen 
den Bau eines Feuerwehrdepots im ersten 
Anlauf wuchtig verworfen hatten, kostete 
eine zweite Vorlage nur noch die Hälfte… 
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abstimmung herbeifÜhren. Die Respon-
sivitÄt der BehÖrden ist in der direkten 
Demokratie allgemein hÖher, nicht nur 
bei finanziellen Fragen. Das Finanz-
referendum schwebt wie ein Damokles-
schwert Über der Gemeindekasse. 
Sparmassnahmen sind in der direkten 
Demokratie allerdings schwieriger 
umzusetzen, beispielsweise wenn man 
versucht, SpitÄler zu schliessen oder 
kommunale Leistungen einzuschrÄnken. 
Dieser Effekt ist auch in Deutschland zu 
beobachten, wo es hÄufig BÜrgerbe-
gehren gibt, die sich gegen die 
Schlie¿ung von Öffentlichen Einrich-
tungen oder den Verkauf von stÄdt-
ischem Eigentum richten. Auf der 
anderen Seite lÄsst sich aber auch 
beobachten, dass sich die BÜrger in der 
Regel gegen „Luxusbauten“ entscheiden, 
wenn sie darÜber abstimmen kÖnnen. 
 
Noch ein praktischer Unterschied besteht 
in der Schweiz im Vergleich zu 
Deutschland. Da regelmÄssig auf 
bundes-, kantonaler- und kommunaler 
Ebene Über eine Vielzahl von Vorlagen 
abgestimmt wird, fasst man Gegen-
stÄnde auf allen Staatsebenen zu 
Paketen4 zusammen. Dies macht es 
schwieriger, fÜr einen einzelnen Gegen-
stand Öffentliche Aufmerksamkeit zu 
finden. Wenn gleichzeitig Abstimmungen 
auf eidgenÖssischer Ebene stattfinden ist 
die Stimmbeteiligung in der Regel hÖher. 
Dies verleitet manchmal kantonale und 
kommunale Regierungen zu taktischen 
¼berlegungen, welches Paket sie 
schnÜren sollen. Wahlen werden in der 
Schweiz indessen getrennt von Sach-
abstimmungen durchgefÜhrt. Dies ver-
hindert, dass Volksinitiativen als Vehikel 
fÜr WahlkÄmpfe gebraucht werden 
kÖnnen. 

Quoren 

 
Wie viele Unterschriften braucht es, 
damit ein Gegenstand zur 
Volksabstimmung gelangt (Zulassungs-
quorum)? DiesbezÜglich sind die Unter-

                                            
4 In den USA sind die Abstimmungspakete 

noch umfangreicher als in der Schweiz, weil 
gewöhnlich nur alle zwei Jahre zwei Mal 
abgestimmt wird, bei den Primär- und bei 
den Hauptwahlen. 

schiede nicht so gross. In Deutschland 
braucht es etwa 3 bis 17 Prozent der 
Stimmberechtigten in einer Gemeinde, in 
der Schweiz 0,5 bis 30 Prozent. Hohe 
(relative) Quoren haben vor allem kleine 
Gemeinden. Zustimmungsquoren – ein 
BÜrgerbegehren ist nur dann gÜltig, 
wenn ein bestimmter Teil des Elektorats 
zustimmt – sind in der Schweiz heute5 
vÖllig unbekannt, wÄhrend in Deutsch-
land 10 bis 30 Prozent Üblich sind.  
  
Warum kennt die Schweiz keine Quoren, 
und warum ist die Stimmbeteiligung in 
der Regel, im internationalen Vergleich 
betrachtet, eher tief? Eine kurze 
ErlÄuterung ist an dieser Stelle 
angebracht. Direkte Demokratie fÜhrt 
dazu, dass man Minderheiten stÄrker 
berÜcksichtigen muss, und dass der 
politische Entscheidungsprozess mit der 
Zeit konsensorientiert verlÄuft. Wenn der 
Entscheid auf einem breiten Konsens 
beruht, ist die KonfliktintensitÄt in dieser 
Phase gering. Ein breit abgestÜtzter, 
wenig konflikttrÄchtiger Kompromiss, der 
zur Volksabstimmung gelangt, mobi-
lisiert verstÄndlicherweise weniger. Es ist 
deshalb nur logisch, dass die 
Stimmbeteiligung in einer Konkordanz-
demokratie tiefer ist, und dass 
Zustimmungsquoren systemwidrig wÄ-
ren.  

Wirkungen 

 
Schwieriger als die Darstellung der 
Institutionen und der Praxis ist die 
Ermittlung der Wirkungen der direkten 
Demokratie. GestÜtzt auf ein einfaches 
Input-Output-Modell des politischen 
Prozesses6 lÄsst sich folgendes sagen: Es 
resultiert ein hÖherer Input ins politische 
System als in der rein reprÄsentativen 
Demokratie, weil einzelne BÜrger im 
Bedarfsfall an Parteien und BehÖrden 
vorbei ein Anliegen allen Stimm-

                                            
5 In der Anfangszeit der direkten Demokratie 

in der Schweiz gab es durchaus Quoren, die 
bis 50 Prozent reichten. Dies liegt allerdings 
mehr als 150 Jahre zurück. – Auch in 
Gemeinden der USA gibt es keine 
Zustimmungsquoren. 

6 Mein Modell ist einzusehen unter: 
http://www.buergerbegehren.de/ 
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berechtigten unterbreiten kÖnnen. Jeder 
durch eine Volksinitiative erbrachter 
Input hat auch Agenda-Setting Funktion, 
d.h. ein Gegenstand wird vom privaten 
zum Öffentlichen Diskussionsgegenstand, 
und die politischen Organe haben ihre 
Position zu klÄren und zu rechtfertigen. 
Da die Institutionen der direkten 
Demokratie in der Schweiz stÄrker 
ausdifferenziert und leichter in Anspruch 
zu nehmen sind, ist der Inputstrom 
entsprechend breiter. In Deutschland ist 
die Tendenz zunehmend. 
 
Wenn man RÜcksicht auf mehr Akteure 
nehmen muss bedeutet dies auch, dass 
sich der Durchfluss durch das politische 
System verzÖgern kann. Dies ist in der 
Tat in der Schweiz oft der Fall. Breit 
abgestÜtzte Kompromisse lassen sich 
dann aber in der Regel leichter 
umsetzen. Gerade direktdemokratisch 
gefÄllte Entscheide stossen auf hohe 
Akzeptanz, so dass unter dem Strich die 
Leistungen eines Systems mit direkter 
Demokratie nicht schlechter sind.  
 
Die besten Leistungen erbringt die 
direkte Demokratie bei der politischen 
Kommunikation und der politischen 
Sozialisation. Jede Abstimmung ist ein 
grosser Kommunikationsprozess auf der 
Makro- und der Mikroebene. Insgesamt 
fÜhrt dies dazu, dass mehr BÜrgerinnen 
und BÜrger Über konkrete politische 
Angelegenheiten in einer Gemeinde 
Bescheid wissen als in einer rein reprÄ-
sentativen Demokratie. Die Forderung 
nach einer vollkommenen Information 
halte ich fÜr Überzogen, denn dies ist 
auch bei Parlamentsmitgliedern nicht der 
Fall. Oft dreht sich der Streit auch um 
die Auswirkungen bestimmter Entschei-
de, und diese kÖnnen auch bei noch so 
viel Information nicht zuverlÄssig 
abgeschÄtzt werden. Die Stimmberech-
tigten kÖnnen es sich eher leisten, 
gemeinwohlorientiert zu entscheiden, da 
sie nicht in der Existenz von den Folgen 
des Entscheids abhÄngig sind wie dies 
bei einzelnen Politikern oder Lobbyisten 
der Fall sein kann. Direkte Demokratie 
sozialisiert die Stimmberechtigten fÜr die 
Werte Gemeinwohl und BÜrgersinn. Sie 
lehrt, dass man einmal bei den Siegern, 
ein andermal bei den Verlierern sein 
kann, dass man im Sieg massvoll sein 
und die unterlegene Minderheit 

respektieren sollte – weil man ja ein 
nÄchstes Mal auf der anderen Seite 
stehen kÖnnte.   

Fazit 

 
Die gleichen direktdemokratischen In-
strumente werden in Deutschland nicht 
die gleichen Wirkungen haben wie in der 
Schweiz. Zu unterschiedlich sind die 
politischen Systeme, die historische 
Erfahrung und die politische Kultur. Die 
Schweiz ist ein politisches System ohne 
Bruchlinien seit 1848. Sie hat keine 
monarchische Vergangenheit. Die 
Demokratie ist nichtparlamentarisch, 
d.h. Regierung und Parlament kÖnnen 
wÄhrend der Amtsperiode nicht abge-
setzt werden. Die politischen Parteien 
sind schwach, die Fraktionsdisziplin in 
Parlamenten ist wenig ausgeprÄgt. 
Deutschland ist ein Staat mehr als 
zehnmal so gross wie die Schweiz, mit 
zahlreichen Bruchstellen in den 
vergangenen 140 Jahren, mit der 
quÄlenden Erfahrung von drei grossen 
Kriegen (in denen die Schweiz neutral 
blieb). Wenn direktdemokratische 
Elemente stÄrker praktiziert werden, 
wird sich mit der Zeit auch das politische 
System Ändern, denn direkte Demokratie 
ist wie ein Art Virus7, der mit der Zeit 
das Betriebssystem (die reprÄsentative 
Demokratie) verÄndert. Angst zu haben 
braucht man davor freilich nicht. Mit der 
starken Verfassungsgerichtsbarkeit hat 
das politische System Deutschlands 
bereits eine Anti-Viren-Software instal-
liert, und die geltende Ausgestaltung der 
direkten Demokratie wirkt wie eine 
Firewall. Deutschland wÜrde mit mehr 
direkter Demokratie allein die drÄng-
enden Probleme nicht lÖsen. Aber mehr 
„Gemeinsinn“, Verantwortlichkeit der 

                                            
7 Dr. Andreas Paust, dem ich zahlreiche 

wertvolle Anmerkungen für diesen Beitrag 
verdanke, macht mich darauf aufmerksam, 
dass der Begriff „Virus“ negativ besetzt ist 
und schlägt vor, ihn durch „Update“ zu 
ersetzen; dieses beseitigt Fehler und macht 
das System stabiler. Sein Einwand ist 
berechtigt. „Update“ wäre aber auch nicht 
ganz treffend, da dieses ja von den 
Entwicklern des „Betriebssystems“ geliefert 
wird.  
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BÜrger gegenÜber der Gemeinschaft und 
Verantwortlichkeit der Politiker gegen-
Über den BÜrgern wÜrde die Demokratie 
insgesamt stÄrken. Es ist richtig, damit 
in den Gemeinden zu beginnen. Wie in 
der Schweiz wird die direkte Demokratie 
von unten nach oben wachsen und zu 
einer neuen Mechanik des politischen 
Betriebes fÜhren. Das geht nicht von 

heute auf morgen. Die Schweiz hat 
immerhin fast 100 Jahre gebraucht, bis 
es jenes System entwickelt hat, das den 
eigenen (komplexen) VerhÄltnissen 
angemessen ist. „Modell“ fÜr Deutsch-
land kann die Schweiz nicht sein. Aber 
der Erfahrungsschatz der direkten 
Demokratie der Schweiz steht allen 
offen, die sich dafÜr interessieren.  
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BÜrgerschaftliches Engagement vor Ort 
 

Prof. Dr. Roland Geitmann  
 
 
 
BÜrgerschaftliches Engagement umfasst 
alle Formen, in denen BÜrgerinnen und 
BÜrger in der Gesellschaft gemeinsame 
Interessen verfolgen, sei es in 
etablierten Formen wie politischen 
EhrenÄmtern, Vereinen, Parteien, 
Gewerkschaften und Kirchen oder in 
Lokale-Agenda 21-Arbeitskreisen, 
Selbsthilfegruppen, FreiwilligeneinsÄtzen, 
Nachbarschaftshilfen und Netzwerken.  
 
FÜr solche AktivitÄten gibt es 
ungedeckten und steigenden Bedarf und 
gleichzeitig bei weitem unausgeschÖpfte 
Bereitschaft. Der Garten fÜr 
bÜrgerschaftliches Engagement liegt 
noch zur HÄlfte brach. Faire 
direktdemokratische Verfahrensregeln 
sind ein zur BegrÜnung unverzichtbares, 
weil den Boden belebendes Element, 
aber nicht selbst schon der ganze 
Garten. 
 
Die Arbeitsgruppe „BÜrgerschaftliches 
Engagement vor Ort“ war in ihrer breiten 
Themenstellung deshalb sozusagen die 
Grundsatzabteilung der Tagung 
„Demokratie in den Kommunen“ und bot 
Gelegenheit, die Rolle der  Örtlichen 
Zivilgesellschaft in ihrer steigenden 
Bedeutung insbesondere im VerhÄltnis 
zu Politik und Öffentlicher Verwaltung  zu 
beleuchten. 

Vom Wohlfahrtsstaat zur 
Wohlfahrtsgesellschaft 

 
Nachdem Staat und Kommunen die 
Grenzen ihrer finanziellen 
LeistungsfÄhigkeit deutlich Überschritten 
haben und die Wirtschaft entgegen ihrer 
Aufgabe, BedÜrfnisse zu befriedigen, 
einseitig das Ziel der 
Gewinnmaximierung verfolgt, rÜckt 
immer deutlicher der dritte Sektor ins 
Bewusstsein, der weder staatlich 
organisiert noch kommerzialisiert 
kulturelle und soziale BedÜrfnisse und 
entsprechende Fähigkeiten zusammenführt.  
 

Von der Erwerbsgesellschaft zur 
TÄtigkeitsgesellschaft 
 
Die technische und die demografische 
Entwicklung haben das Zeit- und 
KrÄftepotenzial fÜr un- oder 
teilentgeltliches Engagement enorm 
erhÖht. Gleichzeitig ist der Bedarf 
gestiegen, insbesondere durch sich 
zuspitzende Ungleichgewichte zwischen 
Mensch und Natur, zwischen den 
Generationen und zwischen Arm und 
Reich. Die sich in Gewalt, KriminalitÄt,  
Terror und Kriegen ausdrÜckenden 
sozialen Spannungen machen eine 
globale VerstÄndigung Über Kurswechsel 
in der Lebensweise und zukunftsfÄhige 
Rechtsordnung notwendig. 

Von der Verwaltungseinheit zur 
BÜrgerkommune 

 
Die wachsende Bedeutung bÜrger-
schaftlichen Engagements zeigt, dass 
Demokratie allmÄhlich erwachsen wird. 
Dazu gehÖren neben Einfluss gewÄh-
rendem Wahlrecht und fairen direkt-
demokratischen Verfahrensregeln auch 
die vielfÄltigen Formen kooperativer 
Meinungs- und Willensbildung von der 
Planungszelle bis zur Zukunftswerkstatt. 
Auf dem langen Weg zur Individu-
alisierung verlangt der Mensch zu Recht 
Selbstbestimmung, Menschenrechte und 
Befreiung aus vormundschaftlichen 
VerhÄltnissen und entdeckt gleichzeitig, 
dass er auf soziales Handeln angelegt 
ist. 

Vom Ehrenamt zum 
bÜrgerschaftlichen Engagement 

 
Der Begriffswechsel deutet an, dass hier 
nicht vornehmlich von oben ein Amt 
verliehen wird, sondern Menschen von 
sich aus eine Aufgabe ergreifen und dies 
nicht der Ehre wegen, sondern aus 
eigenem BedÜrfnis. Dies verÄndert die 
Aufgabenstellung Öffentlicher Verwal-
tung: 
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Von der Erledigungs- zur 
ErmÖglichungsverwaltung 

 
In manchen Aufgaben, insbesondere der 
Kultur, des Sozialen, der Gesund-
heitsvorsorge und der Umweltpflege, 
kann und sollte sich Öffentliche 
Verwaltung ein StÜck weit zurÜck-
nehmen und bÜrgerschaftliche Aufgaben-
erfÜllung ermÖglichen - durch Bereit-
stellung von RÄumen und BÜroinfra-
struktur, Vermittlung, Beratung, Versi-
cherung, Auslagenersatz und Anerken-
nung: Moderieren statt selbst erledigen. 
Dies verÄndert die Rolle aller Beteiligten, 
nicht nur der Verwaltungsleute, sondern 
auch der VerbÄnde und Einrichtungen 
(vom Rekrutieren zum UnterstÜtzen), 
der Politik (BeschrÄnkung auf Richtlinien) 
und auch der wirtschaftlichen Unterneh-
men, die den Wert bÜrgerschaftlichen 
Engagements ihrer Mitarbeiter/innen zu 
schÄtzen begonnen haben.  

Unterschiedliches ergÄnzt sich 

 
Das in einer ausgiebigen 
Vorstellungsrunde zum Ausdruck kom-
mende vielfÄltige Engagement der zwÖlf 
Arbeitsgruppenteilnehmer/innen spie-
gelte den Reichtum der Zivilgesellschaft 
auf eindrucksvolle Weise und lie¿ ahnen, 
wie wunderbar sich Menschen gerade 
durch ihre Verschiedenheit ergÄnzen. 
Nicht nur politisch waren alle 
wesentlichen Richtungen vertreten, 
sondern auch die unterschiedlichsten 

FÄhigkeiten, Felder und Formen des 
Engagements. Umso bemerkenswerter 
war es, dass die Gruppe sich an Hand 
einer gemeinsam erstellten 
umfangreichen Liste interessanter 
Fragestellungen und Anwendungsfelder 
sehr zÜgig auf zwei verstÄndigte und 
diese nÄher beleuchtete: 

BÜrgerstiftungen und RegionalwÄh-
rungen 

 
Bei beiden geht es ums bezeichnen-
derweise ums Geld. WÄhrend die in 
Dutzenden von StÄdten in den letzten 
Jahren gegrÜndeten BÜrgerstiftungen als 
„Kind des Kapitalismus“ selbigen 
punktuell unschÄdlich machen, indem sie 
durch Service fÜr kÜnftige Stiftungsbe-
reitschaft vor Ort VermÖgenseinnahmen 
gemeinnÜtzigen Zwecken zuleiten, sind 
RegionalwÄhrungen potenziell system-
wandelnde Initiativen: Eine Weiterent-
wicklung der an vielen Orten beste-
henden Tauschringe, in denen Menschen 
sich fÜr den Austausch von Leistungen 
vom offiziellen Zahlungsmittel partiell 
unabhÄngig machen und hierbei neue 
Wege suchen und finden. Sie erfahren, 
dass ein Medium dann die Geldfunktion 
optimal erfÜllt, wenn es zum 
Weitergeben anreizt und nicht zum 
Festhalten und dadurch die Gelegenheit 
schwindet, mittels Zins und Zinseszins 
Zeit zu Geld zu machen (NÄheres zu 
beidem im Internet unter 
www.buergerstiftungen.de bzw. 
www.regiogeld.de).
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Stromrebellen und Kanalratten 

BÜrgerbegehren gegen Privatisierung und Cross-
Border-Leasing 

 

Heike Flenner 
 
 

Etwa ein Viertel aller lokalen 
BÜrgerbegehren in Deutschland befassen 
sich mit Anliegen im Bereich Öffentlicher 
Infrastruktur- und Versorgungseinrich-
tungen. Weitere sechs Prozent bemÜhen 
sich um Entsorgungsprojekte.8 Das 
Thema Grundversorgung liegt 
offensichtlich vielen Menschen besonders 
nahe, so dass sie bereit sind, sich dafÜr 
politisch zu engagieren.  
 
In den letzten Jahren finden verstÄrkt 
BÜrgerbegehren zur Frage statt, ob 
gemeindeeigene Einrichtungen wie 
Kliniken, Bus- und Bahnbetriebe oder 
Wasserversorgung privatisiert werden 
sollen. Dabei ist auffÄllig, dass sich die 
BÜrger in fast allen bis zum 
BÜrgerentscheid fÜhrenden Begehren 
gegen die von den lokalen Parlamenten 
geplanten Privatisierungsvorhaben 
wenden.  

Leere Gemeindekassen und 
Privatisierung 

 
ZunÄchst ist der Begriff Privatisierung zu 
klÄren. Im Fall der deutschen 
Kommunen handelt es sich meist um 
GeschÄfte mit international operierenden 
deutschen Unternehmen, mit Hilfe derer 
die finanzschwachen Gemeinden durch 
einen Verkauf ihrer Infrastrukturein-
richtungen ihre Haushalte stabilisieren 
wollen. Nicht immer wird der Ver-
sorgungsbetrieb der Gemeinde dabei 
komplett verkauft, oft versucht die 
Gemeinde knapp Über die HÄlfte der 

                                            
8 Zahlen der Forschungsstelle 

Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie 
in Marburg. Stand Oktober 2003. 
‹http://www.forschungsstelle-direkte-
demokratie.de› (11.10.03). 

Einrichtung zu behalten, um sich auf 
diese Weise nicht vollstÄndig von den 
Entscheidungen des neuen (Mit-) 
EigentÜmers abhÄngig zu machen. 
 
Privatisiert werden generell Betriebe der 
Gemeinde, die bereits aus der 
Öffentlichen Verwaltung ausgegliedert 
und in Eigenbetriebe umgewandelt 
wurden. Als nÄchster Schritt erfolgt die 
Umwandlung in eine GmbH (in drei 
Viertel aller FÄlle), eine AG (6,1 Prozent) 
o. a.9 Nach Erkenntnissen des Deutschen 
Instituts fÜr Urbanistik (Difu) ist bereits 
ein umfangreicher Teil kommunaler 
Betriebe in eine private Rechtsform 
ÜberfÜhrt worden. In den dreissig 
grÖ¿ten deutschen StÄdten  gibt es im 
Durchschnitt 84,3 Betriebe mit 
inlÄndischer, sowie 4,9 mit auslÄndischer 
privater Beteiligung; an der Spitze liegt 
Hamburg mit 404 Beteiligungen.10 Jetzt 
sitzen zwar immer noch Ratsmitglieder 
in den AufsichtsrÄten, diese sind aber 
nunmehr in erster Linie den 
Unternehmensinteressen und nicht dem 
Gemeinwohl verpflichtet. Die kommunale 
Selbstverwaltung wird ebenso wie die 
demokratische Kontrolle ausgehÖhlt, das 
hei¿t, auf der bÜrgernahesten Ebene ist 
immer weniger demokratische Mitbe-
stimmung mÖglich. Der Gewerkschaftler 
Peter Hauschild beschreibt diese 
Situation wie folgt:  
 
„StÄdte und Gemeinden sind [...] mehr 
als abgegrenzte Gemarkungen mit 
Einwohnern. Ihr mit dem Grundgesetz 

                                            
9 Difu. 11/03. „Privatisierung in Kommunen“. 

‹www.difu.de/presse/031112.shtml› 
(25.03.04). 

10 Ebd. 
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und den Gemeindeordnungen gegebenes 
Recht auf weitgehende politische 
Selbstverwaltung auf der einen und 
selbststÄndige WirtschaftstÄtigkeit auf 
der anderen Seite schafft staatsÄhnliche 
Gebilde zur Wahrung Öffentlicher 
Interessen. Der gebotene kommunale 
Handlungsspielraum bedarf der 
finanziellen Grundlage, die aus Steuern 
sowie aus den ErtrÄgen der eigenen 
WirtschaftstÄtigkeit stammen soll.“11   
 
Seit dem Jahr 2000 hat sich ein 
dramatisch wachsendes Finanzierungs-
defizit der Kommunen eingestellt, das 
diesen Handlungsspielraum stÄndig 
weiter verengt. Im Jahr 2001 betrug es 
(ohne BerÜcksichtigung der Stadt-
staaten) bereits 3,95 Milliarden Euro und 
stieg bis Ende 2003 auf  9,7 Milliarden 
Euro an.12 
 
Die Haupteinnahmequelle der Kom-
munen, die Gewerbesteuer wurde 
Anfang 2003 durch eine ErhÖhung der an 
Bund und LÄnder zu zahlenden 
Gewerbesteuerumlage und durch 
Verlagerungen von Unternehmenssitzen 
ins Ausland eingeschrÄnkt. So zahlen die 
sieben bedeutendsten MÜnchener 
Konzerne, (Hypovereinsbank, Allianz, 
MÜnchner RÜck, BMW, MAN, Siemens 
und Infineon) keine Gewerbesteuer.13 
Auf der anderen Seite hat sich die 
finanzielle Belastung durch den Anstieg 
der Arbeitslosenzahlen und somit der zu 
zahlenden Sozialausgaben erhÖht.14 Die 
                                            
11 Hauschild, Peter et al. 2004. Privatisierung. 

Wahn und Wirklichkeit. Hamburg: 
(AttacBasisTexte 9) VSA-Verlag, S.7.  

12 Vgl. Deutscher Städte- und Gemeindebund. 
03.02.04. „Finanzprognose für die 
kommunalen Haushalt 2003/2004.“ 
‹http://www.rlp-
buergerinfo.de/dstgb_pressesupport/docs/82
4_1_5292.pdf› (02.04.04). 

13 Hauschild, S.40. 

14 Vgl. z. B. Deutscher Städte- und 
Gemeindebund. 3.2.04. Finanzprognose für 
die kommunalen Haushalte 2003/2004. 
‹http://www.rlp-
buergerinfo.de/dstgb_pressesupport/docs/82
4_1_5292.pdf› (2.4.04).  

Gemeindefinanzreform Ende 2003 fÜhrte 
zwar zu einer Absenkung der Gewer-
besteuerumlage, kann allerdings nicht 
als wirkliche Reform betrachtet werden, 
da sie nicht annÄhernd das Defizit der 
kommunalen Kassen abbaut. Der 
deutsche StÄdte- und Gemeindebund 
fordert deshalb eine „weitere Entlastung 
im Bereich der Pflichtaufgaben und 
aufkommens- sowie strukturverbes-
sernde Ma¿nahmen im kommunalen 
Steuerbereich“.15 Der Deutsche StÄdte-
tag spricht fÜr die Gruppe der besonders 
verschuldeten StÄdte bereits von einer 
„ausweglosen Situation“.16 

Cross-Border-Leasing (CBL) 

 
Als wahre WundertÜte gilt vielen 
Gemeinden das so genannte Cross-
Border-Leasing (CBL): Eine Stadt oder 
ein Ort „least“, das hei¿t vermietet 
beispielsweise die Stadtwerke fÜr 99 
Jahre an ein us-amerikanisches 
Unternehmen, und mietet sie von 
diesem Unternehmen sofort selbst 
wieder an. FÜr den Gemeindehaushalt 
bedeutet ein solches GeschÄft einen 
einmaligen Geldsegen, da der Investor 
mit Inkrafttreten des Vertrags einen 
Gro¿teil der Miete (fÜr ca. 25-30 Jahre) 
im Voraus bezahlt. Die Kommune 
verwendet dieses Geld, um das Objekt 
selbst wieder anzumieten, wobei einige 
Millionen Euro Gewinn Übrig bleiben.  
 
Der grÖ¿ere Vorteil beim CBL liegt beim 
US-Investor. Das Unternehmen kann das 
deutsche Objekt zur Abschreibung von 
Steuern in HÖhe von hunderten Millionen 
Dollar nutzen. Obwohl diese Art 
ScheingeschÄfte von der us-ameri-
kanischen SteuerbehÖrde bereits scharf 
kritisiert wird17, gibt es immer wieder 
sowohl Geldgeber aus den Vereinigten 

                                            
15 Vgl. ebd. 

16 Deutscher Städtetag. 11.02.04. 
„Gemeindefinanzreform: Gewerbesteuer.“ 
‹http://www.staedtetag.de/10/presseecke/dst
_beschluesse/artikel/2004/02/11/00056/inde
x.html› (02.04.04). 

17 Wex, Corell und Katharina Koufen. 2003. 
„Der Goldregen aus Übersee.“ taz, 17. Juni 
2003. 
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Staaten, als auch deutsche Gemeinden, 
die sich auf derartige Deals einlassen. In 
150 deutschen StÄdten gibt es bereits 
CBL-VertrÄge mit US-Investoren18. Seit 
dem 18. November 2003 liegt dem US-
Kongress ein Gesetzentwurf des 
Senators und Vorsitzenden des 
Finanzausschusses Chuck Grassley vor, 
mit dem der Republikaner ein Verbot des 
CBL, das er als „schlichten Steuerbetrug“ 
ansieht, durchsetzen will.19 Derartige 
GesetzentwÜrfe sind zwar schon 
mehrmals eingebracht worden, diesmal 
besteht allerdings zum ersten Mal 
Aussicht auf Erfolg: 19 der 21 Senatoren 
des Finanzausschusses stehen hinter 
Grassley.20 Eine Entscheidung des 
Kongresses ist bisher (MÄrz 2004) noch 
nicht gefallen.  
 
Die Kritik an CBL in Deutschland bezieht 
sich vor allem auf die UnÜbersichtlichkeit 
der teilweise Über 1000 Seiten 
umfassenden, englischsprachigen Ver-
trÄge. Au¿erdem gilt fÜr die VertrÄge 
US-Recht und - je nach Ausgestaltung 
des Vertrags – werden die Preise fÜr 
Strom, Wasser o. a. kÜnftig vom 
Leasingpartner bestimmt, was zu einer 
PreiserhÖhung fÜhren kann.21  
 
Im Herbst 2003 hatten BÜrger in 
Gelsenkirchen Klagen eingereicht, mit 
dem Ziel, ErlÖse aus LeasinggeschÄften 
mit gebÜhrenfinanzierten Anlagen wie 
dem Kanalnetz, an die GebÜhrenzahler 
zu verteilen22. WÜrde ein Gericht einer 
solchen Klage stattgeben, wÜrden 
deutschlandweit keine neuen CBL-
VertrÄge mehr unterschrieben, da diese 

                                            
18 Göttsche, Volker. 2000. „Das Kreuz mit dem 

Cross.“ DM Euro September 9/2003, S. 45. 

19 Wex, Corell. 2003. „Milliardenrisiko. Eine 
geplante Steuerrechtsänderung in den USA 
könnte deutsche Kommunen stark belasten.“ 
Junge Welt, 16. Dezember 2003. 

20 Ebd. 

21
 Vgl. z. B. Dümmer, Manfred. 2003. 

Daseinsvorsorge und Privatisierung aus der 
Sicht eines Umweltverbandes (BUND). 
‹http://www.bund-nrw.de/files/privatisierung-
wasserversorgung.pdf› (23.03.04).  
22 Göttsche, S. 46. 

Transaktionen dann nahezu keinen 
Gewinn mehr fÜr die Gemeindekassen 
bedeuteten. Das Verwaltungsgericht wies 
die Klage ab.23 
 
Bei den Gemeindevertretern wÄchst die 
Skepsis gegenÜber CBL. So lehnten 
beispielsweise die Lokalpolitiker in 
SaarbrÜcken, Siegen und Pforzheim 
bereits geplante GeschÄfte ab24. Auch 
vielen BÜrgern bereitet der Verkauf des 
Gemeindeeigentums Unbehagen. Im 
November 2002 fand in Kulmbach der 
erste BÜrgerentscheid Über einen CBL-
Vertrag statt. 87,8 Prozent der BÜrger 
stimmten im Sinne der Initiative „Nix mit 
Abwassertricks“ gegen das Leasing der 
gemeindeeigenen Wasserversorgung. 

BÜrgerbegehren gegen Privatisie-
rung und Cross-Border-Leasing 
(CBL)  

 
Viele BÜrger fÜrchten bei einem Verkauf 
oder CBL eines kommunalen Versor-
gungsunternehmens einen Anstieg der 
Kosten ihrer Grundversorgung. Parallel 
dazu entwickelt sich ein GefÜhl des 
Misstrauens, sowohl dem investierenden 
Unternehmen, als auch den Stadt-
vertretern gegenÜber. In den letzten 
Jahren wird an dieser Stelle verstÄrkt 
das direktdemokratische Instrument des 
BÜrgerbegehrens genutzt, um derartige 
GeschÄfte zwischen Kommunen und 
Konzernen zu verhindern. Die meisten 
Verfahren fanden in Nordrhein-Westfalen 
statt: Seit EinfÜhrung von BÜr-
gerbegehren und –entscheid 1994 bis 
Herbst 2003 liefen 29 Begehren gegen 
Privatisierung Öffentlichen Eigentums. 
Auch in den anderen BundeslÄndern 
nimmt die Anzahl von BÜrgerbegehren 
gegen Privatisierungsvorhaben zu. Im 
Folgenden soll ein ¼berblick Über Inhalte 
und Erfolgsaussichten von Privati-
sierungs-Begehren in deutschen Ge-
meinden gegeben werden.   

                                            
23 Mieterverein Bochum. (02/04). 

„Verwaltungsgericht erlaubt 
Gebührenklau.“ ‹http://www.mieterverein-
bochum.de/inhalt_cbl.html› (23.03.04). 

24 Vgl. Göttsche, S.45. 
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Wasser als Ware 

 
Einen besonders sensiblen Bereich der 
Grundversorgung stellt das Trinkwasser 
dar. Der Zugang zu Trinkwasser ist als 
lebensnotwendiges GrundbedÜrfnis ein 
Menschenrecht. Viele NGOs (u. a. Attac 
und BUND) stellen sich deshalb gegen 
eine Privatisierung der Wasserver-
sorgung. Obwohl im rot-grÜnen Ko-
alitionsvertrag steht: „Zum Erhalt der 
hohen QualitÄt der Trinkwasserver-
sorgung bleibt die Wasserversorgung 
eine kommunale Aufgabe“25, werden 
Wasserversorgungsunternehmen ganz 
oder - in den meisten FÄllen - teilweise 
privatisiert.  
 
Von einem (Teil-) Verkauf der 
Wasserwerke erhoffen sich Gemein-
devertreter kurzfristig eine spÜrbare 
Haushaltsentlastung und langfristig die 
Einsparung der Unterhaltskosten. Diese 
Situation wird oft noch durch den 
Sanierungsbedarf der Wasserversor-
gungsanlagen verschÄrft.  
 
Anders als beispielsweise bei Strom, ist 
eine gemeinsame Nutzung des 
Versorgungsnetzes durch verschiedene 
Anbieter bei Wasser nicht mÖglich, so 
dass sich Monopolbildungen mit allen 
negativen Konsequenzen nicht 
vermeiden lassen. Die Folgen der 
Wasser-Privatisierung sind besonders in 
England zu beobachten: 1989 leitete 
Premierministerin Thatcher eine 
umfassende Privatisierung der Wasser- 
und Abwasserdienstleistungen in die 
Wege. In der Folge verdoppelten sich 
innerhalb der nÄchsten zehn Jahre die 
Preise, wÄhrend die Unternehmen 
gleichzeitig bei notwendigen Investi-
tionen in Rohrnetze und Wasserwerke 
sparten. Um den gewohnten Standard an 
QualitÄt und Service zu gewÄhrleisten, 
musste eine staatliche AufsichtsbehÖrde 
eingerichtet werden.26 Trotzdem kam es 
                                            
25 SPD, Bündnis 90/Die Grünen. 16.10.02. 

„Koalitionsvertrag 2002-2006. Erneuerung – 
Gerechtigkeit – Nachhaltigkeit.“ 
‹http://www.gruene-fraktion.de› (23.03.04).  

26 Lanz, Klaus. (02/03). „Privatisierung von 
Wasserwerken – ein Politikum und seine 
Konsequenzen.“ ‹http://www.unser-wasser-
hamburg.de/_29.html› (30.03.04). 

bereits Über 100 Mal wegen 
Wasserverschwendung, -verschmutzung 
und Einleitung illegaler AbwÄsser in die 
Kanalisation, zu rechtskrÄftigen 
Verurteilungen der britischen 
Wasserversorger.27 Eine 
RÜckverstaatlichung war bereits 
mehrfach angedacht, ist aber nicht 
finanzierbar. Die privaten Unternehmen 
selbst wÜrden gern die unrentable 
Kanalisation zurÜckverkaufen, den 
gewinnbringenden Wasserhandel aber 
weiterfÜhren...28 
 
Eine relevante Anzahl von BÜrger-
begehren richtet sich gegen Verkauf oder 
CBL von stadteigenen Wasserversor-
gungsbetrieben. Hier sollen beispielhaft 
zwei FÄlle vorgestellt werden: 
 
Oben wurde bereits die Initiative im 
bayerischen Kulmbach beschrieben, wo 
die BÜrger in einem BÜrgerentscheid 
gegen ein Cross-Border-Leasing des 
stÄdtischen EntwÄsserungsbetriebes 
entschieden. Der Stadt entging durch die 
Transaktion die Summe von fÜnf 
Millionen Euro, fÜr die BÜrger waren aber 
die Risiken des GeschÄfts bei ihrer 
Entscheidung gegen das Leasing-
GeschÄft Ausschlag gebend. 
 
In Bergisch-Gladbach verhinderte im 
Sommer 2003 eine Initiative das von der 
Stadt geplante CBL des Abwasserwerkes. 
Ende September stimmten 96,5 Prozent 
beim BÜrgerentscheid gegen das 
Verleasen. Mit 23.140 gÜltigen 
abgegebenen Stimmen konnte das 
Beteiligungsquorum Überwunden werden 
– was zum selben Zeitpunkt in 
Oberhausen nicht gelang. Hier reichte 
die Mehrheit der Abstimmenden nicht 
aus, um den Verkauf des stÄdtischen 
Kanalnetzes zu verhindern, da die 
Abstimmungsmehrheit mit 88,3 Prozent 
Zustimmung am Quorum scheiterte. 
 
In Bochum wurde im MÄrz 2003 ein 
Begehren gegen das geplante CBL des 

                                            
27 Attac Österreich. „Hintergrundpapier 

Weltwassertag 22. März 2002.“ 
‹http://www.attac.austria.org/download/was
ser_hintergrund.doc› (23.03.04). 

28 Vgl. Lanz. 
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stÄdtischen Kanalnetzes fÜr zulÄssig 
erklÄrt. Zum BÜrgerentscheid kam es 
jedoch nicht, weil der Vertrag zwei Tage 
spÄter unterschrieben wurde. Nicht nur 
die „Kanalratten“, Initiatoren des 
Begehrens waren empÖrt. 
 
Reinheit und QualitÄt des Trinkwassers, 
sowie ein Einfluss darauf Über die 
Gemeindevertreter  werden von den 
BÜrgern generell hÖher bewertet als die 
eher skeptisch betrachteten Versprechen 
von geringeren Preisen seitens der 
privaten Versorger.  
 
Ende MÄrz 2004 stimmen die BÜrger der 
Gemeinde Tiefenbach (Bayern) allerdings 
mehrheitlich fÜr einen Verkauf der 
Wasserversorgung an die Stadtwerke 
Passau. Durch den Verkauf flie¿en eine 
Million Euro in die Gemeindekasse und 
au¿erdem Übernehmen die Passauer 
Stadtwerke notwendige Investitionen wie 
den Bau einer EntsÄuerungsanlage. FÜnf 
Jahre lang dÜrfen die Preise nicht erhÖht 
werden, danach hat die Kommune 
keinen Einfluss mehr darauf.29 

„Unsere“ Stadtwerke 

 
In den Stadtwerken konzentrieren sich 
verschiedene Versorgungsleistungen wie 
Wasser, Strom, Abfallentsorgung. Viele 
Menschen identifizieren sich mit den 
Stadtwerken ihres Heimatortes, und sind 
empfÄnglich fÜr Argumente, die gegen 
Privatisierung von Gemeindeeigentum 
sprechen. Sollen die Stadtwerke mit 
allen Aufgaben verkauft werden, sto¿en 
die Kommunen nicht selten auf 
Widerstand.  
 
In Elmshorn (Schleswig-Holstein) stimmt 
im August 2003 eine Mehrheit der 
BÜrgerInnen fÜr den Erhalt der 
Stadtwerke als Eigenbetrieb. Ebenso ist 
im September 2003 in Volkmarsen 
(Hessen) ein BÜrgerbegehren gegen die 
Teilprivatisierung der Stadtwerke 
erfolgreich, indem die Stadtvertreter 
nach Einreichen des Begehrens den 
zuvor gefassten Privatisierungsbeschluss 
wieder aufheben, um dann unter 

                                            
29 „Tiefenbacher verkaufen 

Wasserversorgung“ Passauer Neue Presse 
Lokalteil Vilshofen, 29. März 2004. 

Einbezug der BÜrger nach anderen 
MÖglichkeiten zu suchen, um 
Betriebskosten zu sparen. 
 
Als 2000 der geplante Verkauf der 
Stadtwerke in DÜsseldorf bekannt wird, 
grÜndet sich schnell eine Initiative und 
sammelt Unterschriften fÜr ein 
BÜrgerbegehren gegen das Privatisie-
rungsvorhaben. Im nÄchsten Jahr 
stimmen die Einwohner mit auf-
sehenerregenden 90 Prozent im Sinne 
des Begehrens. Bereits 1994 hatten die 
BÜrgerInnen aus dem hessischen 
Biedenkopf einen Verkauf der 
Stadtwerke abgelehnt. Die Reihe lie¿e 
sich problemlos weiter fortsetzen. 

Thema KrankenhÄuser 

 
Von Bedeutung ist auch die 
Privatisierung von KrankenhÄusern, wo 
ein Verkauf manchmal sogar die 
Alternative zur Schlie¿ung darstellt, da 
sie von den Gemeinden nicht mehr 
finanziert werden kÖnnen.   
 
Im Kreis Nordfriesland votieren die 
BÜrger im Jahr 2002 im ersten 
kreisweiten BÜrgerentscheid Schleswig-
Holsteins im Sinne der Initiatoren von 
ver.di mit rund 75 Prozent gegen die 
Teilprivatisierung von vier Kliniken.  
 
Ein BÜrgerentscheid zum Verkauf von 
KrankenhÄusern im rheinland-pfÄlzischen 
Kreis Altenkirchen geht im Juni 2003 
zugunsten der PrivatisierungsbefÜrworter 
aus. Hier spricht sich eine Mehrheit fÜr 
den Verkauf an das Deutsche Rote Kreuz 
aus. Man kann vermuten, dass das Rote 
Kreuz im Gegensatz zu rein 
gewinnorientierten Unternehmen das 
Vertrauen der BevÖlkerung genie¿t und 
diese deshalb das Verkaufsvorhaben der 
Gemeindevertreter unterstÜtzt. 
 
In Hamburg wird im Sommer 2003 von 
der Gewerkschaft ver.di ein 
Volksbegehren gegen den Verkauf der 
Mehranteile des Landesbetriebes 
KrankenhÄuser (LBK) eingereicht. Die 
Initiative „Gesundheit ist keine Ware“ 
kann im September 2003 mehr als 
110.000 Unterschriften vorlegen. Parallel 
zu den Neuwahlen der Hamburger 
BÜrgerschaft findet im Februar 2004 der 
Volksentscheid statt. Eine deutliche 
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Mehrheit von 76,8 Prozent der 
abgegebenen Stimmen unterstÜtzt das 
Anliegen des Begehrens. Das Schicksal 
der LBK ist allerdings weiterhin 
ungewiss, da laut Gerichtsurteil der 
Volksentscheid fÜr den Senat nicht 
bindend ist, und dieser bisher keine 
Entscheidung getroffen hat.  
 
Dem Vorbild der Hamburger Initiatoren 
folgten Attac, Klinik-BetriebsrÄte und die 
Gewerkschaft ver.di in Bremen, wo ein 
Begehren die Umwandlung der vier 
gro¿en KrankenhÄuser in GmbH`s, die 
als Vorstufe zur Privatisierung 
angesehen wird, verhindern will. Auch 
die Stadt Hildesheim sieht sich einer 
Initiative von Attac gegenÜber, die den 
geplanten Verkauf der StÄdtischen Klinik 
stoppen mÖchte.  
  
WÄhrend ver.di bei einer Privatisierung 
der Kliniken um ArbeitsplÄtze fÜrchtet, 
haben die Menschen au¿erdem Angst vor 
einer schlechteren Gesundheitsversor-
gung. Etwa 15 Prozent der deutschen 
Kliniken sind bereits in der Hand privater 
Unternehmen, Tendenz steigend30.  

U-Bahn anzubieten 

 
Neben den Begehren zu Wasser-, 
Energie- und Gesundheitsversorgung 
beschÄftigt sich eine Minderheit der 
Initiativen mit anderen Themen. 
 
Im Juni 2003 stimmt die Stadt Frankfurt 
(Main) einem Cross-Border-Leasing ihrer 
Untergrundbahn zu, wogegen sich 
schnell eine au¿erparlamentarische 
Opposition organisiert, die zwei Monate 
spÄter ein erfolgreiches BÜrgerbegehren 
einreicht. ¼berrascht vom Engagement 
der Einwohner verzichtet die 
Stadtverwaltung auf das geplante 
Leasing-GeschÄft – dieser Erfolg der 
CBL-Gegner, getragen von Attac, macht 
bundesweit Schlagzeilen. 
 
¼berregionale Bekanntheit erringt auch 
die Aktion der BÜrger des Dorfes 
SchÖnau im Schwarzwald. Die „Strom-
Rebellen“ verhindern Anfang der 90er 

                                            
30 „Deutsche Krankenhäuser stehen vor einer 

Privatisierungswelle.“ Die Welt, 30. 
Dezember 2003.  

Jahre mit einem BÜrgerbegehren die 
turnusgemÄ¿e VertragsverlÄngerung 
ihrer Gemeinde mit dem regionalen 
Stromversorger. Sie kaufen durch eine 
neu gegrÜndete Genossenschaft das 
Stromnetz auf. Heute versorgen die so 
auf den Weg gebrachten „ElektrizitÄts-
werke SchÖnau“ (EWS) nicht nur ihre 
Gemeinde mit Strom, sondern vertreiben 
auch bundesweit atomenergiefreien 
¶kostrom. 
 
Im Sommer 2003 machen es die 
BÜrgerInnen aus dem schleswig-
holsteinischen Ellerhoop ebenso: nach 
erfolgreichem Begehren und Genossen-
schaftsgrÜndung erwerben sie die 
Wasserwerke ihrer Gemeinde. 
 
Obwohl diese FÄlle Ausnahmen 
darstellen, zeigen sie deutlich, wie 
wichtig den Menschen die kommunalen 
Betriebe sind. Der Genossenschafts-
verband Nord sieht in dieser Form der 
„nutzernahen und nutzerbestimmten 
Privatisierung“ eine Alternative zum 
Verkauf an rein gewinnorientierte 
Privatunternehmen31. 
 
Au¿ergewÖhnlich ist der Weg, den die 
¶kologisch Demokratische Partei (¶DP) 
im FrÜhjahr 2001 wÄhlt: In elf 
bayerischen StÄdten starten ¶DP-
Mitglieder BÜrgerbegehren gegen den 
Import von Atomstrom aus dem 
tschechischen Werk Temelin. Stadtwerke 
und Gemeinden sollen verpflichtet 
werden, keinen Strom von E.ON zu 
kaufen, solange der Konzern Atomstrom 
aus Tschechien importiert. Wo die 
Stadtwerke kein Eigenbetrieb sind, soll 
die Befugnis, Grundsatzentscheidungen 
zu treffen, wieder bei der Stadt 
angesiedelt werden. Im September 
kÜndigt der Stromkonzern schlie¿lich auf 
Druck des BÜndnisses seine 
ZulieferervertrÄge mit dem Temelin-
Betreiber. 
 
 

                                            
31 in den Genossenschaftlichen Mitteilungen, 

11/2001, schreibt Andreas Eisen vom 
Genossenschaftsverband Norddeutschland 
über „Konzepte für eine zukunftsweisende 
Organisation“ und einer „Alternative zur 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben“, S. 16ff. 
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Und in Zukunft? 
 
Eines der beliebtesten Schlagworte im 
aktuellen gesellschaftlichen und 
politischen Diskurs ist das der 
„Globalisierung“. Was damit assoziiert 
wird, ist unterschiedlich. Positiv 
betrachtet fÄllt darunter der kulturelle 
Austausch, die gesteigerte MobilitÄt von 
Menschen und Waren. Globalisierung im 
negativen Kontext steht in erster Linie 
fÜr den wachsenden Einfluss multi-
nationaler Konzerne, der nicht zuletzt im 
Bereich der Privatisierung Öffentlichen 
Eigentums (und im Cross-Border-
Leasing) sichtbar wird. Auch Dienst-
leistungen werden mobil, was durch in 
Kraft treten des GATS (General 
Agreement on Trade in Services) 2005 
verstÄrkt werden wird, wenn die Staaten 
der Welt sich verpflichten, ihre MÄrkte 
auch im Bereich der Dienstleistungen zu 
Öffnen. Gerade bei der Wasserver-
sorgung drÄngt die EU auf die ¶ffnung 
der MÄrkte – acht der zehn weltweit 
grÖ¿ten Wasserversorgungsunterneh-
men sind in der EU ansÄssig.32  
 
Mit der zu erwartenden Zunahme 
geplanter VerkÄufe und TeilverkÄufe 
kommunaler Betriebe ist ein paralleler 
Anstieg von BÜrgerbegehren wahr-
scheinlich, die sich gegen diese PlÄne 
richten. Hinzu kommt, dass es 
wiederholt gro¿e Organisationen wie 
Attac und ver.di sind, die derartige 
Begehren initiieren. Hat sich fÜr diese 
das Instrument des BÜrgerbegehrens 
einmal bewÄhrt, wird es sicher noch 
Öfter genutzt werden. 
 
Eine Besonderheit der Anwendung des 
direktdemokratischen Instruments stellt 
die Aktion „Temelin-Strom kommt mir 
nicht ins Haus“ dar: Sie war 
netzwerkartig organisiert, was bisher fÜr 
BÜrgerbegehren einmalig ist. Der gro¿e 
Erfolg der Initiative spricht fÜr sich, und 
es bleibt abzuwarten, ob die Sozialen 

                                            
32

Weltmarktführer sind die französischen 

Firmen Veolia Environnement (ehemals 
Vivendi) und Suez/ONDEO  

mit Marktanteilen von 13 bzw. acht 
Prozent, (vgl. Geiler, Nik. 2002. „Wasser – 
Privatisierung und  

Liberalisierung im Ausland“.  In: AMOS, 
35/4, 12-16).  

Bewegungen die MÖglichkeit vernetzter 
BÜrgerbegehren fÜr sich entdecken. 
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WÄhlen Á la carte – Kumulieren und Panaschieren 
als differenziertes Wahlrecht 

Dipl.-Pol. Timon Gremmels 

 
 
1. Das Kommunalwahlrecht im 
bundesdeutschen NormengefÜge 
 
Die in den BundeslÄndern zum Teil sehr 
unterschiedlichen Kommunalwahlrege-
lungen basieren auf Art. 30 in 
Verbindung mit Art. 70 GG. Demnach 
haben die LÄnder im Rahmen des 
fÖderalen Aufbaus der Bundesrepublik 
das Recht zur Gesetzgebung, soweit das 
GG nicht dem Bund die 
Gesetzgebungskompetenz verleiht. Dies 
ist fÜr das Kommunalrecht nicht der Fall. 
Folglich sind die LÄnder befugt, das 
Kommunal(wahl)recht nach ihren 
Vorstellungen auszugestalten. Zu 
beachten haben sie dabei lediglich die 
allgemeinen WahlgrundsÄtze des Artikel 
38 Abs. 1 GG, die durch Art. 28 Abs. 1 
Satz 2 GG ausdrÜcklich auch fÜr die 
Ebene der StÄdte, Gemeinden und 
Landkreise vorgeschrieben werden. 
 
Das kombinierte Listen- und 
Personenauswahlverfahren mit den 
Instrumenten des Kumulierens und 
Panaschierens existiert mittlerweile in 
der Mehrheit der BundeslÄnder fÜr 
Kommunalwahlen.33 Doch ist die 
konkrete Ausgestaltung von Land zu 
Land zum Teil sehr unterschiedlich, so 
dass die hier getroffenen Aussagen sich 
primÄr auf die hessische Form des 
Kumulierens und Panaschierens bezie-
hen. 
 
2. BegriffsklÄrung 
 
Panaschieren bedeutet im Wahlrecht, 
Stimmen auf die Bewerber verschiedener 
WahlvorschlÄge verteilen zu kÖnnen. Der 

                                            
33 Am 13. Juni entscheiden die Hamburger 

Wähler in einem Volksentscheid, ob 
Kumulieren und Panaschieren auch für die 
Bürgerschaftswahlen eingeführt werden soll. 
Mehr dazu unter: www.faires-wahlrecht.de 
und der Gegenvorschlag unter: 
www.50wahlkreise.de    

WÄhler kann dadurch zwischen den 
Listen besser differenzieren und z.B. 
neben seiner PrÄferenz fÜr eine  
 
bestimmte Partei auch Stimmen an 
Kandidaten geben, die er unabhÄngig 
von deren parteipolitischen Bindungen in 
der Kommunalvertretung sehen mÖchte. 
 
Kumulieren bezeichnet im Wahlrecht die 
StimmhÄufung oder das AnhÄufeln von 
WÄhlerstimmen. D.h. ein kumulierender 
WÄhler gibt einem Bewerber bis zu drei 
Stimmen seines Kontingents.34 
 
3. Kumulieren und Panaschieren: 
Keine Elemente der direkten 
Demokratie 
 
Sind Kumulieren und Panaschieren 
Instrumente der direkter Demokratie 
oder sind sie noch zum reprÄsentativen 
Demokratiemodell zu zÄhlen? Hier ist die 
Auffassung in der Politikwissenschaft 
geteilt: 
Holtmann zÄhlt die Wahlen zu den 
Gemeindevertretungen und Stadtverord-
netenversammlungen „zum Kernbereich 
unmittelbarer BÜrgerbeteiligung“ auf 
kommunaler Ebene. Der WÄhler habe 
mit Kumulieren und Panaschieren die 
MÖglichkeit, die personelle Zusammen-
setzung der gewÄhlten Vertretungen 
unmittelbar zu beeinflussen.35 
 
FÜr Schiller hingegen sind Direktwahlen 
eindeutig zum Bereich der reprÄsen-
tativen Demokratie zu zÄhlen. Direkte 

                                            
34 § 18 Abs. 1 Nr. 4 Hessisches 

Kommunalwahlgesetz. 

35 Holtmann, Everhard: Zwischen 
Repräsentation und Plebiszit: Bürger und 
Parteien in der Kommunalpolitik, in: 
Rüther, Günther (Hrsg.): Repräsentativen 
oder plebiszitäre Demokratie – eine 
Alternative? Grundlagen, Vergleiche, 
Perspektiven, Baden-Baden 1996, S 211. 
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Demokratie sei etwas grundsÄtzlich 
anderes als Wahlen. „Direktwahlen von 
ReprÄsentanten bleiben Wahlen und 
haben nichts mit direkter Demokratie zu 
tun.“36 Schiller verweist darauf, dass die 
direkte Demokratie aus dieser 
Konfrontation heraus entstanden ist. Aus 
seiner Sicht ist ein weiteres Kriterium fÜr 
direktdemokratische Elemente, dass die 
Initiative dazu von unten, d.h. vom 
BÜrger ausgelÖst wird und ihm eine 
Gestaltungs- und Entscheidungsmacht 
einrÄumt.37 Folgt man der Schliller’schen 
Akteursperspektive, so sind Kumulieren 
und Panaschieren keine Elemente 
direkter Demokratie. 
 
MÖckli spricht von direktdemokratischen 
Institutionen in einem engeren und in 
einem weiteren Sinn. Volkes- und 
BÜrgerentscheide zÄhlten zu 
direktdemokratischen Institutionen im 
engeren Sinn, wÄhrend der weiter 
gefasste Begriff der direkten Demokratie 
all das mit einschlie¿e, was Über das 
‚Normalma¿’ an BÜrgerbeteiligung in der 
parlamentarischen Demokratie hinaus 
gehe.38 MÖckli lÄsst allerdings offen, was 
unter dem Normalma¿ an BÜrger-
beteiligung konkret zu verstehen ist. FÜr 
die BÜrger Bayerns oder Baden-
WÜrttembergs beispielsweise, die 
Kumulieren und Panaschieren schon seit 
Jahrzehnten praktizieren, gehÖren diese 
Elemente mittlerweile sicherlich zum 
Normalma¿ an BÜrgerbeteiligung. FÜr 
die hessischen WÄhler hingegen, die 
2001 zum ersten Mal die MÖglichkeit 
hatten, gehen Kumulieren und 
Panaschieren Über das bisherige 
Normalma¿ an BÜrgerbeteiligung weit 
hinaus. 
 
Fazit: Kumulieren und Panaschieren 
isoliert betrachtet, d.h. herausgelÖst aus 

                                            
36 Schiller, Theo: Direkte Demokratie, Eine 

Einführung, Frankfurt/New York 2002; S. 
13. 

37 Schiller, Theo (Hrsg.): Direkte Demokratie 
in Theorie und kommunaler Praxis, 
Frankfurt/New York 1999, S. 9. 

38 Möckli, Silvano: Direkte Demokratie – Ein 
internationaler Vergleich, Bern, Stuttgart, 
Wien 1994, S. 87. 

dem Kontext der sonstigen 
Wahlrechtsregelungen, suggerieren den 
WÄhlern eine direkte Wahl von 
Kandidaten in die Kommunalvertre-
tungen. Dabei wird vergessen, dass die 
Regelungen der Ergebnisermittlung 
letztendlich die Kandidatenvoten der 
WÄhler in Stimmen fÜr die Parteien 
umrechnen und auf diese Weise wieder 
den Parteienproporz sicherstellen. 
Folglich stellen Kumulieren und 
Panaschieren lediglich eine Über den 
eigentlichen Wahlakt hinausgehende 
Einflussnahme auf die Auswahl der 
Gemeindevertreter durch die WÄhler dar. 
Doch gerade dieses Element der 
VerhÄltniswahl widerspricht dem 
Grundgedanken der direkten Demo-
kratie. 
 
4. Die Parteien – Einfluss durch 
HintertÜr weiter gesichert  
 
Grundgedanke des Kumulierens und 
Panaschierens ist, den Parteieinfluss bei 
der Zusammensetzung der Kommunal-
vertretungen zurÜck zu drÄngen. Dies 
gelang nur bedingt. So hat ein vorderer 
Listenplatz fÜr einen Kandidaten auch 
einen ganz praktischen Nutzen, denn am 
Beginn der Liste stehende Kandidaten 
erhalten wegen der zu verteilenden 
Reststimmen mit hÖherer Wahrschein-
lichkeit zusÄtzliche Stimmen als die 
spÄter aufgefÜhrten Bewerber. Demnach 
hÄngt der Erfolg einer Kandidatur auch 
von dem ursprÜnglichen Listenplatz und 
somit von der parteiinternen 
Zustimmung ab. 
 
Eine andere MÖglichkeit fÜr die Parteien, 
sich ihren Einfluss auf die Zusammen-
setzung ihrer Fraktionen weiterhin zu 
sichern, ist in Hessen die Aufstellung von 
verkÜrzten Listen. Wenn eine Partei statt 
59 mÖglichen Kandidaten nur 58 
aufstellt, steht der Spitzenkandidat als 
Kumulier-KÖnig auf Grund der 
Reststimmenverwertung schon vor der 
Wahl fest. 
 
Das Antizipieren des vermeintlichen 
WÄhlerwillens bei der Listenaufstellung 
fÜhrt zu einer Abkehr von ihren 
parteiinternen Aufstellungskriterien, wie 
etwa dem Proporz, in Bezug auf die 
regionale Verteilung, die Quotierung von 
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Frauen oder der FÖrderung von jungen 
Kandidaten. 
 
Es ist festzustellen, dass die Parteien 
durch die Wahlrechtsneuerungen deut-
lich an Einfluss verloren haben. Aller-
dings lÄsst das von den Parteien 
konzipierte Wahlrecht, wie dargestellt, 
zahlreiche HintertÜren offen. Die Par-
teien kÖnnen durch geschickte Anwen-
dung der Wahlrechtsregelungen, zumeist 
unbemerkt von der ¶ffentlichkeit, nach 
wie vor ihren Einfluss sichern. 
 
5. Die Kandidaten – PersÖnlichkeits-
merkmale entscheiden 
 
Eine Auswertung der Wahlergebnisse der 
Kommunalwahlen 2001 in Hessen zeigt, 
welch unterschiedlichen Stellenwert die 
PersÖnlichkeitsmerkmale der Kandidaten 
in Kommunen verschiedener GrÖ¿en-
ordnung haben. 
 
In Frankfurt - Über 600 Kandidaten fÜr 
93 Sitze -  konnte das neue Wahlrecht 
eines seiner Vorteile, eine stÄrkere NÄhe 
zwischen Kandidaten und WÄhlern 
herzustellen, nicht ausspielen. Da sich in 
der AnonymitÄt einer Gro¿stadt WÄhler 
und Kandidat meist nicht kennen, 
mussten sich die WÄhler bei ihrer 
Entscheidung nach anderen Kriterien 
richten, zumal es auf hessischen 
Stimmzetteln keine Angaben zu Alter, 
Beruf und Stadteilherkunft der 
Kandidaten gab. Den Hessen blieb in den 
Wahlkabinen lediglich eine Orientierung 
an Geschlecht, der teilweise aus dem 
Namen hervorgehenden ethnischen 
Herkunft und gegebenenfalls dem als 
Namenszusatz aufgefÜhrten Doktortitel. 
Ein Gro¿teil der Frankfurter WÄhler 
orientierte sich an diesen Angaben. So 
konnten 91% der promovierten 
Kandidaten ihren Listenplatz halten oder 
legten gegenÜber ihrem ursprÜnglichen 
Platz zu. Der Doktortitel wurde vom 
WÄhler als Kompetenzmerkmal 
angesehen. 
 
Die eigentlichen Gewinner der 
Frankfurter Kommunalwahlen sind die 
Frauen. ParteiÜbergreifend legten die 
Kandidatinnen zu. Mehr als die HÄlfte der 
Frauen konnte ihren Listenplatz 
verbessern. Dies gelang nicht einmal 
jedem vierten mÄnnlichen Kandidaten. 

Ob hier Frauen Frauen gewÄhlt haben, 
oder auch viele mÄnnliche WÄhler 
weibliche Kandidaten fÜr besser geeignet 
hielten, bleibt offen.  
 
Auch in Gie¿en schnitten weibliche 
Bewerber und promovierte Kandidaten 
Überdurchschnittlicht gut ab. Ebenfalls 
zugelegt haben Kandidaten, die in vom 
Zentrum weiter entfernt liegenden 
Stadtteilen antraten. So konnten 
Bewerber aller Parteien aus einem 
lÄndlichen Stadtteil ihren Listenplatz 
halten (17%) oder gar verbessern 
(83%). FÜr den WÄhler war hier nicht die 
ParteizugehÖrigkeit ausschlaggebend, 
sondern die Herkunft der Kandidaten. 
MÖglichst viele MandatstrÄger sollen 
helfen, die Stadtteilinteressen gegen die 
deutlich grÖ¿ere Kernstadt zu wahren. 
Dies setzt zum einen eine hohe 
Identifikation der Einwohner mit ihrem 
Ort voraus. Zum anderen muss den 
WÄhlern bekannt sein, welcher Kandidat 
aus ihrem Stadtteil kommt. In kleinen 
eher dÖrflich geprÄgten Stadtteilen - wo 
jeder jeden kennt - sind meist beide 
Faktoren gegeben.  
 
Dieses PhÄnomen ist in der Über 6.000 
Einwohner zÄhlenden und aus fÜnf 
Ortsteilen bestehenden Gemeinde 
Wildeck noch stÄrker ausgeprÄgt. Im 
lÄndlichen Raum ist die Ortsteilherkunft 
der Bewerber das ausschlaggebende 
Kriterium fÜr die Wahlentscheidung. 
Kandidierten auf der Liste der Wildecker 
SPD – ganz nach dem Proporzsystem - 
auf den PlÄtzen eins bis fÜnf je ein 
Kandidat pro Ortsteil, fanden sich nach 
der Wahl auf den ersten fÜnf SPD-
PlÄtzen MandatstrÄger aus dem grÖ¿ten 
Ortsteil. Kleine Ortsteile mit wenig 
WÄhlern haben somit geringere 
Chancen, MandatstrÄger in die 
Kommunalvertretung zu bekommen. 
Dennoch kommt das neue 
Kommunalwahlrecht in Gemeinden der 
GrÖ¿e Wildecks seiner ursprÜnglichen 
Intention am NÄchsten. Nur wenn die 
WÄhler die Kandidaten kennen, macht 
Kumulieren und Panaschieren Sinn. 
 
6. Die WÄhler – Bildungsgrad 
entscheidet Über Nutzung 
 
Entscheidend gestÄrkt wurde die Position 
der WÄhler. Sie haben erheblich mehr 
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Mitsprache bei der Zusammensetzung 
der Fraktionen. Sie haben aber nicht die 
MÖglichkeit der PersÖnlichkeitswahl. 
Nach wie vor entscheidet - aufgrund des 
VerhÄltnisausgleiches - das Parteiener-
gebnis, und nicht die persÖnliche 
Stimmzahl Über einen Sitz in der 
Kommunalvertretung. 
 
Dass die Akzeptanz des neuen 
Wahlrechts deutlich mit der 
Einwohnerzahl einer Gemeinde verknÜpft 
ist, trifft auch fÜr die drei untersuchten 
Kommunen zu. Je kleiner der Ort, desto 
hÖher die Zahl der kumulierenden und 
panaschierenden WÄhler. Dazu passt 
auch ein weiteres Untersuchungs-
ergebnis. Die WÄhler verschenken 
offenbar ihr Reststimmenpotential, wenn 
sich die ihnen zur VerfÜgung stehende 
Gesamtstimmenzahl nicht auf alle ihnen 
bekannten, bzw. genehmen Kandidaten 
verteilen lÄsst. Lokale Bindungen zÄhlen 
fÜr manche WÄhler mehr als die 
politische Orientierung.   
 
Eine Analyse der Stuttgarter 
Kommunalwahl von 1994 brachte 
hervor, welche Merkmale WÄhler 
aufweisen, die die Instrumente des 
Kumulierens und/oder Panaschierens 
nutzen. Signifikante Unterschiede 
zwischen den beiden Geschlechtern, den 
Konfessionen, den organisierten und 
nicht-organisierten WÄhlern konnten dort 
nicht festgestellt werden. Einen deutlich 
hÖheren ErklÄrungswert weist der 
Bildungsabschluss der Befragten auf. 
62,3% der Personen mit Volks- oder 
Hauptschulabschluss nutzen das 
Kumulieren und/oder Panaschieren. 
Hochschulabsolventen hingegen machten 
zu 76,1% von dieser zusÄtzlichen 
MÖglichkeit der Mitbestimmung 
Gebrauch. Diese Zahlen zeigen, dass es 
vom Bildungsstand der WÄhler abhÄngt, 
inwiefern sie ihre erweiterten 
MitsprachemÖglichkeiten nutzen. Je 
hÖher der Bildungsabschluss, desto mehr 
EinflussmÖglichkeiten nimmt der WÄhler 
wahr.  
 
Aufgrund der ersten hessischen 
Erfahrungen mit Kumulieren und 
Panaschieren, lÄsst sich die WÄhlerschaft 
in drei Gruppen einteilen: Zum einen die 
parteitreuen StammwÄhler, die nach wie 
vor eine Partei ankreuzen und ihren 

Stimmzettel ansonsten nicht verÄndern. 
Die zweite Gruppe kann als „kritische“ 
ParteianhÄnger bezeichnet werden. Sie 
kreuzen zwar eine Partei an, streichen 
und kumulieren aber innerhalb „ihrer“ 
Liste. In der dritten Gruppe befinden sich 
die WÄhler, die Über Parteigrenzen 
hinweg kumulieren und panaschieren. 
Allerdings sind die Grenzen zwischen 
diesen Gruppen flie¿end.  
 
7. Fazit 
 
Die hÖhere Wahlbeteiligung und die 
bessere Nutzung der neuen 
Wahlrechtsinstrumente in kleinern 
Kommunen haben bewiesen, dass das 
verÄnderte Wahlrecht von den BÜrgern 
hier angenommen wurde. Dass ein auf 
die PersÖnlichkeitsmerkmale der 
Kandidaten fokussiertes Wahlrecht in 
einer 600.000-Einwohnerststadt mit Über 
600 Bewerbern nicht funktionieren kann, 
zeigt die deutlich unter 50% liegende 
Wahlbeteiligung sowie die geringe 
Nutzung von Kumulieren und 
Panaschieren durch den Frankfurter 
WÄhler. Die Reduzierung der Bewerber 
auf primÄre PersÖnlichkeitsmerkmale wie 
Geschlecht,  akademischer Grad und 
NationalitÄt durch den Gro¿stadtwÄhler, 
entspricht gewiss nicht dem, was sich 
der Gesetzgeber unter StÄrkung der 
PersÖnlichkeitsprofile der Kandidaten 
vorgestellt hat. Die Angaben von 
sekundÄren PersÖnlichkeitsmerkmalen 
wie Beruf, Alter und Wohnort wÜrden 
sicherlich nicht das schematische WÄhlen 
in einer Gro¿stadt. verhindern, den 
WÄhlern aber immerhin die weitere 
Entscheidungshilfen ermÖglichen. 
 
Die erste hessische Kommunalwahl mit 
Kumulieren und Panaschieren hat 
gezeigt, dass diese Instrumente 
insbesondere in kleinen Einheiten wie 
Gemeinden und Stadtteilen sinnvoll sind, 
da hier die Kandidaten und WÄhler 
leichter miteinander in Verbindung treten 
kÖnnen. FÜr grÖ¿ere StÄdte und 
Gemeinden ist hingegen die Bildung von 
Wahlkreisen und die EinfÜhrung eines 
Wahlrechts mit Erst- und Zweistimme 
ratsam. DafÜr mÜssten die Kommunen 
noch weitreichendere Autonomie 
erhalten und das Wahlverfahren zu ihren 
Vertretungsorganen selbst regeln dÜrfen.  
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Dieser Text basiert auf meiner im Januar 2003 an der Philipps-UniversitÄt 
Marburg vorgelegten Diplomarbeit „Kumulieren und Panaschieren – Das 
hessische Kommunalwahlrecht in Theorie und Praxis“. Die Diplomarbeit kann 
als PDF-Datei bei mir bezogen werden.     
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Stadtutopien - 
MÖglichkeiten zivilen Zusammenlebens 

 
Vortrag am 3. Juli 2004 im Rahmen der Tagung "BÜrgermacht vor Ort - Demokratie 

in den Kommunen" in Schloss Buchenau/Eiterbach (Hessen) 
 

 
Vorbemerkungen: Melancholische Rat-
losigkeit, Modernisierungsblockaden 
und Verantwortungsethik 
 
Aus der Perspektive von Philosophie, 
Soziologie, Politik oder Architektur blicken 
wir auf eine lange Tradition der Utopiepro-
duktion zurÜck. Sie musste - wie es Hans 
Magnus Enzensberger ausdrÜckte - in den 
siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts einer 
"melancholiereichen Ratlosigkeit" Platz ma-
chen. GegenwÄrtig aber nimmt das Inter-
esse an Utopien - wenngleich langsam und 
neu ausgerichtet - wieder zu: Beispiele 
hierfÜr sind integrierende und integrierte 
Wohn-, Arbeits- und Infrastrukturprojekte. 
 
Ursachen fÜr entsprechende ErmÜdungs- 
und Resignationserscheinungen sehe ich in 
der "Entwertung" progressiver - 
sozialistischer und sozialdemokratischer - 
Programme, Bewegungen und Projekte so-
wie in der unzureichenden Bereitschaft von 
Politik und Verwaltung, gesellschaftliche 
Modernisierungsblockaden abzubauen bzw. 
progressive ReformbemÜhungen zu 
unterstÜtzen. Aufbruchspotenzionale und 
AufbruchsbemÜhungen entstehen parallel 
zur zunehmenden ZerstÖrung unserer Äu-
¿eren, inneren, vermittelnden und zu-
kÜnftigen Lebenswelt. Sie sind begrÜndbar 
im Individualisierungsprozess unserer Ge-
sellschaft bzw. im zivilen BemÜhen von 
selbstbewussten BÜrgern und BÜrgergrup-
pen, die Gestaltung der Gesellschaft 
vermehrt in die "eigenen HÄnde" zu neh-
men und sie nicht ausschlie¿lich partei- und 
verbandspolitisch gefesselten PolitikerInnen 
und FunktionÄrInnen zu Überlassen (vgl. 
R.D. Putnam (Hg.), 2001 und Klages/Gen-
sicke 1999)).  
 
In letzterem Zusammenhang wird der 
Versuch unternommen, Wege aus den "Mo-
dernisierungsfallen" zu suchen, wie sie 
frÜhzeitig von K. Wahl (1989) oder C. Offe 
(1986) ausgeleuchtet wurden. Modernisie-
rungsfallen meinen "gesellschaftliche  
 
 

 
Blockaden", durch die wir trotz 
permanenter Modernisierungsversprechen, 
trotz vorhandener Mittel, Instrumente und 
erfolgreich erprobter Projekte gefangen 
sind bzw. behindert werden. Wohl selten 
Öffnete sich in Deutschland die Schere zwi-
schen Modernisierungspotentialen und Mo-
dernisierungsfortschritten so offenkundig 
wie zur Zeit.  
 
Einen mÖglichen Weg in eine sozial-
gerechtere, umweltschonendere und 
aushandlungsbereitere Zukunft mÖchte ich 
am gesellschaftlichen VerÄnderungsprozess 
von der "Arbeits- in die Zivilgesellschaft" 
(vgl. RÖdel/Frankenberg/Dubiel, 1989 und 
U. Beck, 1999)), am Wandlungsprozess von 
eher kollektiven zu eher individualistischen 
Gesellschaften aufzeigen. Besondere 
Aufmerksamkeit werde ich dabei einerseits 
auf die Gestaltungskraft souverÄner BÜrger, 
also auf einen Paradigmenwechsel der 
Gesellschaftspolitik richten (vgl. K.M. 
Schmals 2001 a und b). Andererseits 
beziehe ich - mit Hans Jonas (1984) - eine 
verantwortungsethische Positionen in 
meine ¼berlegungen ein. Dabei meint das 
"Prinzip Verantwortung" in Abgrenzung zum 
"Prinzip Hoffnung" von Ernst Bloch die "als 
Pflicht anerkannte 'Sorge' um ein anderes 
Sein" (H.Jonas, 1984, S. 390 f.).  
 
2. Globaler RÜckschritt trotz lokaler 
Fortschritte? 
 
Die Tatsache, dass wir in einer 
verstÄdterten (Welt-)Gesellschaft leben 
(vgl. Hall/Pfeiffer, 2000), ist nach meinen 
Erfahrungen eine zumindest in zweifacher 
Hinsicht wichtige Ausgangsposition fÜr die-
sen leitbildzentrierten Beitrag. So werden 
die zentralen Probleme unserer Gesellschaft 
- wie Massenarbeitslosigkeit, Zugangs- und 
Verteilungsprobleme auf dem Wohnungs-
markt, selektive MobilitÄt, Segregation 
sozialer Gruppen, Energieverschwendung, 
UmweltzerstÖrung, Korruption, Isolierung, 
Vereinsamung und Erkrankung vieler 
BÜrger in mangelhaft ausgestatteten 
SiedlungsrÄumen - auf der stÄdtischen 
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Ebene erzeugt (vgl. U. Beck, 1986 und 
1995 sowie K.M. Schmals, 1995).  
 
Sehen wir uns in deutschen StÄdten 
zukunftsorientiert um, so finden wir seit 
geraumer Zeit zahllose erfolgreiche und 
innovative Projekte, ProjektverbÄnde und 
ZukunftsentwÜrfe, die den verantwortungs-
bewussten Umbau unserer Gesellschaft 
zum Ziel haben. Wir treffen u.a. auf den 
wegweisenden Beitrag "ZukunftsfÄhiges 
Deutschland" (vgl. BUND/Miserior (Hg.), 
1996), auf den Abschlussbericht "BÜr-
gergesellschaft" der Enquetekommission 
Des Deutschen Bundestages (vgl. ders., 
2002), auf den programmatischen Ta-
gungsband "Mehr Transparenz auf dem 
Wohnungsmarkt (vgl. vhw, 1999) oder auf 
das Netzwerk aus mehr als 100 Projekten 
der "Internationalen Bauausstellung 
Emscher Park" (R. Kreibich u.a. (Hg.), 
1994). Weiterhin machen realisierte Einzel- 
und Netzwerkprojekte auf bÜrgerschaftliche 
Gestaltungspotentiale, die in unserer 
Gesellschaft ungenutzt brachliegen, 
aufmerksam: In Duisburg-Rheinpreussen 
retteten Bewohner die Reste einer Arbeiter-
siedlung, modernisierten sie und grÜndeten 
eine erfolgreich arbeitende Genossenschaft 
(vgl. B. Segin u.a., 1984). In Bergkamen 
wurden die Ergebnisse des Ideenwett-
bewerbs "Sozial- und umweltvertrÄgliche 
Planung von Frauen fÜr Frauen im Wohn-
bereich" wegweisend realisiert. Dieser Bau-
wettbewerb wurde von Architektinnen be-
schickt, von Frauen juriert und von Archi-
tektinnen realisiert (vgl. Internationale 
Bauausstellung IBA Emscher Park, 1990). 
In Berlin Tiergarten werben seit mehreren 
Jahren die in vielerlei Hinsicht vorbildlichen 
"¶ko-HÄuser" an der Rauchstra¿e durch ihr 
ausgeprÄgtes Gemeinschaftsleben. Beim 
"Breul" in MÜnster wurde Wohnraum durch 
die Selbsthilfe von BÜrgern umgebaut und 
modernisiert, wodurch ein lokales Netzwerk 
mit gro¿en Integrationspotentialen 
entstand (vgl. vhw Forum Wohneigentum, 
2001, S. 206). An der Vaaler Stra¿e in 
Aachen entstand das Ökologisch und sozial 
orientierte Projekt "Gemeinsames Wohnen 
von Jung und Alt" (1997). "Am Karlsbad" in 
Berlin Tiergarten wohnen und arbeiten BÜr-
ger heute gleicherma¿en in einem moder-
nisierten FabrikgebÄude  oder in der 
Gemeinde Eggesin wurden Plattenbauten 
behutsam und markt- bzw. nutzerorientiert 
saniert (vgl. M. Gruner 2002, S. 26 f. und 
W. Stehlau 2002, S. 28 f.). In der 

Gro¿siedlung "MÄrkisches Viertel" in Berlin 
saniert die verantwortliche Wohnbaugesell-
schaft ihren Wohnbestand im Interesse und 
zusammen mit den Bewohnern. So konnte 
deren Wegzug gestoppt und der Leerstand 
in dieser Trabantenstadt reduziert werden. 
Nicht zuletzt entstand im Rahmen der 
Weltausstellung in Hannover auf dem 
Kronsberg ein innovatives Stadtquartier. 
Mit ihm wurde Ökologische EffektivitÄt, 
Ökonomische Effizienz und soziokulturelle 
Integration im Sinn nachhaltiger Stadtteil-
entwicklung vorgefÜhrt (vgl. P. Heise 
2002). Weitere zukunftsweisende Projekte - 
nun schon im Siedlungsformat - finden wir 
in der "TÜbinger Neustadt" (vgl. A. Feldt-
keller, 21995), auf den "Rieselfeldern" oder 
in der "Vauban-Siedlung" in Freiburg und 
"Auf der Dinge" in Kassel.  
 
In den Vordergrund treten somit verant-
wortungsbewusste Leitbilder, Ideen und 
Projekte gegenÜber unserer Zukunft, 
gegenÜber unseren Mitmenschen und 
gegenÜber uns selbst. GegenwÄrtig sind sie 
nur verinselt in unserer Gesellschaft zu 
besichtigen. Politik und Verwaltung kÖnnten 
sich jedoch auch systematisch und aktiv an 
ihnen orientieren. 
 
3. "AufgeklÄrte Ratlosigkeit" (J. 
Habermas) in einer Welt voller Chan-
cen 
 
Wo man hinsieht - wenn man will - trifft 
man auf Projekte und ProjektverbÄnde, 
denen das Ziel einer Entlastung der Um-
welt, einer bedÜrfnisgerechteren 
Versorgung der BevÖlkerung, einer Ent-
bÜrokratisierung der Wohnbauverwaltung 
sowie einer Aktivierung und Selbstverwal-
tung des BÜrgers gelingt. Zu beobachten 
sind Projekte, in deren Rahmen - oftmals 
auch gegen den langjÄhrigen Widerstand 
von Politik und Verwaltung - demo-
kratische, soziale und Ökologische Ziele 
gleicherma¿en verfolgt wurden (vgl. Kon-
zepte der "nachhaltigen Stadt", der "Stadt 
der kurzen Wege" oder der "sozialen Stadt" 
(vgl. K.M. Schmals, 2000).  
 
FÜr viele BÜrger handelt es sich dabei 
insofern um Utopien, als sie in unserer in 
vielerlei Hinsicht erstarrten Gesellschaft, 
progressive VerÄnderungen in Richtung 
eines besseren Lebens aufgrund 
bestehender MÖglichkeiten fast nicht mehr 
fÜr mÖglich halten.   
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Wie kann es geschehen, dass sich die 
Vielzahl der in Modellprojekten gewon-
nenen Erfahrungen in dieser Gesellschaft 
nur so begrenzt auswirken? Wo liegen die 
GrÜnde dafÜr, dass sich in einer Ge-
sellschaft, die immer reicher wird, die voller 
MÖglichkeiten, Ideen und realisierter Pro-
jekte ist, soziale Ungleichheit vertieft, sich 
in gro¿er Geschwindigkeit entdemokra-
tisiert, polarisiert und entsolidarisiert, sich 
leichtfertig vom - mÖglicherweise nie aus-
reichend verstandenen oder akzeptierten - 
Grundkonsens "Sozialer Rechtsstaat" 
abwendet?  
 
Dies kann nicht nur auf das vielschichtige 
Versagen der "Parlamentarischen Demokra-
tie" bzw. auf die im Kampf um 
WÄhlerstimmen verkommenen PolitikerIn-
nen und BÜrokratInnen oder auf das 
Desinteresse immer grÖ¿er werdender 
Gruppen der BevÖlkerung an sozialer Ge-
rechtigkeit zurÜck gefÜhrt werden. GrÜnde 
hierfÜr kÖnnen auch nicht ausschlie¿lich im 
eventuell eingetretenen Verlust an Utopien 
in unserer Gesellschaft liegen, obwohl hier 
sicher das ungleichzeitige Zusammen-
brechen klassischer UtopietrÄger wie der 
osteuropÄischen StaatshandelslÄnder, der 
GemeinnÜtzigen Wohnungswirtschaft, der 
Sozialdemokratie oder der Gewerkschaften 
Vorschub geleistet hat.  
 
Sind uns weitere plausible 
VerursachungszusammenhÄnge bekannt? 
Sind es die besitzenden BÜrger der 4/5-
Gesellschaft? Sind sie zu ausschlie¿lich mit 
ihrer Besitzstandswahrung bzw. Besitz-
standsmehrung beschÄftigt? VernachlÄs-
sigen sie dabei das politische, soziale oder 
Ökologische Umsichherum - jedenfalls so-
lange sie nicht in Mitleidenschaft gezogen 
werden? Oder sind die Arbeits-, Ausbil-
dungs- und Versorgungsstrukturen, die ge-
sellschaftlichen Normen und Werte bereits 
so unÜbersichtlich und fragmentiert, die 
Struktur der sich "individualisierenden 
Wissens- und Dienstleistungsgesellschaft" 
so heterogen geworden, dass allgemein 
verbindliche oder gruppenÜbergreifende 
Utopien und GestaltungsvorschlÄge fÜr eine 
gerechtere Gesellschaft - denen zu folgen 
es sich lohnen kÖnnte - verunmÖglicht 
werden? Oder bringen wir vor dem Struk-
turwandel der Gesellschaft einfach die Kraft 
nicht auf, um uns von traditionalistischen, 
zumeist kollektivistischen Utopien zu lÖsen 
und uns milieu- und lebensstilzentrierten 

Utopien - einem Diskurs unterschiedlicher 
LebensmÖglichkeiten - zu Öffnen? Fragen, 
deren Beantwortung fÜr die Entwicklung 
von zukunftsorientierten Konzepten der 
Stadt-, Arbeitsmarkt- oder 
Wohnungsmarktentwicklung von konzep-
tioneller Bedeutung ist. 
 
4. Die Utopie ist tot, es leben die 
Utopien 
 
Wilhelm Vo¿kamp (Hg., 1985, S. 7) 
verweist darauf, dass Utopien nicht wie 
selbstverstÄndlich und automatisch auf 
"HumanitÄt" zielen. Utopien - so Helmut 
Jenkis (1992, S. 452 ff.) - thematisieren 
u.a. auch "barbarische Rassenideologien". 
Der sog. "vÖlkische Wohnungsbau" oder die 
sog. Kolonialisierung des "Warthegaus" im 
Dritten Reich stellen diesbezÜglich 
warnende Beispiele dar (vgl. K.M. Schmals 
(Hg.), 1997). 
 
Denken in Utopien, utopische Vorstellungen 
sind so alt wie menschliches Denken, die 
Antizipation des Vorstellbaren, GewÜnsch-
ten oder Verbotenen selbst. Utopien stellen 
Zukunftsprojektionen und alternative Denk-
ansÄtze gegenÜber dem lebensbedrohlichen 
Alltag der Gesellschaft dar. Der "Staat" von 
Platon, "Utopia" von Th. Morus, der 
"Sonnenstaat" von T. Campanella, das 
"Haus Salomon" von F. Bacon, "Richelieu" - 
die Idealstadt des gleichnamigen franzÖsi-
schen Kardinals im 17. Jahrhundert - von J. 
Lemercier, die "Charta von Athen" in der 
Bearbeitung von Le Corbusier, die sich im 
"Diskurs um VerstÄndigung bemÜhende 
Kommunikationsgemeinschaft" von J. Ha-
bermas oder die Idee einer "Zivilgesell-
schaft" zeichnen eine lange Kette utopi-
scher Phantasieproduktion, ge-
sellschaftlicher Kritik, "menschlicher Hoff-
nungen", TrÄume, Prophezeiungen und 
WÜnsche nach. Sie vermittelt uns ein hi-
storisches Bild der Auseinandersetzungen 
mit Macht, Herrschaft und Gewalt einer-
seits, mit sozialer Gerechtigkeit, sozialer 
Gleichheit oder mit "Ideen vom besseren 
Leben" andererseits. 
 
Blicken wir etwas differenzierter auf die 
"Geschichte abendlÄndischer Utopien", so 
verzeichnen wir Staatsutopien (bei Platon), 
religiÖse Utopien (bei J.V. Andreae), 
Sozialutopien (bei E. Cabet), wis-
senschaftlich-technische Utopien (bei F. 
Bacon), pÄdagogische Utopien (bei J.J. 
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Rousseau), baulich-rÄumliche Utopien (bei 
V. Tatlin oder El Lissitzky) oder baulich-
Ästhetische Utopien (bei W. Gropius, P. 
Mondrian oder P. Oud). Utopien beinhalten 
in der Regel eine politische, Ökonomische 
oder kulturelle Kritik an der bestehenden 
Gesellschaft und versuchen - aufbauend auf 
ausgewÄhlten Kategorien wie Vernunft und 
RationalitÄt (bei R. Descartes), naturwis-
senschaftlichen GesetzmÄ¿igkeiten (bei F. 
Bacon), der Staatsraison (bei Richelieu) 
oder GlaubenssÄtzen (bei T. MÜntzer) - 
eine andere bzw. bessere gesellschaftliche 
Zukunft durchzuspielen bzw. vorzutragen.  
 
Uns bekannte Utopien sind mit wenigen 
Ausnahmen - vgl. das Konzept der "Phalan-
gen" bei Ch. Fourier - kollektivistisch 
ausgerichtet (vgl. F. Bollerey, 1991). Diese 
Perspektive ist sicher auch der so-
zialstrukturellen und religiÖsen Verfasstheit 
vergangener Gesellschaftsformationen 
geschuldet. Entsprechend neuerer Sozial-
strukturanalysen (vgl. S. Hradil, 1990; U. 
Beck/E. Beck-Gernsheim, 1994; und G. 
Schulze, 1994) wandelt sich unsere 
Gesellschaft z.Zt. fundamental und 
folgenreich. Es verÄndern sich nicht nur die 
traditionellen Arbeits- und Familienstruk-
turen (von der Normal- zur Ri-
sikobiographie), sondern es entfaltet sich 
auch schrittweise ein Bewusstsein dafÜr, 
unsere "neuen Freiheiten" gestalterisch 
auch umzusetzen: "Wo die alte Gesell-
schaftlichkeit 'verdampft', muss Gesell-
schaft neu erfunden werden. Integration 
wird hier also dann mÖglich, wenn man 
nicht versucht, den Aufbruch der Individuen 
zurÜck zu drÄngen - sondern wenn man, im 
Gegenteil, bewusst daran anknÜpft und aus 
den drÄngenden Zukunftsfragen neue, 
politisch offene Bindungs- und BÜndnis-
formen zu schmieden versucht: 'projektive 
Integration'" (U. Beck/E. Beck-Gernsheim, 
a.a.O., S. 35).  
 
Utopien kÖnnen sowohl "von oben" (vgl. die 
Planung der Stadt Sabbioneta durch den 
Herzog V. Gonzaga in der Lombardei) als 
auch "von unten" (vgl. den Stadtteil Chri-
stiania in Kopenhagen) entwickelt und 
durchgesetzt werden (vgl. H.-W. Kruft, 
1989). Utopien kÖnnen somit sowohl den 
Charakter des TotalitÄren und Absoluten 
annehmen als auch zukunftsoffen, kritisch, 
kreativ und pluralistisch strukturiert sein. 
Ein Beispiel fÜr den zuerst genannten Zu-
sammenhang ist der Terror gegen den 

russischen Konstruktivismus und Subpre-
matismus im Rahmen der stalinistischen 
Kulturpolitik in den 20er Jahren des 20. 
Jahrhunderts (vgl. H. Ga¿ner, 1992). Ein 
Beispiel fÜr den zuletzt genannten Aspekt 
wÄre das Phantasieamalgam der Hausin-
stand(be)setzungen in Berlin, Frank-
furt/Main oder Hamburg. Sie brachten viele 
neue Ideen in die deutsche Stadterneue-
rungspraxis ein. An diesen wenigen 
Beispielen wird insbesondere auch die "Ja-
nuskÖpfigkeit des Utopischen" einsehbar (6 
Folien). 
 
Sehr viele Utopien finden sich in baulich-
rÄumliche Gestaltungskonzepte, IdealstÄdte 
oder "Raumutopien" eingebettet. Ich 
erinnere nur an den Pariser Stadtumbau im 
zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts durch 
den StadtprÄfekten Baron G.-E. Haussmann 
(vgl. W. Kie¿, 1991). Durch ihn wurden 
Wohnquartiere, PlÄtze, Galerien, Stra¿en, 
KaufhÄuser, Fassaden und Wohnungs-
grundrisse entsprechend des bÜrgerlichen 
Weltbildes im Zweiten Kaiserreich realisiert. 
Dabei wurde aufbauend auf modernen 
technischen und hygienischen Erkennt-
nissen insbesondere die bÜrgerliche 
"Konsumstadt" ins Bild gesetzt. Zu erinnern 
ist weiterhin an IdealstÄdte fÜr die Arbeiter-
klasse des "utopischen Sozialisten" Robert 
Owen oder an Siedlungsleitbilder des 
Wohnungsreformers und Gartenstadttheo-
retikers Ebenezer Howard, der eine 
konzeptionelle Vereinigung von Stadt und 
Land innerhalb eines "Dritten Weges der 
¶konomie" versuchte. Nicht zuletzt ist un-
ser Interesse auf die fÜr das 20. Jahr-
hundert so wichtige "Charta von Athen" zu 
lenken. Mit ihr wurden Stadtteile, StÄdte 
und Regionen der kapitalistischen bzw. for-
distischen Industriegesellschaft - auf der 
Basis europÄischer Utopien - auf den Ur-
banitÄt zersetzenden Begriff des "modernen 
Lebens" gebracht. Bestimmungsfaktoren 
dieses stÄdtebaulichen Leitbildes sind die 
im Raum getrennten Funktionen Wohnen, 
Arbeiten und Erholung. Sie gilt es durch 
Bodenpolitik, durch die Organisation des 
Verkehrs sowie durch Planungs- und 
Baurecht optimal zu entwickeln (vgl. T. Hil-
pert, Hrsg., 21988, S. 154 ff.). Gekennzei-
chnet ist damit ein siedlungsstrukturelles 
Leitbild, das gegenwÄrtig seine "utopischen 
Energien" schrittweise eingebÜsst. 
 
Utopien standen historisch mehrmals in 
folgenreicher Beziehung zu gesellschaftli-
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chen Revolutionen. So lÖste das BÜrgertum 
mit der "FranzÖsischen Revolution" den 
Feudaladel und damit feudalistische 
Wohnstile ab, oder es lÖsten die Funktio-
nÄre der "Arbeiterklasse" mit der "Oktober-
Revolution"  schrittweise den Feudaladel 
und das BÜrgertum ab (womit wiederum 
eine Vielfalt "proletarischer Wohnkonzepte" 
entstanden (vgl. z.B. das "Rote Wien"). Vor 
diesem Hintergrund ist es durchaus 
vorstellbar, dass selbstbewusste BÜrger auf 
einem transparenten Wohnungsmarkt eine 
Ähnlich prinzipielle VerÄnderung der Ver-
sorgung mit Wohnraum gelingen kÖnnte, 
wie es mit der staatlichen Wohnungspolitik 
nach dem Zweiten Weltkrieg in Deutschland 
mit dem "Sozialen Wohnungsbau" gelang 
(vgl. Conradi/ZÖpel, 1994). 
 
Der Entwurf von Utopien ist - wie wir sehen 
- eng mit Sozialem Wandel, mit der 
Entwertung von Werten, mit den Krisenzy-
klen und Konfliktpotentialen aber auch mit 
den erkennbaren Gestaltungspotentialen 
der Gesellschaft verknÜpft. Nach D. 
Kondratieff (1926) - einem russischen 
¶konomen - ist die "Geschichte des 
Kapitalismus" im hypothetischen Rahmen 
von zumindest fÜnf Krisenzyklen, volkswirt-
schaftlichen Auf- und AbschwÜngen bzw. 
"Langen Wellen" der Entwicklung nach-
zuzeichnen. Diesen lassen sich - grob 
vereinfacht - bÜrgerliche, sozialistische, 
sowie technokratisch-bÜrokratische Wohn-
utopien zuordnen. Gefragt, welche die 
"Raumutopie" des gegenwÄrtig aktuellen 
"5. Kondratieff-Zyklus", eines Zeitraums 
zwischen den Jahren von 1990 bis 2030 
sein kÖnnte, lie¿en sich - wie wir noch 
sehen werden - zivilgesellschaftliche und 
lebensstilzentrierte Utopien - als Netzwerk 
pluraler Ideen - skizzieren. Erkennbar ist 
bereits heute eine milieu- und 
lebensstilzentrierte Vielfalt, wie sie le-
bensweltlich aus der Vielfalt grup-
penspezifischer Interessen, BedÜrfnisse 
und Ideen wachsen (vgl. M. Walzer 1992). 
 
Nicht zuletzt ist - im Rahmen dieser noch 
sehr vorlÄufigen ¼berlegungen zum 
"Utopie"-Begriff - darauf aufmerksam zu 
machen, dass scheinbar nicht alle Gesell-
schaftsformationen - entsprechend der je-
weils herrschenden Weltbilder - 
"utopiefÄhig" waren oder sind. Dieses Fak-
tum beschrieb einerseits Thomas Nipperday 
z.B. fÜr das Mittelalter: "Im Mittelalter 
konnte es keine Utopien geben, denn Got-

tes Gerechtigkeit war in den Ordnungen 
des Lebens - wenn auch korrumpiert - ge-
genwÄrtig; eine innerweltlich bessere Ord-
nung konnte darum nicht eine grund-
sÄtzlich andere sein" (ders., 1962, S. 364). 
JÜrgen Habermas verwies - in einer Rede 
vor dem spanischen Parlament - auf die 
"ErschÖpfung utopischer Energien" in der 
Gegenwart andererseits. In unserer 
jÜngsten Vergangenheit verschmilzt - so 
seine bereits in den spÄten 60er Jahren 
vorgetragene These - "Utopie mit Technik 
und Wissenschaft zur eindimensionalen To-
talitÄt, sie wird zum Herrschaftsinstrument 
und zur Ideologie" (ders., 1985).  
 
5. Utopien bedeuten soviel wie 
MÖglichkeiten? 
 
Zur "Verwirklichung des MÖglichen" 
schreibt Robert Musil in seinem Roman 
"Der Mann ohne Eigenschaften": "Utopien 
bedeuten ungefÄhr soviel wie MÖglichkei-
ten; darin, dass eine MÖglichkeit nicht 
Wirklichkeit ist, drÜckt sich nichts anderes 
aus, als dass die UmstÄnde, mit denen sie 
gegenwÄrtig verflochten ist, sie daran hin-
dern, denn andernfalls wÄre sie ja nur eine 
UnmÖglichkeit; lÖst man sie nun aus ihrer 
Bindung und gewÄhrt ihr Entwicklung, so 
entsteht die Utopie" (ders., 1952, S. 246). 
Entsprechend der ¼berlegungen von Ulrich 
Hommes ist dieses "Utopie-Konzept" noch 
einen Schritt zu konkretisieren: "In dem 
Ma¿e, wie die Utopie sich am Ideal des 
vollendeten Leben bemÜht, entfernt sie sich 
von der Chance ihrer Realisierung. Das 
Problem liegt danach in ihrem Bezug zur 
Geschichte. Nicht wie weit ein utopischer 
Entwurf aber das Bestehende hinausgreift, 
ist das Entscheidende, sondern ob es 
Überhaupt einen Weg dorthin gibt aus dem 
Bestehenden selbst hinaus, ob es sich bei 
dem, was die Utopie prÄsentiert, also um 
eine geschichtliche MÖglichkeit handelt, 
oder um das Ende der Geschichte" (ders., 
1974, S. 1575). In dieser Perspektive 
mÖchte ich die These vertreten, dass 
Utopien heute beileibe nicht tot sind. 
"SouverÄne KonsumentInnen auf dem 
Wohnungsmarkt" stellen in der zivilen Tra-
dition unserer Gesellschaft eine "MÖglich-
keit" dar, deren Potential wir 
zukunftsorientiert nutzen sollten. 
 
 
 



 32 

6. Blockaden der Entwicklung und 
Realisierung von Utopien 
 
In vielfacher Hinsicht ist gegenwÄrtig nicht 
nur unsere Utopiearbeit sondern auch die 
Realisierbarkeit potentiell existierender 
"Utopien" blockiert. Klaus Wahl hat sich - 
wie gesagt - eingehend mit Entstehung, 
Struktur und Folgen von Modernisie-
rungsfallen und Modernisierungsblockaden 
im Alltag unserer Gesellschaft befasst. Zu-
sammenfassend stellt er fest, dass - trotz 
¼berbordendem Wohlstand - zunehmend 
Hoffnungen auf ein selbstbestimmtes, 
Selbstbewusstsein verbÜrgendes Leben 
enttÄuscht werden. Reaktionen auf die of-
fenkundiger werdende Ungleichbehandlung 
von immer mehr BÜrgern sind 
VerÄrgerungen, Frustrationen oder 
KrÄnkungen ihres SelbstwertgefÜhls. Sie 
kÖnnen im Alltag von latenten Verwei-
gerungen Über Aggressionen bis hin zu 
offener Gewalt fÜhren: "Viele Menschen 
scheiterten beim Versuch, an der Mehrung 
von Wissen, Wohlstand, Gesundheit, Liebe 
und Anerkennung teilzuhaben, mussten 
sich als Verlierer und Versager fÜhlen. Sie 
waren in die Kluft geraten zwischen dem 
Mythos, den universalisierten Verhei¿ungen 
oder Inklusionsformeln der Moderne und 
ihrer gesellschaftlichen Wirklichkeit, die 
nach wie vor sozioÖkonomische und 
kulturelle Ungleichheit reproduziert und die 
innere wie die „Äu¿ere Natur nur unvoll-
kommen beherrscht - die Modernisie-
rungsfalle" (ders., 1989, S. 293). Zur 
Beschreibung der "Modernisierungsfalle" 
konzentriere ich mich hier auf vier - 
miteinander verwobenen - Aspekte: auf die 
technokratische, die bÜrokratische, die so-
zialstrukturelle und auf die ideologische 
Ebene der Blockade gesellschaftlichen Fort-
schritts (3 Folien). 
 
Die technokratische Blockade  
 
Nach Helmut Schelsky (1965, S. 439 ff.) 
trat in den letzten Jahrzehnten die Welt als 
wissenschaftlich-technische Konstruktion, 
als technisch Machbare und Berechenbare 
ins Zentrum unseres Lebensalltags. Dabei 
gewann sie Eigenleben. Ihr Vorbild ist nicht 
mehr die Natur. Dieses Eigenleben ist der 
Menschheit kÜnstliches Werk (man ver-
gegenwÄrtige sich dabei u.a. automatisierte 
Fabriken, das Internet oder industriell 
produzierte Plattensiedlungen. Mit anderen 
Worten: Der Mensch lÖst(e) sich vom 

Naturzwang ab, um sich seinen eigenen - 
und kÜnstlich geschaffenen - Produktions-, 
Verteilungs-, Organisations- und Wohn-
zwÄngen zu unterwerfen. Dies unter 
Aspekten wie Funktionstrennung, indu-
strieller Massenwohnungsbau, zonierendes 
Wohnumfeld, autozentrierte Erschlie-
¿ungssysteme oder energieverschwenden-
de Ver- und Entsorgungssysteme. So 
produzierten wir die wissenschaftlich-tech-
nische Zivilisation nicht mehr nur als Tech-
nik, sondern zudem als Herrschaftsprinzip, 
als Technokratie. Vor diesem Entwicklungs-
hintergrund prognostizierte H. Schelsky be-
reits in den 60er Jahren des 20. 
Jahrhunderts, dass durch die "Konstruktion 
der wissenschaftlich-technischen Zivilisa-
tion ein neues GrundverstÄndnis von 
Mensch zu Mensch geschaffen wird, in 
welchem das HerrschaftsverhÄltnis seine 
alte persÖnliche Beziehung der Macht von 
Personen Über Personen verliert, an die 
Stelle der politischen Normen und Gesetze 
aber Sachgesetzlichkeiten der wissen-
schaftlich-technischen Zivilisation treten, 
die nicht als politische Entscheidung 
setzbar und als Gesinnungs- oder Weltan-
schauungsnormen nicht verstehbar sind. 
Damit verliert auch die Idee der Demok-
ratie sozusagen ihre klassische Substanz: 
an die Stelle eines politischen Volkswillens 
tritt die Sachgesetzlichkeit, die der Mensch 
als Wissenschaft und Arbeit selbst produ-
ziert" (ders., a.a.O., S. 453).  
 
D.h., ein in technischen Normen, Regeln 
und Prinzipien, planungsrechtlichen 
Geboten und Verboten oder in 
betriebswirtschaftlichen Kalkulationen und 
regelbefolgenden Verwaltungen geronnener 
technischer - an Effizienz und EffektivitÄt 
ausgerichteter - Wille tritt dem unmit-
telbaren menschlichen Willen (auch seiner 
Phantasiearbeit und seiner Utopie-
produktion) gegenÜber und reduzierte ihn 
nicht ohne Erfolg auf technisch-
bÜrokratische Machbarkeiten und WÜnsch-
barkeiten. Diese Entwicklung erhÄlt ihre ge-
sellschaftliche Relevanz u.a. dadurch, dass 
insbesondere auch der Staat und die ihm 
nachgeordneten Verwaltungseinrichtungen 
sich zum technokratischen Staat 
deformierte: "Wenn der moderne Staat - so 
Schelsky, A.d.V. - in allen seinen Wirkungs-
weisen eine (...) Fusion mit der modernen 
Technik eingeht, dann muss er auch in 
seinem Wesen als universeller technischer 
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KÖrper begriffen werden kÖnnen" (ders., 
a.a.O., S. 455).  
 
Ziel staatlichen und quasistaatlichen 
Handelns - z.B. auf den Ebenen 
Stadt(teil)entwicklung und Wohnungspolitik 
- ist es dann, die hÖchste Wirksamkeit der 
in ihm verfÜgbaren technischen MÖglichkei-
ten zu garantieren. StÄdtisches Leben 
verkÜrzt sich - in dieser Perspektive - auf 
technische Fragestellungen, Richtwerte und 
LÖsungen. In diesem Zusammenhang be-
darf moderne (Macht-)Technik keiner 
Legitimation. Mit ihr "'herrscht' man, weil 
sie funktioniert und solange sie funktio-
niert. Sie bedurfte auch keiner anderen 
Entscheidungen als der nach technischen 
bzw. quantifizierbaren Regeln. Ein sich 
technokratisch verstehender Staat und 
seine nachgeordneten Institutionen ent-
ziehen, ohne 'antidemokratisch' zu sein, 
der Demokratie - im gebauten Raum - ihre 
Substanz. Nach Schelsky's ¼berlegungen 
kÖnnen wissenschaftlich-technische Ent-
scheidungen "keiner demokratischen Wil-
lensbildung unterliegen", sie wÜrden auf 
diese Weise nur ineffektiv" (ders., a.a.O., 
S. 459). Demokratie - und vor diesem Hin-
tergrund zu entwickelnde "demokratische 
Utopien" - schrumpft resp. schrumpfen - 
entlang dieses in der Wohnungspolitik Über 
weite Strecken soziale Wirklichkeit gewor-
denen Entwicklungsmusters - zum techno-
kratisch-bÜrokratischen Staat bzw. Staats-
apparat, zur technokratischen Planung, 
Kontrolle und HerrschaftsausÜbung. 
 
Die bÜrokratische Blockade  
 
Gesellschaftliche Entwicklungsma¿nahmen 
verlagerten sich in den zurÜck liegenden 
Jahrzehnten verstÄrkt in sich technokra-
tisch strukturierende Verwaltungen auch 
des lokalen Staates. Vor der Aufgaben- und 
MachtfÜlle der planenden und ausfÜhrenden 
Verwaltung sank nicht nur ihr Wissen Über 
ihre Kunden und damit ihr Gestal-
tungspotential, sondern es entstand auch 
eine strukturelle Blockade bÜrgerschaftli-
cher Interessen.  
 
Wieso dies, werden Sie sich fragen? Nach 
meinen Erfahrungen haben nicht nur kom-
munale, sondern auch gemeinnÜtzige und 
private Verwaltungen „Äu¿erst stabile und 
eigensinnige Milieus entwickelt. Sie sind - 
von Ausnahmen abgesehen - geprÄgt durch 
vertikale Befehls- und AusfÜhrungs-

strukturen, durch mittelschichts- und auf-
stiegsorientiertes Planungs- und Entschei-
dungsverhalten sowie durch konservative 
Weltbilder, Phantasien von Ruhe und Ord-
nung und (tages-) politischen Opportu-
nismus (bedingt durch ¤ngste, nicht befÖr-
dert oder entlassen zu werden). 
BÜrokratische Organisationen werden nicht 
zuletzt bestimmt durch ein nur gering 
ausgeprÄgtes Interesse an sozialer Gerech-
tigkeit, innovativen Experimenten und 
demokratischen Aushandlungsprozessen. 
Obwohl sich in den meisten Kommunen 
einige wenige Fachleute auch mit dem 
"MÖglichwerden bzw. MÖglichmachen" 
"konkreter Utopien" befassen, scheitert ihre 
Arbeit in der Regel und per Saldo an der 
macht- und herrschaftssichernden Interes-
sen- und Organisationsstruktur des po-
litisch-administrativen Systems.  
 
Dieses Dilemma untersuchte Hannah 
Arendt entlang der Begriffe "Handeln und 
Herstellen": "Handeln" vernetzt BedÜrfnisse 
und Interessen im gesellschaftlichen 
Kontext. Über das "Bezugsgewebe mensch-
licher Angelegenheiten" (H. Arendt) werden 
"IndividualitÄt und Gesellschaftlichkeit" im 
Handlungsprozess miteinander verwoben. 
"Handeln" manifestiert sich in zweifacher 
Hinsicht: als "Gleichheit" und als 
"Verschiedenheit". Ohne Gleichheit gÄbe es 
keine VerstÄndigung, ohne Verschiedenheit 
bedÜrfte es des Handelns fÜr VerstÄndigung 
nicht (dies., 81994, S. 164). "Handeln", so 
zeigt es H. Arendt, verkehrte bzw. verengte 
sich in den zurÜck liegenden Jahrhunderten 
immer umfangreicher zur "Herstellung" von 
Projekten, (Stadtentwicklungs- und 
Bebauungs)PlÄnen, Verfahrens- und Benut-
zungsvorschriften etc. Das "Herstellen" z. 
B. lokaler Siedlungsprogramme vollzieht 
sich zunehmend isoliert und nach tech-
nischen Regeln. In dieser Perspektive geht 
vielfach die Orts-, Raum- oder Sozialorien-
tierung des Bezugsgewebes unserer 
Lebenswelt verloren.  
 
H. Arendt verweist auf die "Zerbrechlichkeit 
menschlicher Angelegenheiten" (dies., 
a.a.O., S. 180): "Allgemein gesprochen, 
handelt es sich nÄmlich immer darum, das 
Handeln der Vielen im Miteinander durch 
eine TÄtigkeit zu ersetzen, fÜr die es nur 
eines Mannes bedarf, der, abgesondert von 
den StÖrungen durch die anderen, von An-
fang bis Ende Herr seines Tuns bleibt. 
Dieser Versuch, ein Tun im Modus des 
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Herstellens an die Stelle des Handelns zu 
setzen, zieht sich wie ein roter Faden durch 
die uralte Geschichte der Polemik gegen die 
Demokratie, deren Argumente sich desto 
leichter in EinwÄnde gegen das Politische 
Überhaupt verwandeln lassen, je 
stichhaltiger und beweiskrÄftiger sie 
vorgetragen sind. Die Aporien des Handelns 
lassen sich alle auf die Bedingtheit mensch-
licher Existenz durch PluralitÄt zurÜck 
fÜhren, ohne die es weder einen 
Erscheinungsraum noch einen Öffentlichen 
Bereich gÄbe. Daher ist der Versuch, der 
PluralitÄt Herr zu werden, immer gleichbe-
deutend mit dem Versuch, die ¶f-
fentlichkeit Überhaupt abzuschaffen" (dies., 
81994, S. 214 f.). KÖnnten in Zukunft an 
die Stelle von technokratisch verengten 
"Herstellungsprozessen" umfangreicher 
Formen des "Handelns" treten, kÖnnten 
vermittelt Über die Akzeptanz von PluralitÄt 
Utopien den Öffentlichen Bereich, den 
Aushandlungsbereich "souverÄner BÜrger" 
u.a. im Wohnbereich strukturieren. 
 
Die sozialstrukturelle Blockade  
 
Bezogen auf die Sozialstruktur unserer 
verstÄdterten Gesellschaft erscheint es 
immer weniger plausibel von StÄnden, 
Schichten oder Klassen zu sprechen. 
Vielmehr differenziert sich unsere Gesell-
schaft - entsprechend gesellschaftlicher 
Individualisierungs- bzw. sozio-kultureller 
PluralisierungsschÜbe - in vielfÄltige Milieus 
(vgl. dazu P. Bourdieu, 1982; U. Beck, 
1986; oder M. Vester u.a. 2001). Das SI-
NUS-Institut (2002) unterschied in einer 
Untersuchung im Jahr 2002 beispielsweise 
zehn gesellschaftliche Milieugruppen mit 
unterschiedlichen WohnbedÜrfnissen. Skiz-
ziert wurden das konservative Milieu (5%), 
das traditionsverwurzelte Milieu (15%), das 
nostalgische Milieu (6%), das etablierte 
Milieu (10%), das bÜrgerliche Milieu (16%), 
das konsummaterialistische Milieu (11%), 
das hedonistische Milieu (11%), das 
experimentalistische Milieu (7%), das 
moderne, performerische Milieu (8%) und 
das postmaterialistische Milieu (10%) (vgl. 
Sinus Institut, 2002). Wichtig scheint mir 
dabei zu sein, dass sich mit dem Wandel 
der Wertorientierungen, mit der Zunahme 
"selektiver MobilitÄt" (vgl. H. HÄu¿er-
mann/A. Kapphan, 1998), mit sozialstruk-
turellen Ausdifferenzierungen und dem 
Auseinanderdriften milieuzentrierter In-
teressen auch die Utopiearbeit pluralisiert. 

Entsprechende Ideen, Inhalte und Prozesse 
werden vervielfÄltigt, menschliche Hoff-
nungen „Äu¿erst unÜbersichtlich und nur 
schwer bÜndelbar (vgl. H. Klages, 1984 
oder Klages/Gensicke 1999). Aus partei- 
und bÜrokratieinternen GrÜnden reagieren 
Politik und Verwaltung auf diese Differen-
zierungspolitik - belohnend, ignorierend 
und bestrafend - selektiv. LÄngst hÄtten sie 
vor dem inneren VerÄnderungsprozess der 
Gesellschaft Leitlinien einer neuen 
Gesellschaftspolitik - zur UnterstÜtzung 
innovativer BÜrger - vorlegen mÜssen. 
 
Die ideologische bzw. normative 
Blockade  
 
Viele Verantwortung tragende Kommunal-
politikerInnen und Fachleute  in Öf-
fentlichen, halbÖffentlichen und privaten 
Verwaltungen kommen aus dem bÜrgerli-
chen Milieu, dem traditionsverwurzelten Mi-
lieu oder dem konsummaterialistischen und 
nostalischen Milieu. Politische Entscheidun-
gen bzw. Nichtentscheidungen entsprechen 
dabei hÄufig der dort verankerten 
Werthaltung. In diesem Zusammenhang 
verwies Hans Magnus Enzensberger bereits 
Mitte der 70er Jahre und neuerdings Bar-
bara Ehrenreich in ihrer Arbeit "Angst vor 
dem Absturz" (1992) auf die politikdefin-
ierende Kraft und dabei sozialen Fortschritt 
verweigernde und utopische Energien 
blockierende Geisteshaltung aufstiegsorien-
tierter "KleinbÜrger". Nach Enzensberger's 
¼berlegungen ist das "KleinbÜrgertum" 
historisch eine schwankende Gruppe zwi-
schen den historischen StÄnden, Schichten 
und Klassen: Um in gesellschaftlichen Um-
bruchsituationen nicht in den Strudel des 
Abstiegs zu geraten, orientiert es sich in 
ihren Entscheidungen an Über ihnen lie-
genden Schichten und Lebensstilgruppen.  
 
Das "KleinbÜrgertum" verfÜgt - so H.M. En-
zensberger - in allen hochindustrialisierten 
Gesellschaften Über die kulturelle Hegemo-
nie (uns z.B. vorzuschreiben, wie wir zu 
Arbeiten, zu Wohnen und insgesamt zu 
Leben haben). Es ist zu einer Gruppe 
aufgestiegen, "die im massenhaften Ma¿-
stab die Lebensformen des Alltags pro-
duziert und fÜr alle andern verbindlich 
macht. Sie besorgt die Innovation. Sie legt 
fest, was fÜr schÖn und erstrebenswert gilt. 
Sie bestimmt, was gedacht wird. (...) Sie 
erfindet Ideologien, Wissenschaften, 
Technologien. Sie diktiert, was Moral und 
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Psychologie bedeuten. Sie entscheidet 
darÜber, was im sogenannten Privatleben 
'lÄuft'. (...) Jede alternative Regung inner-
halb unserer Kultur hat das KleinbÜrgertum 
unverzÜglich enteignet und absorbiert (...)" 
(H.M. Enzensberger, 1976, S. 6). Diese 
These lÄsst sich auch am gescheiterten 
Prozess des "MÖglichwerdens von Utopien" 
belegen. Sie lÄsst sich u.a. am Beispiel der 
"Boden- und Wohnreformprojekte" der 20er 
und 30er Jahre dieses Jahrhunderts dis-
kutieren, die im Laufe der Zeit ziel-, 
adressaten- und strukturverÄndernden 
Durchkapitalisierungs- und Durchstaatli-
chungsprozessen ausgesetzt wurden (vgl. 
S. KrÜtke, 1990, S. 269 ff.)). Nicht zuletzt 
lÄsst sich diese These heute auch vor dem 
Hintergrund einer Vielfalt erfolgreicher 
Wohnprojekt vertreten, denen es noch 
verwehrt ist, Vorbild fÜr eine sozial-, 
kosten- oder umweltvertrÄgliche Woh-
nungspolitik "souverÄner Konsumen-
tInnen" zu sein. 
 
Um die vielfachen Blockaden gesell-
schaftlicher Utopiearbeit aufzubrechen und 
abzutragen, bedarf es nach meinen 
Erfahrungen u.a. des ZurÜckdrÄngens der 
technokratischen Entwicklungspolitik, des 
Aufbaus demokratischer und diskursiver 
Verwaltungsstrukturen, der dezentralen 
Vernetzung progressiver Akteure und der 
Brechung der kulturellen Vorherrschaft des 
exekutiven KleinbÜrgertums nicht nur in 
staatlichen, sondern auch in 
gemeinnÜtzigen und privaten Verwaltungen 
und Interessenvertretungen. 
 
7. Die "arbeitsgesellschaftlichen 
Utopie" verliert ihre Energien? 
 
In seinem bereits erwÄhnten Vortrag "Die 
Krise des Wohlfahrtsstaates und die Er-
schÖpfung utopischer Energien" vor dem 
spanischen Parlament im Jahr 1985 verwies 
J. Habermas darauf, dass die "arbeits-
gesellschaftliche Utopie" aus vielfÄltigen 
GrÜnden ihre "Überzeugungskraft" 
eingebÜ¿t hat (ders., 1985, S. 146 und U. 
Beck 1998). Diese Utopie entstand im Zen-
trum der kapitalistischen Industriegesell-
schaft im 19. und beginnenden 20. Jahr-
hundert (vgl. J. Hirsch/R. Roth, 1986). In 
dieser Zeit entwickelten sich nicht nur die 
fordistischen Metropolen London, Paris oder 
Berlin, sondern - in ihnen - auch 
ungezÄhlte Utopien. Vernetzt mit der Uni-
versalisierung "kapitalistischer Lohnarbeit" 

wurden sowohl ArbeitsplÄtze und zu-
nehmend auch humane ArbeitsplÄtze, so-
wie im Zuge der "europÄischen Arbeiter-
bewegung" auch eine "sozialgerechtere 
Verteilung" gesellschaftlich produzierter 
Werte erreicht. Damit sind aber die 
Elemente dieser "Utopie" noch nicht er-
schÖpfend dargestellt. Weiterhin sollten 
auch sozialgerechte WohnverhÄltnisse, bes-
sere Bildungs- und Ausbildungs-
mÖglichkeiten sowie humane Strukturen 
der gesundheitlichen Vorsorge eingerichtet 
werden (ich erinnere an das 
"EinkÜchenhausmodell" u.a. in Wien). Auch 
damit nicht genug: Parallel zur Umver-
teilung gesellschaftlich produzierter Werte 
wurde langfristig auch ein breit gespanntes 
und eng geflochtenes Netz der Sozialen 
Sicherung verlangt, erkÄmpft und auch ein-
gerichtet.  
 
Sorgte die Schubkraft der "arbeitsge-
sellschaftlichen Utopie" bis in die 70er 
Jahre des zurÜck liegenden Jahrhunderts - 
im Rahmen ihrer Wachstums- und 
Umverteilungsleistungen - fÜr relative 
soziale Sicherheit und materiellen Wohl-
stand, so verlor sie in den 80er und 90er 
Jahren - eingebettet in Individualisierungs- 
und Globalisierungsprozesse (vgl. W. 
Heitmeyer u.a., 1998) und die schwindende 
Gestaltungskraft fordistischer Regulations-
weisen - an Überzeugungskraft: Produk-
tivkrÄfte schlugen vielfach in Destruktiv-
krÄfte um. Betriebliche Arbeit konnte nicht 
ausreichend von ihrer entfremdenden und 
verdinglichenden Wirkung befreit werden. 
Massenwohnungsbau fÜhrte vermehrt zu 
Isolierung, Vereinsamung und sozialer Aus-
grenzung. Planungs- und Organisations-
kapazitÄten wurden - in ihrer technokra-
tischen und bÜrokratischen Ausformung - 
vielfach zu StÖr- und RisikokapazitÄten 
(vgl. U. Beck 1995 und 1999). Und nicht 
zuletzt fÜhrt eine im egoistischen Vertei-
lungskampf abschmelzende Sozialpolitik 
zunehmend auch zur Ausgrenzung in Not 
geratener Gruppen. Mit dieser in Stichwor-
ten dargestellten "ErschÖpfung utopischer 
Energien" wich das Interesse vieler BÜrger, 
sich an der Gestaltung ihrer Zukunft unter 
den Bedingungen herrschender Gruppen 
und des ihnen zugÄnglichen Staatsappara-
tes zu beteiligen, einem RÜckzug ins 
Private und der Gestaltung persÖnlicher 
Interessen. 
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8. Vom "eigenen Leben" selbstbe-
wusster BÜrger 
 
Das bisher nur ansatzweise eingelÖste 
"Versprechen der Moderne", ein "eigenes 
Leben" fÜhren zu kÖnnen, verfestigte sich 
im Individualisierungsprozess unserer 
Gesellschaft insbesondere in der zweiten 
HÄlfte des 20. Jahrhunderts zu einem 
GrundbedÜrfnis: Das BedÜrfnis, welches 
sich im Geschmack „Äu¿ert, meint immer 
deutlicher, eigenes BedÜrfnis, Wissen, ei-
genes Wissen, Arbeit, eigene Arbeit, 
Einkommen, eigenes Einkommen, Wohn-, 
Arbeits- und FirmenrÄume meinen immer 
deutlicher erkennbar eigene Wohn- und 
ArbeitsrÄume. 
 
Individualisierung entfaltet sich im Diffe-
renzierungsprozess moderner Gesellschaf-
ten. Bei ihrer Analyse stellt sich nun he-
raus, dass das "eigene Leben" - im Sinn 
eines selbstbestimmten, allein dem Ich 
gehorchenden, souverÄnen Lebens - gar 
kein "eigenes Leben" ist. Vielmehr ist es in 
einer "geradezu paradoxen Form der Ver-
gesellschaftung" (U. Beck, 1995, S. 9 ff.) 
mit sozial-rÄumlichen Situationen (wie Lage 
und QualitÄt der Wohnung, Beziehung der 
Wohnung zum Arbeitsplatz, Ausstattung 
des Wohnquartiers mit sozialer, kultureller 
oder technischer Infrastruktur und Sozial-
struktur eines Wohnbezirks) sowie gesell-
schaftlichen Institutionen (wie Arbeits-
mÄrkten/Ar-beitsÄmtern, Wohnungsteil-
mÄrkten/Wohnbauunternehmen/Wohn-
ungsÄmtern, Banken, Betrieben, soziale Si-
cherungssysteme, Polizei, Kirche, Industrie- 
und Handelkammern, Handwerkskammern, 
UniversitÄten, Opern oder Theater) ver-
flochten.  
 
"Eigenes Leben" - an einem mir 
entsprechend scheinenden Ort, mit einem 
mir angemessenen Umfeld - erweist sich in 
seiner AktionsrÄumlichkeit als komplexer 
denn je. Es ist eingesponnen in ein Netz 
der AbhÄngigkeiten und wird strukturiert 
nicht nur durch Einkommen und Bildung, 
sondern zunehmend auch durch ein aktives 
Organisations- und Aushandlungsgeschick 
(soziales Kapital), sich in diesem Netzwerk 
aus Situationen und Institutionen zurecht-
zufinden. "Eigenes Leben" ist somit immer 
umfangreicher, vielschichtiger und in 
Permanenz zur "AktivitÄt" verpflichtet. 
Stecken wir den Handlungs-, Verantwor-
tungs- und Gestaltungsrahmen "souverÄner 

KonsumentInnen" ab, so sollten wir dieses 
komplexe Wechselspiel aus gewÜnschter 
"Autonomie" und notwendiger gesell-
schaftlicher "AbhÄngigkeit" einbeziehen. Mit 
der schrittweisen Entfaltung "souverÄner 
KonsumentInnen" vervielfÄltigt sich aber 
unsere Gesellschaft von innen her. Das so-
ziale, kulturelle und Ökonomische Potenzial 
der dabei entstehenden Netzwerke und 
Versorgungsstrukturen bildet das Material 
einer zivilen Gesellschaftspolitik, die per-
sÖnliche StabilitÄt, soziale Integration, 
rÄumliche IdentitÄt und gesellschaftlichen 
Wohlstand ermÖglicht. 
 
9. Zivilgesellschaft - Der Tanzboden 
souverÄner BÜrger. 
 
ZivilitÄt beschreibt den Korridor, in dem 
sich unsere Gesellschaft - in z.T. 
widersprÜchlicher Form - entfaltet. Die 
Wurzeln zivilgesellschaftlicher ¼berlegung-
en liegen u.a. bei J. Locke, Ch. de S. Mon-
tesquieu oder bei A. de Tocqueville. Im 
Anschluss an Th. Hobbes beziehe ich an 
zentraler Stelle die Idee ein, wonach die 
BÜrger, dem - von ihnen eingesetzten - 
Staat Handlungs- und Gestaltungsmacht 
nur auf Zeit verleihen. Werden diese im 
bÜrgerschaftlichen Sinn nicht mehr zu-
friedenstellend gehandhabt, verÄndert die 
BÜrgerschaft ihre Dispositionen. Das 
Konzept einer zivilen Gesellschaft meint 
demnach nicht nur ein bestimmtes 
VerhÄltnis zwischen Staat und BÜrger-
schaft, sondern auch die demokratische 
Kontrolle politisch-administrativer Entschei-
dungen in Bezug auf die Realisierung ihrer 
Interessen.  
 
Etwas schwierig ist fÜr uns der Einstieg in 
diese Diskussion, weil wir in Deutschland in 
der Regel nicht mit dem Begriff des "Zivil-
bÜrgers", sondern mit dem des 
"StaatsbÜrgers" arbeiten. Denken, Planen 
und Handeln werden nach dem Konzept der 
"Zivilgesellschaft" aber nicht in erster Linie 
durch das NadelÖhr von Staat und BÜrokra-
tie, sondern Über den BÜrger eingefÄdelt. 
"Zivilgesellschaft" beschreibt in dieser 
Diskussion den Entfaltungsraum privater 
Interessen und Initiativen. "Zivilgesell-
schaft" wird nach Ulrich RÖdel, GÜnter 
Frankenberg und Helmut Dubiel "kritisch 
jeder Herrschaft entgegengestellt, die 
politische Kommunikationsrechte be-
schrÄnken mÖchte und muss (A. Demirovic, 
1991, S. 49). Dabei meint "Zivilgesell-
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schaft" kein "verfassungsrechtliches Mi-
nimum", sondern eine "historisch offene 
soziale SphÄre" (V. Gransow, 1990, S. 
243). Die moderne "Zivilgesellschaft" wird 
"autonom und handlungsfÄhig", soweit sie 
eine "eigenstÄndige Öffentliche SphÄre des 
Politischen" herausbildet und sichert (U. 
RÖdel u.a., 1989, S. 90). Aber erst "mit der 
Selbst-ErklÄrung der Menschenrechte und 
der wechselseitigen Zuerkennung des 
Rechts, Rechte zu haben, instituiert sich die 
Zivilgesellschaft als eine handlungsfÄhige 
und konfliktintensive PluralitÄt, die in der 
Lage ist, die Öffentliche SphÄre gegenÜber 
der (traditionellen, A.d.V.) Macht zu 
behaupten" (dies., 1989, S. 106). Gemeint 
sind hiermit nicht nur die Rechte pri-
vilegierter, sondern insbesondere auch 
diejenigen von marginalisierten und ausge-
grenzten Gruppen. Gemeint sind die Rechte 
auf politische Teilhabe, unversehrte Um-
welt, auf adÄquaten Wohnraum, Arbeit, 
Gesundheit oder lokale IdentitÄt: "Nicht-
anerkennung oder Verkennung kann Leiden 
verursachen, kann eine Form von Unter-
drÜckung sein, kann den anderen in ein fal-
sches, deformiertes Dasein einschlie¿en" 
(Ch. Taylor, 1993, S. 14). Und die 
Kehrseite der Medaille: "Anerkennung ist 
nicht blo¿ ein Ausdruck von HÖflichkeit, den 
wir den Menschen schuldig sind. Das 
Verlangen nach Anerkennung ist vielmehr 
ein menschliches GrundbedÜrfnis" (Ch. 
Taylor, a.a.O., S. 15). 
 
Vor dem Hintergrund der Aushandlung und 
Legitimation bÜrgerschaftlicher Entschei-
dungen legte J. Habermas ein forma-
lisiertes Konzept fÜr Zivilgesellschaften vor, 
das die "Kommunikations- und Entschei-
dungsprozesse des rechtsstaatlich verfass-
ten politischen Systems auf der Achse 
Zentrum-Peripherie anordnet, durch ein Sy-
stem von Schleusen strukturiert und durch 
zwei Arten der Problemverarbeitung" 
kennzeichnet (ders., 1992, S. 429 f.). Das 
"Zentrum" besteht dabei grob gesagt aus 
Staat und Staatsapparat, die "Peripherie" 
aus den Institutionen der Gesellschaft und 
die "zwei Arten der Problemverarbeitung" 
aus der "Entwicklung bindender Entschei-
dungen" und der "Legitimation von 
Entscheidungen": Die Zivilgesellschaft kann 
- so J. Habermas in der Publikation "Fak-
tizitÄt und Geltung" "unmittelbar nur sich 
selbst transformieren und mittelbar auf die 
Selbsttransformation des rechtsstaatlich 
verfassten politischen Systems einwirken. 

Im Übrigen nimmt sie Einfluss auf dessen 
Programmierung. Aber sie tritt nicht 'an die 
Stelle' eines geschichtsphilosophisch ausge-
zeichneten Gro¿subjekts, das die Ge-
sellschaft im ganzen unter Kontrolle brin-
gen und zugleich legitim fÜr diese handeln 
sollte" (J. Habermas, 1992, S. 450) (1 
Folie). 
 
Mit dem sozialen, politischen und 
prozesshaften Konzept der "Zivilge-
sellschaft" wird eine "MÖglichkeitsraum" 
angeregt, in dessen Rahmen "souverÄne 
BÜrger" ihre innovativen und kreativen  
Interessen freisetzen kÖnnen. 
 
 
Ausblick: Der zivile Umbau unserer 
LebensrÄume als ein Netzwerk der 
Projekte?  
 
Der "zivilgesellschaftliche MÖglichkeits-
raum" als Tanzboden "souverÄner BÜrger" 
wurde auf der Ökonomischen, sozialen und 
politischen Ebene, auf der Selbst-
bestimmungs- und Menschenrechtsebene, 
der Ebene des "Rechts, Rechte zu haben" - 
im Sinne von Hannah Arendt - formuliert. 
Nach meinen Erfahrungen liegen hier einer-
seits Bausteine bereit, mit denen der 
"MÖglichkeitsraum souverÄner BÜrger" in 
der Gesellschaft mit Leben erfÜllt werden 
kÖnnte. Von Wichtigkeit scheint mir dabei 
andererseits der Einbezug einer Verantwor-
tungsethik (vgl. H. Jonas), die sowohl so-
ziokulturelle, Ökonomische und Ökologische 
als auch subjektzentrierte Aspekte berÜck-
sichtigt. In der Tiefe stÄdtischer Lebenswel-
ten kÖnnte dies bedeuten, a) souverÄnen 
BÜrger im privaten und individuellen Le-
bensbereich SpielrÄume fÜr ihre 
persÖnlichen Geschmack und ihre in-
dividuellen BedÜrfnisse einzurÄumen, b) im 
Quartier eine Vielzahl an Verkehrs-, 
Arbeits- und Wohnformen, der baulich-
rÄumlichen Gestaltung sowie des Auslebens 
milieuspezifischer Lebensstile basisdemo-
kratisch zu organisieren, c) auf der 
Bezirksebene technische, politische, 
soziokulturelle und Ökonomische Infra-
strukturen nach parlamentarischen Aus-
handlungsregeln so zu garantieren, dass 
die EntfaltungsmÖglichkeiten souverÄner 
BÜrger gestÄrkt werden. Nicht zuletzt und 
d) trÄgt die Stadt- und Landespolitik in 
aktiver und demokratischer Form dafÜr 
Verantwortung, dass globale Entwicklungen 
der Gesellschaft und lokale Interessen der 
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BÜrger zukunftsorientiert in Einklang 
bleiben (vgl. R. Forst, 1994).  
 
Selbstbewusste BÜrger haben inzwischen 
auf fast allen relevanten Ebenen der Politik 
wegweisende Arbeits-, Wohn-, Orga-
nisations- oder Infrastrukturprojekte vorge-
legt. Ich erinnere nochmals an solche des 
bodensparenden, kosten- oder ener-
giesparenden Bauens, an Wohnprojekte, 
die verschiedene Alters- und Kulturgruppen 
zu integrieren versuchen, an Wohnprojekte, 
die - von der Miete, Über das 
Gemeinschafteigentum bis zum Privatei-
gentum - mit unterschiedlichen Ökono-
mischen VerfÜgungsformen experimen-
tieren oder ich erinnere an Wohnformen, 
die versuchen Arbeit, Wohnen, Freizeit und 
Kultur in zukunftsweisender Form zu ver-
netzen. Nicht zuletzt sei - mit H. Arendt - 
an neue Kulturen der Stadtplanung im Sinn 
aktiver BÜrger erinnert.  
 
Auf der Experimentierebene bestehen 
heute also keine Defizite. Wo liegen somit 
die Blockaden, wenn sich lokale Fortschritte 
nicht auch in regionale, nationale und 
globale Fortschritte als Politik umsetzen? 
Nach meinen Erfahrungen liegen sie bei 
den fÜr die Politik Verantwortlichen 
dergestallt, dass sie nicht sensibel genug 
versuchen, den differenzierter werdenden 
Interessen der BÜrger (Bildung von Iden-
titÄt, LokalitÄt und Sicherheit) gerecht zu 
werden und deren Wunsch nach Beteiligung 
(der Selbstgestaltung) einzubeziehen.    
 
Festzuhalten bleibt, dass in unserer 
Gesellschaft ausreichend Kapital, Ideen und 
ProjekttrÄger vorhanden sind, im Interesse 
souverÄner werdender BÜrger den sozialen, 
politischen und Ökologischen Umbau der 
Gesellschaft - als "Gro¿projekt der ver-
netzten 1000 souverÄnen Projekte" - be-
schleunigt fortzusetzen. Das Recht hierzu 
haben die BÜrger. Sie sollten versuchen, 
die aus Macht, Herrschaft und Gewalt 
errichteten gesellschaftlichen Blockaden, 
Versorgungsdefizite und Bevormundungen 
abzubauen, um - in den Worten von R. Mu-
sil - die aktuell gesellschaftlichen MÖg-
lichkeiten Wirklichkeit werden zu lassen. In 
seiner Arbeit "Zivile Gesellschaft und ame-
rikanische Demokratie" meint Michael 
Walzer (1992, S. 97): "Die zivile Gesell-
schaft ist ein Projekt von Projekten. Sie 
verlangt viele Organisationsstrategien und 
neue Formen staatlichen Handelns. Sie 

erfordert eine neue EmpfÄnglichkeit fÜr 
das, was lokal, spezifisch und kontingent 
ist, und vor allem ein neues Bewusstsein 
davon (...), dass das gute Leben im Detail 
liegt".  
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BÜrgerbegehren und BÜrgerentscheid – Themen, 
HÜrden und Akteure am Beispiel NRW 

 

Dr. Andreas Kost 

 
 
1. Einleitung 
 
BÜrgerbegehren und BÜrgerentscheid 
bilden das KernstÜck unmittelbarer 
Demokratie in der nordrhein-
westfÄlischen Gemeindeordnung und 
sind in den Bestimmungen des � 26 GO 
(analog � 23 KrO beim Kreis) enthalten. 
Alle wahlberechtigten BÜrger kÖnnen 
beantragen, dass sie an Stelle des Rates 
Über eine Angelegenheit der Gemeinde 
selbst entscheiden. Der Antrag als 
solcher ist das BÜrgerbegehren.  
 
In Nordrhein-Westfalen wurden bei-
spielsweise seit EinfÜhrung dieses 
Partizipationsinstruments (Oktober 
1994) bis Herbst 2003 313 
BÜrgerbegehren eingereicht. Nicht 
einmal ein Zehntel der Gemeinden und 
StÄdte in Nordrhein-Westfalen sind  
jedoch innerhalb eines Jahres mit einem 
offiziellen BÜrgerbegehren in BerÜhrung 
gekommen. Au¿erdem wurden knapp 
30% dieser BÜrgerbegehren fÜr 
unzulÄssig erklÄrt. Die tatsÄchliche 
Anzahl von BÜrgerentscheiden aufgrund 
von BÜrgerbegehren lag in NRW fÜr den 
identischen Zeitraum bei 92. Diese 
fallende Tendenz im Vergleich zu den 
BÜrgerbegehren ergibt bei den 
BÜrgerentscheiden eine Auslastungsquo-
te fÜr alle Kommunen (= 396) von 3% 
pro Jahr. Mit anderen Worten: 
Durchschnittlich knapp 3% der 
Kommunen haben in Nordrhein-
Westfalen bisher pro Jahr einen 
BÜrgerentscheid durchgefÜhrt. Etwas 
unter 40% der BÜrgerentscheide waren 
dabei in Nordrhein-Westfalen im Sinne 
der BÜrgerbegehren erfolgreich. Ihr Ziel 
verfehlten allerdings ein Viertel der 
Entscheide in NRW schon deswegen, weil 
die Mehrheit nicht mindestens 20% (bis 
MÄrz 2000 25%) der Abstim-
mungsberechtigten ausmachte. Wie eine 

empirische Untersuchung zeigte,39 ist 
das Abstimmungsquorum bzw. die zur 
Wahl eines Sachverhaltes erforderliche 
Zahl von WÄhlern, neben dem Themen-
Negativkatalog und dem Zwang eines 
Vorschlags zur Kosten-deckung, eine 
beachtliche „institutionelle HÜrde“ bei 
der Realisierung eines BÜrgerbegehrens 
bzw. eines BÜrgerentscheids.  
 
2. Die Themen 
 
Die konkreten Formen der Institu-
tionalisierung von BÜrgerbegehren und 
BÜrgerentscheid machen deutlich, dass 
sie nur eine ErgÄnzung der reprÄ-
sentativen Verfassungsnormen darstel-
len und die kommunale Ebene nicht 
durch plebiszitÄre Entscheidungen re-
giert werden kann. Die verschiedenen 
und recht vielfÄltigen ZulÄssigkeits-
voraussetzungen machen das Partizipa-
tionsinstrument zu einem Ausnahme-
verfahren, wie der Forschungsstand in 
Nordrhein-Westfalen und in der Bundes-
republik Deutschland insgesamt bisher 
aussagt.  
 
Der lange Negativkatalog von Themen in 
� 26 Abs. 5 GO, der bestimmte 
BÜrgerentscheide ausschlie¿t bzw. 
Entscheidungen ausdrÜcklich dem Rat 
vorbehÄlt, fÜhrt in Nordrhein-Westfalen 
zur Verdichtung von zur Abstimmung 
stehenden Sachbereichen. Ein inhalt-
licher Schwerpunkt bei der Einbringung 
von BÜrgerbegehren liegt z.B. in der 
Thematisierung von Öffentlichen Einrich-
tungen, und zwar etwas Über 40%. 
Hierbei Überwiegen in erster Linie 
Begehren Über Schulen und Schwimm-
bÄder. Einen weiteren, nicht unerheb-

                                            
39 Kost, Demokratie von unten. 

Bürgerbegehren und Bürgerentscheide in 
NRW, Schwalbach/Ts. 2002 
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lichen Anteil, nehmen Verkehrsfragen ein 
(ca. 30%). Immerhin noch gut 15% der 
BÜrgerbegehren thematisieren verschie-
dene Bauvorhaben in der Kommune. Der 
Rest verteilt sich auf wenige spezifische 
kommunale Umwelt- und Wirtschafts-
themen. Damit wird der Ausnahme-
charakter der (begrenzten) Themenbe-
reiche fÜr BÜrgerbegehren deutlich. 
 
Dieser Trend setzt sich auch bei den 
tatsÄchlich realisierten BÜrgerentschei-
den fort, nachdem einige eingeleitete 
BÜrgerbegehren an bestimmten ZulÄs-
sigkeitsvoraussetzungen gescheitert wa-
ren. Zur Abstimmung kamen damit 
thematische Sachbereiche, die sich 
primÄr auf Öffentliche Einrichtungen in 
einer Gemeinde bezogen. ¼ber die HÄlfte 

der BÜrgerentscheide bezog sich bspw. 
auf Schul- und Schwimmbadthemen oder 
beschÄftigte sich mit dem Rathaus einer 
jeweiligen Kommune. Gut ein Drittel der 
Entscheide hatte im weiteren Sinne 
Planungsthemen (vor allem Verkehrs-
fragen, aber auch Hotel- und 
BÜrobauten) zum Inhalt. Der Anteil von 
Umweltthemen machte gerade 10% aus. 
Die BÜrger nutzen jedenfalls diese 
BeteiligungsmÖglichkeiten, auch wenn 
insgesamt das thematische Profil 
deutlich beschrÄnkt bleibt. Erschwerend 
kommt allerdings hinzu, dass neben dem 
ex ante formulierten Themennegativ-
katalog durch die Kommunalaufsicht 
formale ZulÄssigkeitsvoraus-setzungen 
eingefordert werden.      
 

 
 

Diagramm 1: Sachbereiche von BÜrgerentscheiden 
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3. Die HÜrden 
 
Die formalen bzw. rechtlichen 
ZulÄssigkeitsvoraussetzungen spielen bei 
der Einbringung eines BÜrgerbegehrens 
in Nordrhein-Westfalen durchaus eine 
gewichtige Rolle. Eine nicht unerhebliche 
Anzahl von BÜrgerbegehren scheitert 

nÄmlich schon wÄhrend der 
Antragsphase. Mehrere Rechtsstreitig-
keiten waren daher die Folge, wenn die 
Antragsteller eines Begehrens und die 
Über die ZulÄssigkeit befindenden RÄte 
unterschiedlicher Auffassung gewesen 
sind. So kommt in NRW folgendes 
Ergebnis zustande: 

 
 

Tabelle 1: (Rechtliche) Voraussetzungen des BÜrgerbegehrens 
 

 ZulÄssig UnzulÄssig ZurÜckgezogen 
BÜrgerbegehren 63% 31% 6% 

 
 
 



 43 

 
Damit sind immerhin noch knapp ein 
Drittel der BÜrgerbegehren durch die 
zustÄndige Kommunalaufsicht als unzu-
lÄssig erklÄrt worden. Insgesamt ist nicht 
auszuschlie¿en, dass auch mangelnde 
Erfahrungen mit dem Partizipations-
instrument BÜrgerbegehren noch eine 
relativ hohe UnzulÄssigkeitsquote begÜn-

stigen.  Die BegrÜndungen fÜr die Unzu-
lÄssigkeit eines BÜrgerbegehrens vertei-
len sich dabei recht unterschiedlich und 
bieten erste AufschlÜsse Über die 
ausschlie¿ende Gewichtung dieser 
„institutionellen HÜrden“. AufgeschlÜsselt 
nach Prozentzahlen ergibt sich folgendes 
Bild:   

 
 
Diagramm 2: Nicht erbrachte ZulÄssigkeitsvoraussetzungen (= 100% von 
unzulÄssigen BÜrgerbegehren) 
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Als ziemlich gravierend haben sich 
VerstÖ¿e gegen den Negativkatalog in 
� 26 Abs. 5 herausgestellt. Dabei 
haben sich die umfassend aufgefÜhrten 
UnzulÄssigkeitsmerkmale als das 
grÖ¿te Hindernis bei der korrekten 
Einbringung eines BÜrgerbegehrens 
erwiesen. So konnten aus verschie-
denen GrÜnden, wie der fehlenden 
ZustÄndigkeit der kommunalen Ebene, 
dem Versto¿ gegen die Bauleitplanung 
oder die kommunale Abgabenhoheit 
BÜrgerbegehren zurÜckgewiesen 
werden. Viele Sachbereiche, die den 
BÜrger sicher interessieren und ihn 
auch unmittelbar betreffen, sind seiner 
ZustÄndigkeit entzogen. Einige 
Rechtsstreitigkeiten zeugen davon, 
dass juristische Fragen noch zu klÄren 
sind und eindeutigere Inhaltsbestim-
mungen sinnvoll erscheinen. So wurde 
Kritik bei einigen Befragten laut, die 
juristische Konkretisierungen anmahn-
ten (z.B. gesetzliche Integration der 
Briefwahl oder klarere Bestimmungen 
zu Schulfragen - siehe Urteil des 
Oberverwaltungsgerichts (OVG) MÜn-
ster Über Gesamtschulen). Ein weitere 
Alternative wÄre natÜrlich die inhalt-
liche EinschrÄnkung des Negativkata-
logs.  
 
Auch das Fehlen eines ausreichenden 
Kostendeckungsvorschlages spielt eine 
nicht unwesentliche Rolle bei der 
ZurÜckweisung von BÜrgerbegehren, 
wie ein Blick auf Diagramm 2 verrÄt. 
Gerade bei dem Erhalt von 
SchwimmbÄdern verlangte die 
Kommunalaufsicht schlÜssige Finanzie-
rungskonzepte, die nicht immer 
erbracht wurden. Der Gesetzgeber 
hatte aber in der Programmge-
staltungsphase Sorge dafÜr getragen, 
dass die geforderten Deckungsvor-
schlÄge nicht zu detailliert sein 
brauchen, um ein Begehren von 
vornherein zu unterbinden. Als relativ 
unbedeutend fÜr die UnzulÄssigkeit 
eines BÜrgerbegehrens hat sich die 
¼berschreitung der Einreichungsfrist, 
die Nichterreichung des Unterschriften-
quorums und vor allem die fehlende 
Benennung vertretungsberechtigter 
Personen erwiesen. Nur vereinzelt tra-
ten diese Formfehler auf. Eine grÖ¿ere 

HÜrde wird fÜr die Antragsteller auch 
zukÜnftig eher die BewÄltigung des 
Negativkatalogs und der Kosten-
deckungsvorschlÄge sein. Diese beiden 
Elemente haben sich bisher als die 
restriktivsten Faktoren bei den 
formalen UnzulÄssigkeitsmerkmalen 
erwiesen.  
 
In Baden-WÜrttemberg scheiterten im 
Zeitraum von 1976 bis 1992 fast ein 
Drittel der BÜrgerentscheide an der 
HÜrde des 30%-Abstimmungsquorums. 
¤hnlich wie in Baden-WÜrttemberg 
waren auch in Nordrhein-Westfalen seit 
EinfÜhrung dieses Partizipationsinstru-
ments gut ein Viertel der BÜrger-
entscheide am 25%- bzw. ab MÄrz 
2000 20%-Abstimmungsquorum (� 26 
Abs. 7 GO) gescheitert . So war das 
Quorum, neben dem Negativkatalog 
und dem Kostendeckungsvorschlag, 
eine nicht zu unterschÄtzende 
„institutionelle HÜrde“ bei der 
Realisierung eines BÜrgerbegehrens 
bzw. eines BÜrgerentscheids.  
 
4. Die Akteure 
 
FÜr die Initiatoren bzw. auch die 
UnterstÜtzer eines BÜrgerbegehrens 
kann ein erfolgreicher BÜrgerentscheid 
davon abhÄngen, ob ein funktio-
nierender Kommunikations- und 
Organisationsprozess vorausgesetzt 
werden kann, d.h. je stÄrker sich ein 
organisierter Akteur (z.B. Partei oder 
Verband) fÜr einen Sachverhalt in 
einem BÜrgerbegehren engagiert, 
desto grÖ¿er sind die Chancen fÜr eine 
erfolgreiche Durchsetzung. Offizielle 
Akteure mit Organisations- und 
Interessencharakter spielen daher in 
vielfÄltiger Weise bei BÜrgerbegehren 
und BÜrgerentscheiden eine wichtige 
Rolle. Im Zuge der Informations-
gewinnung und Ent-scheidungsfindung 
Über entsprechende Sachvoten kommt 
der Lokalpresse eine besondere 
Bedeutung zu. Meist erscheinen vor Ort 
ein oder zwei, selten mehr Örtliche 
Tageszeitungen, die das Meinungsbild 
der BÜrger  prÄgen bzw. beeinflussen 
kÖnnen. Eine weitgehend objektive 
Berichterstattung der lokalen Themen 
ist zwar die Regel, verhindert jedoch 
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nicht Partei- wie auch Einflussnahmen. 
Die Auswirkungen der lokalen Bericht-
erstattungen auf die Leserschaft lassen 
sich zwar nicht genau bestimmen, 
bieten aber wegen der rÄumlichen 
NÄhe und der TagesaktualitÄt ein 
gewisses Einflusspotenzial.40 Untersu-
chungen aus Baden-WÜrttemberg 
(Ardelt/Seeger 1977) ergaben sogar, 
dass durch die Positionen der 
Lokalpresse die Erfolge von 
BÜrgerbegehren determiniert werden. 
In NRW ist aber nach dem bisherigen 
Stand der Fakten nicht zu erkennen, 
dass die Positionen der Lokalpresse die 
Entscheidungsfindung Über zur Abstim-
mung stehenden Sachvoten wirklich 
determinieren. Hervorzuheben ist 
vielmehr das Überwiegende BemÜhen 
um eine neutrale Berichterstattung, die 
den Aspekt der Informationsgewinnung 
in den Mittelpunkt rÜckt.  
 
Auf der Basis der empirischen 
Untersuchung (Kost 2002) und auch 
nach Durchsicht von 186 
Zeitungsartikeln nahm die Lokalpresse 
zu den BÜrgerbegehren folgender-
ma¿en Stellung: In fast 60% der FÄlle 
berichtete die Lokalpresse weder posi-
tiv noch negativ Über die BÜrger-
begehren bzw. nahm eine neutrale 
Haltung ihnen gegenÜber ein. Immer-
hin knapp ein Drittel der Bericht-
erstattungen befÜrworteten das jewei-
lig thematisierte BÜrgerbegehren und 
nur ca. 9% der Berichte waren 
ablehnend verfasst. Das zeigt, neben 
der dominierenden objektiven Haltung 
der Lokalredaktionen, zumindest 
ansatzweise eine partizipationsfreund-
liche Grundeinstellung der Presse.  
 
Der Mitwirkung der Parteien an der 
politischen Willensbildung des Volkes 
vor Ort kommt ebenfalls eine gro¿e 

                                            
40 Die Thematisierungsforschung (agenda setting 

research) geht bspw. von der Hypothese aus, 
dass die Massenmedien die Bürger in einer 
demokratischen Gesellschaft nicht dazu 
zwingen können, was sie denken sollen, dass 
die Medien (auch Tageszeitungen) aber 
Einfluss darauf nehmen, worüber die Bürger 
nachdenken.  

Bedeutung zu.41 Die originÄren 
Parteimitglieder nehmen, bis auf 
wenige Ausnahmen, faktisch aus-
schlie¿lich Einfluss auf politische Ent-
scheidungen der Parteien im kommu-
nalen Umfeld. Auch in Nordrhein-
Westfalen zeigte sich, dass die 
Parteimitglieder/Parteien das BÜrger-
begehren fÜr sich entdeckt hatten bzw. 
diese Form der direkten BÜrger-
beteiligung initiierten und unterstÜtz-
ten. Ferner war zu beobachten, dass 
Ratsfraktionen, die sich in der 
Minderheit  befinden und von der 
Mehrheit Überstimmt werden, das 
Partizipationsinstrument BÜrgerbegeh-
ren verwendeten, um schlie¿lich ihre 
politischen Ziele „auf Umwegen“ 
durchzusetzen. Die Haltungen der 
Parteien variierten, je nach thema-
tischer Ausrichtung eines BÜrgerbe-
gehrens sowie den kommunalen Koali-
tionskonstellationen, zwischen Zustim-
mung, Ablehnung und NeutralitÄt. 
Durch ihre (zumeist funktionierenden) 
Organisationsstrukturen, die sie 
gegenÜber Einzelpersonen begÜnsti-
gen, konnten sie auch existierendes 
Konfliktpotential reduzieren und den 
Ausgang des BÜrgerbegehrens ihren 
Interessen entsprechend beeinflus-
sen.42  
 
Auch das Verhalten der 
Gemeindeverwaltung gegenÜber BÜr-
gerbegehren ist von nicht zu 
unterschÄtzender Relevanz,43 je 

                                            
41 Vgl. Art. 21 GG und das damit zu 

implizierende verfassungsmäßige kommunale 
Partizipationsrecht.  

42 Parteien nehmen neben der Funktion der 
Interessenartikulation auch die Funktion der 
Interessenaggregation bzw. -integration wahr.   

43 Die Praxis zeigt, dass im kommunalen 
Willensbildungsprozess von der 
Gemeindeverwaltung sehr viele Initiativen 
ausgehen. Die Mehrheit der Vorlagen und 
Anträge, die bspw. in den 
Kommunalvertretungen beraten und 
beschlossen werden, stammen aus der 
Verwaltung. Die direkten Einflussnahmen der 
Verwaltungsmitglieder auf die kommunalen 
„Freizeitpolitiker und -aktivisten“ bieten 
insbesondere über die Verwaltungsvorlagen 
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nachdem, welche Verwaltungsobliegen-
heiten berÜhrt werden bzw. wer die 
Initiatoren sind. So lie¿ sich folgendes 
Verhalten der Verwaltung beobachten: 
Je weniger ein BÜrgerbegehren mit 
Interesse und Zielsetzung der 
Verwaltung koinzidierte, desto mehr 
traten institutionelle Abwehrmecha-
nismen aus den Reihen der Verwaltung 
auf. Die Abwehrhaltung der Verwaltung 
konnte jedoch Überwunden werden, 
wenn die Initiatoren eines BÜrger-
begehrens in einer frÜhen Planungs-
phase den Dialog mit der Verwaltung 
suchten und somit der gemeinsame 
Informationsaustausch die Konsensbil-
dung  vergrÖ¿erte.  
 
5. Fazit 
 
Es hat sich gezeigt, dass die Effizienz 
bzw. die Wirksamkeit von BÜrger-
begehren sich nicht nur an Themen, 
HÜrden und Akteuren messen lÄsst. 
¼ber die unmittelbare BÜrgermit-
wirkung hinaus konnten in EinzelfÄllen 
Sachverhalte neu Überdacht und 
verhandelt werden, selbst wenn sie 
nicht den ZulÄssigkeitsvoraussetzung-
en entsprachen. Insgesamt gelangten 
Über 50 % der erfassten BÜrgerbe-
gehren zu einem Erfolg oder zumindest 
zu einem Teilerfolg. Aufgrund der 
„Bargaining-Prozesse“ konnten BÜrger-
begehren und BÜrgerentscheide damit 
auch eine integrative Wirkung entfalten 
und auf der Output-Seite des politi-
schen Systems etwas bewirken, wobei 
die direktdemokratische Politik in 
Nordrhein-Westfalen eher gering 
verÄndernde Bestrebungen bereits 
bestehender Politikinhalte aufwies. 
  
Die bisher aufgetretenen UnzulÄng-
lichkeiten der „Strukturen“ haben nicht 
dazu gefÜhrt, den demokratischen 
Fortschritt von BÜrgerbegehren und 
BÜrgerentscheid in Abrede zu stellen. 
Insgesamt wurden BÜrgerbegehren 
und BÜrgerentscheid, nicht zuletzt 
wegen der vorhandenen ZulÄssigkeits-

                                                             
ein erhebliches Steuerungspotential, das z.T. in 
dem Schlagwort „Expertokratie“ seinen 
Ausdruck findet. 

voraussetzungen, von den aktiven 
BÜrgern und Interessengruppen dosiert 
angewendet. Hin und wieder erinnerte 
diese Form der unmittelbaren BÜrger-
beteiligung die kommunalpolitisch 
Verantwortlichen daran, dass auch 
deren HandlungssouverÄnitÄt inhaltlich 
und zeitlich begrenzt ist und der 
BÜrgerstatus im Hinblick auf eine 
ausgeweitete Dimension von politischer 
Partizipation eine neue Einflussnahme 
gegen (mÖgliche) Uneinsichtigkeit und 
Ignoranz gewonnen hat. Eine 
„direktdemokratische Anreicherung“ 
durch das geschaffene institutionali-
sierte Partizipationsinstrument kommt 
jedoch blo¿ tendenziell zustande. 
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Hinweise und Anregungen 
fÜr die DurchfÜhrung von BÜrgerbegehren 

Dr. Andreas Paust, Informationsstelle BÜrgerbegehren 

 

Wer ein BÜrgerbegehren durchfÜhrt, 
mÖchte dabei erfolgreich sein, d.h. eine 
vom Gemeinderat beschlossene 
Ma¿nahme verhindern oder eine neue 
Ma¿nahme durchsetzen. Dieses Ziel 
kann auf verschiedene Weise erreicht 
werden:  

a) Bereits die glaubwÜrdige AnkÜn-
digung eines BÜrgerbegehrens kann 
in EinzelfÄllen den Gemeinderat 
Überzeugen. 

b) Die erfolgreiche Sammlung von 
Unterschriften kann manchmal den 
Gemeinderat umstimmen.  

c) Nach einem erfolgreichen BÜrger-
begehren kann der Gemeinderat 
das BÜrgerbegehren Übernehmen; 
oder die Vertretungsberechtigten 
und der Gemeinderat einigen sich 
auf einen Kompromiss.  

d) Die Vertretungsberechtigten gewin-
nen den BÜrgerentscheid. Das ist 
die hÄufigste Form, das Ziel eines 
BÜrgerbegehrens zu erreichen. 

 
Egal, auf welche Weise man sein Ziel 
letztendlich erreicht, immer sind eine 
gute Vorbereitung, genau geplantes 
Vorgehen und pfiffige Aktionen 
hilfreich.  
 
Das bedeutet nicht, dass ein 
BÜrgerbegehren automatisch erfolg-
reich ist, wenn nach dem Lehrbuch 
vorgegangen wird. Abgesehen davon, 
dass ein solches Lehrbuch nicht 
existiert, gibt es - wie immer, wenn es 
um Politik geht - bei BÜrgerbegehren 
und BÜrgerentscheid irrationale, 
unbeeinflussbare Faktoren, die alle 
BemÜhungen und sorgfÄltige Vorberei-
tungen zunichte machen kÖnnen. Wer 
sich aber an den nachfolgenden Tipps 
und Hinweisen  
 
 
 

 
 
 
orientiert, wei¿ immerhin, was bei 
einem BÜrgerbegehren und BÜrgerent-
scheid zu beachten ist. Auf rechtliche 
Fragestellungen und Besonderheiten 
der unterschiedlichen Regelungen in 
den Gemeindeordnungen wird an die-
ser Stelle nicht eingegangen. NÄheres 
dazu findet sich auf der Internetseite 
der Informationsstelle BÜrgerbegehren 
unter www.buergerbegehren.de. 
 
Ein BÜrgerbegehren kann nur in sehr 
kleinen Gemeinden alleine durchge-
fÜhrt werden. Zumindest fÜr die 
Unterschriftensammlung sind Mithel-
ferinnen und Mithelfer nÖtig. Das 
kÖnnen Freunde, Verwandte, Bekann-
te, Arbeitskollegen oder Nachbarn sein. 
Wer immer sich berufen fÜhlt, beim 
BÜrgerbegehren tatkrÄftig zu helfen, ist 
willkommen. 
 
Je grÖ¿er die Kommune ist, desto 
wichtiger ist es, BÜndnispartner fÜr 
das BÜrgerbegehren zu finden. Hierbei 
handelt es sich um dauerhafte 
Organisationen vor Ort, die sich dem 
Ziel des BÜrgerbegehrens anschlie¿en 
und es unterstÜtzen. BÜndnispartner 
kÖnnen BÜrgerinitiativen, Heimatverei-
ne, UmweltverbÄnde, Kirchen, Gewerk-
schaften und Parteien sein. 
 
Hilfreich kann es bereits sein, wenn 
bekannte Organisationen ihren Namen 
als UnterstÜtzer des BÜrgerbegehrens 
zur VerfÜgung stellen, ohne selbst an 
dessen DurchfÜhrung mitzuwirken. 
Besser ist es natÜrlich, wenn sie 
Mithelfer fÜr die Unterschriften-
sammlung stellen, ihre Infrastruktur 
fÜr die Anfertigung und Verteilung von 
FlugblÄttern und Unterschriftenlisten 
zur VerfÜgung stellen, das BÜrger-
begehren durch Sach- und Geld-
spenden unterstÜtzen oder – wenn es 
sich um Parteien und Fraktionen 
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handelt - Sprachrohr des BÜrgerbegeh-
rens in den politischen Gremien sind.  
 
Alle Gemeindeordnungen schreiben 
vor, dass bis zu drei Vertretungs-
berechtigte fÜr ein BÜrgerbegehren 
verantwortlich sein mÜssen. In einigen 
BundeslÄndern kÖnnen auch Vertreter 
benannt werden. Diese Zahl sollte man 
unbedingt ausschÖpfen. Die Vertre-
tungsberechtigten kÖnnen aus dem 
Kreis der BÜndnispartner kommen, es 
kÖnnen aber auch Prominente aus dem 
Ort sein. Ob kommunalpolitisch aktive 
BÜrger dazu gehÖren, muss im 
Einzelfall entschieden werden. Wichtig 
ist, dass die Vertretungsberechtigten 
kooperativ zusammen arbeiten und 
eloquent in der ¶ffentlichkeit auftreten 
kÖnnen. Denn sie sind die 
Ansprechpartner fÜr die Medien, die 
Sprecher in den Gremien und mÖg-
licherweise die ProzessbevollmÄchtig-
ten, wenn es zu einer Gerichtsver-
handlung kommen sollte. Wichtig: die 
Vertretungsberechtigten mÜssen auf 
jeder Unterschriftenliste genannt 
werden. 
 
Sinnvollerweise stellt man das 
BÜrgerbegehren unter ein klares und 
verstÄndliches Motto. Dieses wird 
dann auf Handzetteln, Plakaten, 
Aufklebern etc. immer wieder verwen-
det, damit es sich einprÄgt. Das Motto 
kann, muss aber nicht der 
Fragestellung des BÜrgerbegehrens 
entsprechen. Entscheidend ist, dass in 
wenigen Worten das Ziel des 
Begehrens benannt wird. 
 
Wer auf die Hilfe eines Grafikers 
zurÜckgreifen kann, sollte sich ein 
Logo anfertigen lassen. Dieses kann, 
zusammen mit dem Motto, auf allen 
VerÖffentlichungen angebracht werden 
und eignet sich gut als Aufkleber oder 
als BÜgelfolie fÜr T-Shirts. 
 
Jedes BÜrgerbegehren kostet Geld. Es 
gibt keinerlei Erstattung von Seiten der 
Kommune an die Organisatoren. 
Deshalb ist die Spendeneinwerbung 
unverzichtbar. Hilfreich ist es, wenn die 
Ausstellung einer Spendenquittung 
sichergestellt werden kann. Das geht 

am einfachsten, indem ein 
gemeinnÜtziger Verein als UnterstÜtzer 
auftritt. ¼ber diesen kÖnnen dann die 
Einnahmen und Ausgaben abgewickelt 
werden. Steht ein solcher Verein nicht 
zur VerfÜgung, ist bei einem Örtlichen 
Kreditinstitut ein Sonderkonto zu er-
Öffnen. Die drei Vertretungsberechtig-
ten kÖnnen – jeder fÜr sich oder auch 
gemeinschaftlich - die Zeichnungsbe-
rechtigten sein. Auf jeder VerÖffent-
lichung des BÜrgerbegehrens ist dann 
ein Spendenaufruf unter Angabe der 
Kontonummer anzugeben.  
 
Das ma¿gebliche Dokument eines 
BÜrgerbegehrens ist die Unterschrif-
tenliste. Bei ihrer Anfertigung ist 
hÖchst sorgfÄltig vorzugehen, denn 
schon ein kleiner Fehler kann das 
Begehren unzulÄssig machen – und 
wochenlange Unterschriftensammlung-
en waren umsonst.  
 
Die Unterschriftenliste fÜr ein 
BÜrgerbegehren muss enthalten 
• eine Frage  
• eine BegrÜndung 
• einen Finanzierungsvorschlag 

(au¿er in Bayern) 
• die Namen der 

Vertretungsberechtigten 
• Spalten fÜr Name | Vorname | 

Stra¿e/Hausnummer | Postleitzahl | 
Ort (sollte schon eingedruckt sein) 
| Geburtsdatum | Unterschrift 

Fehlt einer dieser Punkte, ist das 
Begehren unzulÄssig. 
 
Die Frage muss unmissverstÄndlich, 
eindeutig und hinreichend bestimmt 
sein. Sie muss mit einem klaren "Ja" 
oder "Nein" zu beantworten sein 
(Achtung: in Brandenburg, Nieder-
sachsen, Sachsen-Anhalt, ThÜringen 
muss die Frage mit „Ja“ zu 
beantworten sein). Die Frage muss 
nicht unbedingt eine grammatikalische 
Frage sein (also mit einem Frage-
zeichen enden), es kann auch eine 
Aussagesatz sein. Die Frage kann auch 
aus mehreren SÄtze bestehen, sofern 
diese sich nicht widersprechen.  
 
Bei der BegrÜndung darf es keine 
offensichtlichen Falschaussagen geben. 
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Es sollte nur das angegeben werden, 
was durch Fakten belegbar ist. Dabei 
ist natÜrlich klar, dass die Richtigkeit 
der BegrÜndung politisch umstritten 
ist.  
 
Au¿er in Bayern muss das 
BÜrgerbegehren einen Kostendek-
kungsvorschlag, d.h. einen „nach den 
gesetzlichen Bestimmungen durchfÜhr-
baren Vorschlag fÜr die Deckung der 
Kosten der verlangten Ma¿nahme“ (� 
26, Abs. 2 GO NW) enthalten. Das 
bedeutet, es mÜssen Angaben Über 
Herstellungs- und Anschaffungskosten 
und Über die Betriebs- und Folgekosten 
gemacht werden. Das gilt natÜrlich 
nur, wenn das BÜrgerbegehren etwas 
fordert, das wirklich Geld kostet (z.B. 
ein Schwimmbad, eine BÜcherei, eine 
KindertagesstÄtte). Wenn mit einem 
BÜrgerbegehren eine Ma¿nahme ver-
hindert werden soll, die der Kommune 
Einnahmen verschafft (z.B. der Verkauf 
einer stÄdtischen Gesellschaft), muss 
es auch hierfÜr einen Kostendeckungs-
vorschlag geben (es muss also quasi 
eine Ersatzeinnahmequelle genannt 
werden) – aber nur dann, wenn die 
Einnahmeerwartung der Kommune 
wirklich realistisch ist und bereits 
beziffert werden kann (z.B. durch einen 
Vertrag oder einen Veranschlagung im 
Haushaltsplan).  
 
Neben diesen Mindestvoraussetzungen 
sollte die Unterschriftenliste enthalten: 
• den Hinweis: „Unterschriftenliste 

bitte kopieren und weiterverteilen“, 
• den Hinweis, dass die RÜckgabe der 

Unterschriftenlisten bis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt an eine 
bestimmte Adresse erfolgen soll, 

• eine zusÄtzliche Spalte „fÜr 
amtliche Vermerke“, 

• einen Spendenaufruf mit Angabe 
der Kontoverbindung, 

• die Internetadresse der Initiative. 
Fehlen diese Angaben, hat das keiner-
lei Auswirkungen auf die rechtliche 
ZulÄssigkeit des BÜrgerbegehrens, 
mÖgli-cherweise aber auf den Erfolg 
bei der Unterschriftensammlung. 
 
Schlie¿lich ist anzustreben, dass die 
Unterschriftenliste ansprechend ge-

staltet ist. Sie sollte nicht zu Überladen 
wirken, der Text muss lesbar und die 
Felder fÜr die Unterschriften und die 
sonstigen Angaben ausreichend gro¿ 
sein. Besser ist es, man stellt wenige 
Unterschriftenzeilen zur VerfÜgung und 
druckt dafÜr den Übrigen Text ausrei-
chend gro¿ ab als umgekehrt. 
 
Wichtig ist: alles, was oben genannt 
wurde, sollte auf eine Seite abgedruckt 
werden und die Unterschriftenlisten 
mÜssen alle identisch sein. 
 
Ein BÜrgerbegehren ist zunÄchst nichts 
anderes als eine qualifizierte Unter-
schriftensammlung. Auf den Listen 
muss mindestens die in den 
Gemeindeordnungen genannte Zahl 
von BÜrgerinnen und BÜrgern unter-
schreiben. Kinder, BÜrger aus anderen 
StÄdten und Nicht-EU-AuslÄnder dÜrfen 
sich nicht eintragen bzw. werden bei 
der AuszÄhlung nicht mitgezÄhlt. 
ErfahrungsgemÄ¿ kÖnnen im Extremfall 
bis zu 20% der gesammelten Unter-
schriften ungÜltig sein, da es Mehrfach-
eintragungen gibt, oder Menschen 
unterschreiben, die das aus den oben 
genannten GrÜnden nicht dÜrfen. 
Deshalb mÜssen unbedingt mehr 
Unterschriften gesammelt werden, als 
die Gemeindeordnungen vorschreiben.  
 
Die Art der Unterschriftensammlung ist 
frei. Die Übliche Form der Sammlung 
ist der Infostand, der am Samstag in 
der Fu¿gÄngerzone oder auf dem 
Marktplatz aufgestellt wird. Sinnvoller-
weise finden dabei besonderen Ak-
tionsformen statt, mit denen die Auf-
merksamkeit auf den Stand und die 
Unterschriftensammlung gelenkt wird, 
wie z.B. eine Bodenzeitung. Ge-
sammelt werden kann auch bei Haus- 
und Wohnungsbesuchen, Stra¿en-
festen, auf MÄrkten, bei Sportveran-
staltungen, vor Öffentlichen GebÄuden 
mit Publikumsverkehr und - wenn es 
der Pfarrer erlaubt - vor Kirchen. In 
allen FÄllen ist freundliches und 
hÖfliches Auftreten wichtig. Zeigt 
jemand besonderes Interesse an dem 
BÜrgerbegehren, sollte man sich nicht 
scheuen, ihn als Mithelfer zu werben. 
DarÜber hinaus kÖnnen Unterschriften 
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mit Zustimmung der Inhaber in 
GeschÄften, Apotheken, Arztpraxen, 
Tankstellen und bei Friseuren ausge-
legt werden. Wer genug finanzielle 
Mittel hat, kann die Unterschriftenliste 
auch als Zeitungsanzeige oder 
Zeitungsbeilage verÖffentlichen. 
Schlie¿lich sollte die Liste auf der 
Internetseite der Initiative zum 
download bereit stehen. 
 
Um die BÜrgerinnen und BÜrger vom 
Anliegen des BÜrgerbegehrens zu 
Überzeugen und zur Abgabe ihrer Un-
terschrift zu bewegen, sollten 
vielfÄltige Formen der ¶ffentlich-
keitsarbeit ergriffen werden. Zu 
denken ist an die Anfertigung von 
Handzetteln und Argumentations-
papieren, die am Infotisch ausliegen 
bzw. bei den Hausbesuchen bereit 
gehalten werden. Es kÖnnen auch 
Veranstaltungen, wie Podiumsdiskus-
sionen, Demonstrationen, Kundge-
bungen, Mahnwachen, Feste durch-
gefÜhrt oder Wettbewerbe abgehalten 
werden. Nicht zu vergessen ist die 
InternetprÄsenz, auf der Unter-
schriftenlisten, Termine, Argumenta-
tionstexte, Plakate, FlugblÄtter, 
Pressemitteilungen und Fotos verÖf-
fentlicht werden. 
 
Jedes BÜrgerbegehren sollte durch 
intensive Pressearbeit begleitet 
werden. Mit den Lokalredakteuren ist 
persÖnlich Kontakt aufzunehmen, um 
sie soweit wie mÖglich vom Anliegen 
des BÜrgerbegehrens zu Überzeugen. 
GrundsÄtzlich sind Journalisten immer 
an der Berichterstattung Über BÜrger-
begehren interessiert. Jeder Ver-
fahrensschritt (AnkÜndigung des 
BÜrgerbegehrens, Beginn der Unter-
schriftensammlung, Meldungen Über 
die Zahl der gesammelten Unter-
schriften, besondere Aktionsformen 
etc.) sollte daher durch eine Medien-
/Pressemitteilung, ggfls. durch eine 
Pressekonferenz, bekannt gemacht 
werden. UnabhÄngig davon kÖnnen die 
Vertretungsberechtigten und ihre Mit-
helfer/BÜndnispartner bei jeder sich 
bietenden Gelegenheit Leserbriefe 
schreiben und – wenn die finanziellen 
Mittel es erlauben – Anzeigen schalten. 

Zu jedem BÜrgerbegehren gehÖrt auch 
politische Lobbyarbeit. Wenn sich ein 
BÜrgerbegehren gegen einen bestimm-
ten Gemeinderatsbeschluss richtet, 
gibt es fast immer Kommunalpolitiker, 
die von dem Anliegen des BÜrgerbe-
gehrens Überzeugt werden kÖnnen. Es 
sind dies diejenigen, die gegen den 
Gemeinderatsbeschluss gestimmt ha-
ben oder in ihrer Fraktion unterlegen 
sind. Man sollte versuchen, sie als 
Sprachrohr in den politischen Gremien 
zu gewinnen oder Über sie Informa-
tionen aus den Gremien zu erhalten. 
Auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Stadt-/Gemeindeverwaltung unter-
stÜtzen mitunter (heimlich) ein BÜrger-
begehren. ¼ber sie kÖnnen die Organi-
satoren Verwaltungsinterna erfahren, 
die bei der Kampagne hilfreich sind. 
 
Wenn der Termin des BÜrgerentscheids 
anberaumt ist, muss es darum gehen,  
a) so viele BÜrgerinnen und BÜrger 

wie mÖglich zur Stimmabgabe zu 
motivieren, 

b) die BÜrgerinnen und BÜrger in die 
Abstimmungslokale zu bekommen, 

c) die Abstimmenden davon zu 
Überzeugen, im Sinne des 
BÜrgerbegehrens zu stimmen, 

d) den Abstimmenden verdeutlichen, 
wo sie richtigerweise ihr Kreuz 
machen. 

 
Um die BÜrgerinnen und BÜrger zur 
Stimmabgabe zu motivieren, sind 
die gleichen Ma¿nahmen denkbar, die 
oben bereits unter „¶ffentlichkeits-
arbeit“ und „Pressearbeit“ beschrieben 
wurden. ZusÄtzlich sollten Plakate 
aufgestellt und Handzettel in die Haus-
halte verteilt werden. Bei Volksfesten 
kann auf Bierdeckeln fÜr die 
Stimmabgabe geworben werden. Wer 
die nÖtigen Finanzmittel zur VerfÜgung 
hat, kann Werbespots im Lokalradio 
oder im Lokalfernsehen schalten. 
 
Um die BÜrgerinnen und BÜrger in die 
Abstimmungslokale zu bekommen, 
sollten sie durch selbst gefertigte 
Abstimmungsbenachrichtigungen, 
die in die Haushalte verteilt werden, 
zur Stimmabgabe angehalten werden. 
Dabei ist anzugeben, ob und wie per 
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Briefwahl abgestimmt werden kann, wo 
sich die Stimmlokale befinden und vor 
allem an welcher Stelle das Kreuz zu 
machen ist. Letzteres ist dann 
besonders wichtig, wenn die Fragestel-
lung des BÜrgerbegehrens unklar und 
verwirrend ist.  

Vielfach wird die Zahl der 
Abstimmungslokale gegenÜber der 
Zahl der Wahllokale reduziert. Das 
kann dazu fÜhren, dass Stimmbe-
rechtigte vor ihrem Üblichen Wahllokal 
stehen und dieses ist gar nicht 
geÖffnet. Damit sie dann nicht 
unverrichteter Dinge wieder nach 
Hause gehen, sollte ihnen durch 
Ausschilderung der Abstimmungs-
lokale den richtigen Weg gewiesen 
werden.  

 
Parteien bieten seit vielen Jahren 
Fahrdienste an, bei den sie 
WÄhlerinnen und WÄhler zu den 
Wahllokalen zu fahren. Diesen Service, 
der sich insbesondere an Ältere und 
behinderte Abstimmungsberechtigte 
richtet, sollten auch die Organisatoren 
eines BÜrgerbegehrens anbieten. Dazu 
ist in Anzeigen, auf Publikationen und 
den selbst gefertigten Abstimmungsbe-
nachrichtigungen eine zentrale Telefon-
nummer zu nennen. Es ist darauf zu 
achten, dann nur jemand mit eine 
ausreichenden Versicherung diese 
Menschen transportiert. WÄhrend der 
Autofahrt kann natÜrlich mit dem 
Fahrgast Über das Abstimmungsthema 
diskutiert und dadurch vielleicht das 
Abstimmungsverhalten beeinflusst wer-
den. 
 
Was fÜr Parteien die Wahlpartys sind, 
sollte fÜr Organisatoren eines 
BÜrgerbegehrens die Abstimmungs-
party sein. Egal wie der BÜrgerent-
scheid ausgeht, die monatelange Kam-
pagne hat viel Arbeit gemacht und der 
Erfolg, es bis zum BÜrgerentscheid 
geschafft und diesen vielleicht gar 
gewonnen zu haben, ist Anlass genug, 
jetzt ausgelassen zu feiern. 
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Dieser Text ist die Kurzfassung eines Vortrags im Rahmen der Tagung„BÜrgermacht 
vor Ort – Demokratie in den Kommunen“ am 3. Juli 2004 auf Schloss Buchenau in 
Eiterfeld/Hessen. 
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Planungszelle, BÜrgerhaushalt, Mediation. 
Andere Verfahren der BÜrgerbeteiligung und 
ihr Zusammenspiel mit BÜrgerbegehren und 

BÜrgerentscheid 
 

Adrian Reinert, Stiftung MITARBEIT, 
Volker Mittendorf, UniversitÄt Marburg 

 
 
I. BÜrger(innen)beteiligung: 
Wunsch und Wirklichkeit 
 
Einmischung notwendig 
 
1. Eine Demokratie ist nur lebendig, 
wenn sich viele BÜrgerinnen und 
BÜrger aktiv engagieren und 
einmischen. Zugleich kann durch 
aktive Mitwirkung der BÜrgerinnen 
und BÜrger die QualitÄt von 
Entscheidungen verbessert werden. 
BÜrger(innen)beteiligung ist eine 
Ressource.  
 
Drei Wege zur Beteiligung 
 
2. FÜr BÜrger, die sich beteiligen 
wollen, ohne gleich Parteikarriere zu 
machen, gibt es den traditionellen 
Weg Über Planauslegung, AnhÖrung, 
ErÖrterungstermine, BÜrgerver-
sammlungen usw. und in den 
vergangenen 10 Jahren mit BÜrger-
begehren und BÜrgerentscheid einen 
neuen Weg der Beteiligung. Beide 
haben jedoch bestimmte Nachteile, 
denen durch neuere Formen der 
Beteiligung begegnet werden kann. 
 
Traditionelle BÜrger(innen)be-
teiligung ist oft oberflÄchlich ... 
 
3. Das klassische Instrumentarium 
der Planauslegung, AnhÖrung, 
ErÖrterungstermine, BÜrgerver-
sammlungen usw. ist elementar und 
weiterhin unverzichtbar. Es weist oft 
aber eine Reihe von Defiziten auf. 
Abgesehen davon, dass die Betei-
ligung vielfach nur auf geringe 
Resonanz stÖ¿t und oberflÄchlich 
erfolgt, ist sie .... 
 

... sozial selektiv 
 
4. Es beteiligen sich vornehmlich 
organisierte Interessen und sozial-
aktive Minderheiten. Dabei dominie-
ren Hochausgebildete, AngehÖrige 
hÖherer beruflicher Positionen, MÄn-
ner in mittleren JahrgÄngen, der 
Öffentliche Dienst. Schwach vertre-
ten sind hingegen auslÄndische 
MitbÜrger/innen, Jugendliche, Frau-
en, Ältere Arbeitnehmer, Behinderte 
sowie untere Einkommensschichten.  
 
Zeitliche Probleme 
 
5. Selbst wenn sie persÖnlich 
interessiert sind, fehlen vielen 
BÜrgerinnen und BÜrgern ganz 
einfach die zeitlichen MÖglichkeiten, 
um sich zu beteiligen bzw. die dafÜr 
notwendigen Informationen zu 
beschaffen. (Besonders zeitlich be-
nachteiligt: Alleinerziehende Eltern 
von Kleinkindern; Schichtarbei-
tende). Zudem steht BÜrger(innen)-
beteiligung in Konkurrenz mit vielen 
anderen MÖglichkeiten, freie Zeit zu 
verwenden.   
 
BÜrger(innen)beteiligung erfolgt 
vielfach zu spÄt 
 
6. Interesse und Engagement 
entstehen vor allem bei persÖnlicher 
Betroffenheit. Nicht selten sind 
Entscheidungsprozesse dann jedoch 
schon so weit fortgeschritten, dass 
die MÖglichkeiten zur Einflussnahme 
nur noch begrenzt sind.   
 
... oder ist nicht gewollt 
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7. In manchen FÄllen werden 
traditionelle BeteiligungsmÖglichkei-
ten von den Verwaltungen nur als 
Pflicht aufgefasst. Alternativen 
werden nicht wirklich erÖrtert, 
oftmals hÖrt man das Argument: „... 
dazu gibt es keine Alternative“. Im 
Effekt fÜhlen sich BÜrger in ihrem 
Engagement nicht ernst genommen. 
 
BÜrgerbegehren zeigen oft 
Konflikte... 
 
8. BÜrgerbegehren werden in der 
Vergangenheit immer wieder einge-
leitet, wenn Konflikte in Parlament 
und Verwaltung nicht aufegriffen 
werden oder BÜrger den Eindruck 
haben, dass  Gegenargumente nicht 
hinreichend  erÖrtert werden. Von 
den Verwaltungen wird diese Form 
des Engagements nicht immer als 
Ressource begriffen.  
 
... lÖsen sie aber nicht immer 
 
9. Gerade bei grÖ¿eren Konflikten 
fangen Probleme nach einem BÜrger-
entscheid erst an: Die Umsetzung 
der Ma¿nahmen wird verzÖgert, 
Sperrfristen werden abgewartet, um 
die Entscheidung danach wieder 
aufzuheben. 
 
Tendenz zur Segmentierung 
 
10. In unserer Gesellschaft besteht 
eine erkennbare Tendenz zum Sich-
Voneinander-Abschotten (Segmen-
tierung). Es wird MeinungsbestÄ-
tigung statt Meinungsaustausch 
gesucht. Auch in BÜrgerentscheiden 
bringen in der Regel nur die 
Argumente in die ¶ffentlichkeit, 
dienen aber oft beiden Seiten dazu, 
die eigene Meinung zu bestÄtigen 
und nicht alle Argumente der 
Gegenseite ernst zu nehmen. Mit 
oder ohne BÜrgerbegehren bieten 
sich in vielen FÄllen neuere 
Beteiligungsformen an, um mit ande-
ren in Dialog zu treten. 
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II. AusgewÄhlte neue 
Beteiligungsverfahren im 
¼berblick  
 
 
BÜrger(innen)beteiligung als 
kommunikativer Prozess 
 
11. Um die angefÜhrten 
Partizipationsprobleme zu vermin-
dern und die QualitÄt von BÜr-
ger(innen)beteiligung zu verbessern, 
sind in den letzten Jahren eine Reihe 
von zumeist projektorientierten 
AnsÄtzen erprobt worden, denen 
gemeinsam ist, dass BÜrger(innen)-
beteiligung nicht als formaler Akt, 
sondern als kommunikativer Prozess 
verstanden wird. 
 
Unterschiedliche 
Akzentuierungen 
 
12. Je nach Akzentuierung zielen sie 
schwerpunktmÄ¿ig auf den Ausgleich 
divergierender Interessen (z. B. 
Runder Tisch, Mediation, Forum, 
Zukunftskonferenz), die bessere 
Vertretung bisher unzureichend 
beteiligter Interessen (z. B. An-
waltsplanung, Interessenbeauftrag-
te), die Aktivierung im Stadtteil (z. 
B. Gemeinwesenarbeit, Planning for 
real, BÜrgerbÜro), die Entwicklung 
von KreativitÄt und Kompetenz (z. B. 
Zukunftswerkstatt, Open Space), die 
Beteiligung besonderer Zielgruppen 
(z. B. Frauen-Workshops, Kinder- 
und Jugendparlamente) oder eine 
mÖglichst reprÄsentative Beteiligung 
der BevÖlkerung (Planungszelle/BÜr-
gergutachten). Ganz neue Beteili-
gungswege erÖffnet darÜber hinaus 
auch das Internet. 
 
Mediation/Runder Tisch 
 
13. Mediator(inn)en fÜhren anders 
als Richter(innen), Schlichter(innen), 
Schiedsleute keinen Urteilsspruch 
oder Kompromissherbei, sondern 
schaffen die Voraussetzungen fÜr 
einen KlÄrungsprozess, in dem die 
Konfliktparteien miteinander verhan-
deln, um zu einer fÜr alle Seiten 
wenigstens hinnehmbaren LÖsung zu 

kommen. Angestrebt wird ein dis-
kursiver statt positioneller Ver-
handlungsstil. MediationsÄhnliche 
Verfahren haben in der Bundes-
republik wÄhrend der letzten Jahre 
auch in Form von sog. Runden 
Tischen, Stadt- und Verkehrsforen 
etc. grÖ¿ere Verbreitung gefunden.  
 
Zukunftskonferenz 
 
14. Bei der Zukunftskonferenz 
versammeln sich ein bis zweieinhalb 
Tage lang (30 bis 2) von einem 
Problem betroffene oder 
unterschiedliche BevÖlkerungsgrup-
pen vertretende Personen, um zu 
gemeinsamen Visionen und zur 
Erarbeitung von Ma¿nahmenplÄnen 
zu kommen. In fÜnf Schritten 
werden in Kleingruppen zunÄchst 
bestehende Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten ermittelt und b) 
mÖgliche externe - positive wie 
negative - Trends bewertet, dann c) 
Zukunftsideen entwickelt, d) 
Gemeinsamkeiten herausgearbeitet 
und dann e) konkrete Ma¿nahmen 
zur Umsetzung geplant.   
 
Gemeinwesenarbeit 
(Aktivierende Befragung) 
 
15. Durch aufsuchende Arbeit 
(Hausbesuche, Jugendtreffpunkte) 
versucht die Gemeinwesenarbeit, 
BÜrger(innen) zum Engagement 
anzuregen. Wichtiges Hilfsmittel ist 
die sog. aktivierende Befragung. 
ZunÄchst werden die WÜnsche und 
BedÜrfnisse ermittelt, dann gemein-
same Prioritierungen vorgenommen 
und schlie¿lich konkrete Umset-
zungsschritte erarbeitet. Eine Son-
derform der aktivierenden Befra-
gung ist auch Planning for Real.  
 
Planning for Real 
 
16. Planning for real ist ein in 
Gro¿britannien entwickeltes Be-
teiligungsverfahren, das in Berlin-
Wedding erfolgreich ausprobiert 
worden ist. Es wird ein transpor-
tables (Papp-) Modell des Stadtteiles 
hergestellt und an vielen Orten 
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(Kneipen, Stra¿enbahnen, U-Bahnen 
usw.) gezeigt, um BÜrger(innen) 
miteinander ins GesprÄch zu bringen. 
Daraus entwickeln sich 
VerÄnderungsvorschlÄge und neue 
Formen nachbarschaftlicher AktivitÄt. 
 
Zielgruppenworkshops 
 
17. FÜr bestimmte Zielgruppen 
werden zu spezifischen Themen 
Workshops angeboten, um ihnen 
Gelegenheit zu geben, sich erst 
einmal in der eigenen Bezugsgruppe 
Über Ziele und Inhalte von 
Planungen zu verstÄndigen. Beispiele 
etwa sind Workshops fÜr Frauen zum 
Thema "Frauenfreundliche Planung", 
"Frauenfreundlicher ¶PNV" oder 
ZukunftswerkstÄtten mit Kindern/Ju-
gendlichen.  
 
Zukunftswerkstatt 
 
18. Zukunftswerkstatt ist eine 
ma¿geblich von Robert Jungk 
entwickelte Arbeitsform, um in 
Gruppen gemeinsam Ideen zu 
entwickeln und MÖglichkeiten ihrer 
praktischen Umsetzung zu erarbei-
ten. In der (1) Kritikphase erfolgt 
eine Bestandsaufnahme von Pro-
blemen und MÄngeln in einem 
Bereich. Diese werden anschlie¿end 
nach Bedeutung gewichtet. Die (2) 
Ideen- und Phantasiephase dient der 
Vorstellung von VorschlÄgen und 
TrÄumen, wie es anders sein kÖnnte. 
In der (3) Umsetzungs- oder 
Verwirklichungsphase geht es 
schlie¿lich darum, Wege und 
MÖglichkeiten zu finden, wie diese 
Ideen am besten realisiert werden 
kÖnnen. 
 
Open Space 
 
19. Open Space ist eine in den USA 
entstandene Versammlungstechnik. 
Statt feste Programmstrukturen 
vorzugeben, kommen die Teil-
nehmenden zu Beginn zusammen, 
um die Themen und Punkte zu 
benennen und aufzuschreiben, die 
fÜr sie hÖchste AktualitÄt haben und 
die sie persÖnlich gerne behandeln 

mÖchten. Danach bilden sie in 
wechselnder Zusammensetzung nach 
Neigung und Interesse Kleingruppen. 
Die Ergebnisse der einzelnen 
Gruppen werden protokolliert. In 
einer Schlussrunde kÖnnen dann 
Ma¿nahmen und PrioritÄten zur 
Umsetzung vereinbart werden. 
 
BÜrgergutachten/Planungszelle 
 
20. Das Modell Planungszelle wurde 
von dem Wuppertaler Soziologie-
professor Peter C. Dienel entwickelt. 
Eine Planungszelle ist eine Gruppe 
von ca. 25 im Zufallsverfahren 
ausgewÄhlten BÜrgerinnen und 
BÜrgern, die fÜr ca. eine Woche von 
ihren arbeitsalltÄglichen 
Verpflichtungen freigestellt werden, 
um in Gruppen LÖsungsvorschlÄge 
fÜr ein vorgegebenes Planungs-
problem zu erarbeiten. Die Ergeb-
nisse ihrer Beratungen werden in 
einem sog. BÜrgergutachten zusam-
mengefasst.  
 
Beteiligung via Internet 
 
21. Via Internet kÖnnen BÜrgerinnen 
und BÜrger sich aktiv an 
Planungsprozessen beteiligen. Neben 
Beratungen und Abstimmungen zu 
ganz konkreten Planungsprojekten 
(Beispiel: Verkehrsberuhigung im 
Bremer Stadtteil Horn-Lehe) kÖnnen 
sog. BÜrgerpanels aus einem festen 
Kern von z. B. 500 bis 1.000 
BÜrgerinnen und BÜrgern gebildet 
werden, die Über einen Zeitraum von 
3 Jahren an regelmÄ¿igen 
Befragungen (3-4 mal jÄhrlich) zu 
lokalen Themen teilnehmen.  
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III.  Anforderungen an 
BÜrger(innen)beteiligung 
 
Keine Patentrezepte 
 
22. Es gibt sehr unterschiedliche 
Wege und Formen der BÜrger-
(innen)beteiligung, aber keine Pa-
tentrezepte. Welche Methode die 
jeweils sinnvollste ist, muss von Fall 
zu Fall am konkreten Projekt 
abgewogen werden. Oft empfiehlt 
sich auch ein Methodenmix. Gerade, 
wenn das Beteiligungsverfahren im 
Anschluss an BÜrgerentscheide 
stattfindet, kann man aus der 
Konfliktlage auf geeignete Verfahren 
schlie¿en. 
 
Ergebnisoffenheit, FrÜhzeitigkeit, 
faire Einflusschancen 
 
23. Wichtig ist aber in allen FÄllen, 
dass die BÜrger(innen)beteiligung 1) 
ergebnisoffen angelegt ist, d.h. nicht 
blo¿ zur Akzeptanzbeschaffung fÜr 
bereits getroffene Vor-Entscheidung-
en dient, 2) mÖglichst frÜhzeitig 
erfolgt, also zu einem Zeitpunkt, an 
dem noch reale Entscheidungsal-
ternativen bestehen, und 3) fÜr alle 
potentiell berÜhrten Interessen faire 
Einflusschancen anstrebt, wozu er-
forderlichenfalls auch eine im 
angemessenen VerhÄltnis zur Bedeu-
tung des Planungsgegenstandes ste-
hende ZurverfÜgungstellung von 
Ressourcen gehÖrt, um Alternativ-
planungen durchfÜhren oder in Auf-
trag geben zu kÖnnen. 
 
Transparenz und KlÄrung des 
Stellenwertes 
 
24. Ebenso muss Konsens Über die 
Regeln bestehen und klar sein, 
welcher Stellenwert der BÜrger-
(innen)beteiligung zukommt. Werden 
mehrere Verfahren parallel oder 
sukzessiv eingesetzt, muss trans-
parent sein, wie sie aufeinander 
bezogen sind. Sie mÜssen einen 
klaren Adressaten haben, und es 
muss sichergestellt sein, dass ihre 
Ergebnisse Beachtung finden. 
 

Konsultativ, nicht dezisiv 
 
25. KlÄrung des Stellenwertes 
bedeutet aber ebenso festzustellen, 
dass die vorgestellten Modelle 
konsultativ und nicht dezisiv sind. 
Sie entlasten nicht von der Not-
wendigkeit, sich um demokratische 
Mehrheiten zu bemÜhen, sei es auf 
reprÄsentativ-parlamentarischer E-
bene oder durch direktdemokrati-
sche Entscheidungsverfahren, etwa 
wenn das Parlament selbst einen 
abschlie¿enden BÜrgerentscheid in 
die Wege leitet.. 
 
FÖrderliche Bedingungen 
 
26. Die Motivation zur Teilnahme 
wird darÜber hinaus erleichtert durch 
a) thematische Konkretheit und 
Begrenzung, b) temporÄren Charak-
ter der Engagementverpflichtung und 
c) Arbeit in kleinen, Überschaubaren 
Gruppen, in denen der Wert des 
eigenen Engagements sichtbar wird.  
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